
Einzelpreis 70 veiler .

ArdaMon und Verwaltung !

Prag , U. . Aekaznnka 18.

Telephone :

Sagt « r ebattlons

26705 , 31460 .

Rachtred attlan : 26707 .

Postscheckamt: 57544 .

Instralt werden lau ! Tarif
billigst berechnet . Bei öfteren
Einschaltungen Preisnachlab .

SozMmoKM
Zentralorgan der Dentlchen lozialdemkralllchen Arbeiterpartei

ta der tschechoslowakischen Republik .

Bezugs - Bedingungen :
Ptl Zustellung In » hau » adtr

bet Bezug durch die Post :

monalNch . . . . Ki 16 . —

ultrltllShrNch . . . 18 . —

halbjährig . . . . . 06 . —

ganzsährtg . . . , „ 102 . —

Rückstellung von Manu -
ffripten erfolgt nur bei Ein¬
sendung der Rtlaurmaritn .

erschein « mU Ausnastm .
der Montag «NgNch lrütz

8. Jahrgang . Freiing . 8. Feber 1828 . Nr . 31.

Ausmarsch zum inneren
Locarno .

Die DurchfiihrungS - Berordnung zum
Sprarhengcsetz .

Gleichzeitig mit der tschechoslowakischen
Verfassung hat die sogenannte revolutionäre ,
nur auS Vertretern der Tschechen bestehende ,
selbsternannte Nationalversammlung am
29 . Feber 1920 das Gesetz, mit welchem die

Grundsätze des SvrachenrechteS in der tschecho¬
slowakischen Republik festgesetzt werden , erlassen .
Es ist bekannt , daß dieses Gesetz unter Ver -

lctzung der priinitivsten Grundsätze der demo¬
kratischen Gleichberechtigung aller Nationen
und Sprachen , unter eklatanter Verletzung des
von der Tschechoslowakei mit den Hauptmächten
geschlossenen Mindcrhcitsschutzvcrtragcs versagt
wurde , mit dein einzigen Vorsatz , der . tschechi¬
schen , respektive der eben durch das Sprachen ,
gcsctz eingeführtcn sogenannten tschechoslowaki¬
schen Sprache die unumschränkte Vorherrschaft
zu sichern. Dieses harte Gesetz, das , wie be -
rannt , zu einem Bestandteil der Verfassungs¬
urkunde erklärt worden ist, enthielt eine einzige
Bestimmung , die es einer Durchführungsver -
ordnung ermöglicht hätte , die ärgsten Härten
wenigstens für die Dauer von fünf Jahren anS -
zuschalten . Von dieser Möglichkeit hat die Ne¬
gierung im Verlaufe der seit Erlassung des

Sprachengesetzes vergangenen Jahre keinen Ge -

brmich gemacht . Dafür hat sie aber in der seit
Ablauf jener fünf Jahre verflossenen verhält
niSmässig kurzen Zeit die Zeit gefunden , der

Bevölkerung dieses Staates ein bedeutend um -

sangreichercs Geschenk darzubringen , als es

jene vom Sprachengosetz vorgesehenen Milde¬

rungen gewesen waren .

Jemand , der die Verhältnisse in diesein
Staate und den Gedankengang der ihn beherr¬
schenden Koalition auch nur oberflächlich kennt ,

hat von einer Sprachenvcrordnung, , die von
dieser Negierung ausgegcben wird , gewiss nichts
gutes erwarten können . Die Ncgierungsverord -
mmg vom 3. Feber dieses Jahres , die gestern
in der Gesetzessammlung publiziert worden ist,
hat aber , dies muss sogleich gesagt werden , die

schlimnisten Erwartungen übertroffen . Die

Durchführungsverordnung enthält eine solche
Fülle von Härten und Ungerechtigkeiten , dass sie
notwendigerweise dazu führen müssen , das Ge -
fühl der Ungerechtigkeit und des Unrechtes unter
den Angehörigen der nichttschechischen Nation

auf das massloseste zu verschärfen . Aber offene
bar ist der Regierung gerade im gegenwärtigen
Augenblick eine solche Aufstachelung der natro -

nalistischen Leidenschaften nur erwünscht , um

dadurch die zerschlissene Einigkeit unter den

Koalitionsparteien herzustellen und die Auf -
merksamkeit von dem inneren Jammer der

Koalition abznlenken .
Die Sprachenvcrordnung ist ein umfang¬

reiches, aus 101 Artikeln und 20 Hauptstücken
bestehendes Werk , es ist daher ganz unmöglich ,
bei der ersten Betrachtung die ganze Fülle und

Tragweite der einzelnen Bestimmungen voll zu
ermessen und abzuwägen und das Ausmass des

Unrechts der Gesetz- und Verfassungswidrig -
leit , die hier geschehen ist , abzusehen . Es sei
daher im folgenden nur auf einzelne Fragen
aus dein grossen Komplex der von der Ver¬
ordnung berührten Probleme hingewicsen . Eine

genauere Besprechung muss einem späteren Zeit¬
punkt Vorbehalten bleiben . Und die Sprachen¬
verordnung wird ja auch —, wir Sozialdemo¬
kraten bedauern dies am allermeisten — leider

noch für lange Zeit den Gegenstand der poli¬
tischen Diskussion und Auseinandersetzung in

diesem Staate zu bilden haben .
Unsere erste Sorge gilt naturgemäss den

Angestellten des Staates unh der Frage , in¬

wieweit sie durch diese Verordnung in ihrer
Existenz betroffen werden . Und damit steht es

nun allerdings sehr schlimm . In der letzten
Zeit sind in der tschechischen Presse Mitteilun¬
gen aufgetaucht, dass an eine Aufhebung deö

Abbaugesetzes gedacht wird . Wenn man die

Sprachenverordnung liest , wird diese Nachricht
erklärlich , denn nach dieser Durchführungsver¬
ordnung wird ! dir Negierung das Abbaugcsctz
nicht mehr benötigen , um diejenigen deutschen

die Krönung des MeWernngswerkes .
Die Durchführungsverordnungen zum Sprachengefetz übertreffen die lchUmmsteu Erwartungen .
Drangsalterung der übrtggebliebenen deutschen Staatsangestellten . — Generalangriff gegen die

Autonomie der deutschen Gemeinden .
i ?Eb«r . Heult hat die Regierung di « schon so lange angekündigten Durch -

zum Sprachenges,tz vom 2». Feber 1920 endlich herausgegeben . Schon

, ,
Hurchölick dieses unerhörten Machwerkes lasst «kennen , dass es selbst die schlimm ¬

st ^' U' chEungen noch weit in den Schatten stellt und nnr daraus auSgeht , di « deutsche
prmhe sowie die der anderen Minderheiten zu Gunsten d « alleinseligmachenden Staats -

sprache zu unterdrücken und dem freien Ermessen der Behörden gerade auf diesem Gebiet den
denkbar weitesten Spielraum zu gewahren . Die Bestimmungen über die sprachliche Qualifi -

X? " « er Staatsangestellten geben die bequeme Handhabe zur fast völligen Entfernung der
uvnggebliebenen deutschen Staatsangestellten « nd die kärglichen Reste . der Gemeindeauto .
nomie werden noch weiter abgebaut . Ein einziger Ausschrei der Entrüstung muh die Antwort
auf diesen neuen Borstoss der allnationalen Koalition sein !

Wir geben nachfolgend die Bestimmungen dieser unheilvollen Durchführungsverordnun ¬

gen , über die das letzte Wort hofsenlich noch nicht gesprochen ist . vollinhaltlich wieder .

*

Die Regierung der Tschechoslowakischen Re
puol » verordnet aus Grund des Gesetzes vom
29 . Feber 1920 , mit dent die Grundsätze deS

Sprachengetzes in der Tschechossolvatischen Repu¬
blik festgesetzt werden , folgendes :

Erster Teil .
Von den Gerichten , Behörden , Anstal -
ten , Unternehmungen und Organen

der Republik .

Erstes Sauptstülk .
Allgemeine Bestimnmngen über die Amtsfüh¬

rung .

Art . 1. Alle Gerichte , Behörden , Anstalten , Un¬

ternehmungen und Organe , die den obgenannten
Ministerien unterstehen , haben ihre äussere Bezeich¬
nung und geben ihre Berlauibarungen in der staats ,

offiziellen Sprache heraus , sofern nicht in den fol¬
genden Bestimmungen eine Ausnahme zugelassen ist .
Sie sind daher vornehmlich verpslichtet und berech¬

tigt , nur in dieser Sprache .

a ) Eingaben anzunehmen und sie mit der Ein »

laufSnummer zu bezeichnen , Partciäusserungcn und

Parteianträge anzunehmen ;
b) ihre Erklärungen in amtlichen Protokollen

zu protokollieren ;
e) über sie zu verhandel » und über die Ber -

handlungen das Protokoll zu führen ;
d) Beratungen zu pflegen , den behördlichen Ver¬

kehr zwischen den einzelnen Abteilungen zu erhal¬
ten und der Kanzlei Weisungen zu erteilen ;

e) Eingaben und Anträge zu erledigen nnd auch i

*

eigene Erledigungen heranSzngeben , die nicht auf
Antrag oder Ersuchen einer Partei erfolgen ;

f) gegenseitig miteinander und mit anderen
staatlichen und SeldstverwaltungSdehör -
den , BertretungSkörpern und öffent¬
lichen Korporationen zu korrespon¬
dier en ;

g) alle Drucksorttn , vornehmlich Register , Vor¬
merke nnd Verzeichnisse zu benützen und in ihnen
Vermerke zu machen ;

**
h) die Eintragungen in die öffentlichen Bücher ,

Register , Landtafeln , Berg : nnd Eifenbahnbiichcr ,
Depositenbiicher , Firmenregister , Bodenamtskataster
zn mache » nnd die Unterlagen für solche Eintragun¬
gen hinzuznfügen ;

i ) urkundliche Unterschriften nnd Abschriften zn
beglaubigen ;

0 Kundmachungen im eigenen Wirkungskreis zn
erlassen ;

l ) innen und aussen die Gebäude nnd Amtslokale

zn bezeichnen ;
m) die Behörde und den AmtSfiegel auf Urkun¬

den nnd Akten zu bezeichnen ;
n) Meldungen , Mitteilungen nnd Ausweise an

die vorgesetzten Behörden zn machen .

Art . 2 erklärt , dass unter Gerichten alle

ordentlichen und ausserordentlichen
Gerichte , sowie solche , an deren Amtshandlung ein ,
BerufSrichter oder Staatsbeamter mit teilnimmt ,
unter den Anstalten vornehmlich die Strafanstalten ,
Besserungsanstalten , Gesundheitsanstalten und unter

Organen vornehmlich die össentlichen Dolmetsche ,
Geometer , Bahningenieure , staatliche D i »

striktS - und Bezirksärzte und andere Per -

sonen, die von der Regierung zur Verrichtung von
Arbeiten im össentlichen Interesse betraut sind , zu
verstehen sind .

Art . 3. Unter Eingabe im Sinne dieses Ge¬
setzes und dieser Verordnung ist das mündliche oder
das schriftliche Gesitch um eine Anttsverrichlung und
jede mündliche oder schriftliche Mit¬
te i 1 u n g zu. verstehen . Bei persönlichcit Auslagen
von Parteien , bei Gesuchen nm Jnsormationcit nnd
nm Beschleunigung des AmtsversahrenS ist den
Parteien , die der Staatssprache oder der Minder¬
heitssprache , itt der in dem betressenden Bezirk Ein¬
gaben erledigt werden können , nicht mächtig sind , der

Verkehr mit dem Gericht oder mit der

Behörde , soweit dies dem Gericht oder der Be¬
hörde möglich ist , zu erleichtern .

Art . 4. Eine Eingabe , die von einer Par¬
tei , die nicht durch ihren RechtSsrennd vertreten
ist , in einer anderen aiü in der Staats¬
sprache gemacht wurde , wird , falls dem Gericht ,
der Behörde oder dem Organ nicht bekannt
ist , ob die Partei die Staatssprache kennt , zur u n»
gesäumten Behebung de « form eiten
Mangels in einer angemessenen kur¬
ze « Frist z u r ü ck g e st e 1 l t , es sei denn , dass
eS sich um Eingaben nach Art . 1» handelt . Eine
Eingabe , die an eine Frist gebunden ist oder der
das Gesetz «ine gewisse Rangordnung zuerkennt ,
hat die Partei in einer sachlich ungeänder¬
ten An » fertig ung in der Staats¬
sprache unter Hinzufügung der ursprünglichen
Eingabe vorzulegen . Dao ist der Partei bekanntzu¬
geben . Hiebei kann ihr ausgetragen werden , den
Nachweis zu erbringen » dass die ursprüngliche Ein¬
gabe mit der in der Staatssprache gemachten sich
deckt . Da » gleiche gilt von grnndbilcherllchen An¬
trägen ; hier müssen Eingaben in Entsprechung
deS amtlichen Auftrages binnen drei Tagen nach
der Zustellung zwecks Behebung des formalen
Mangels elngebrachl werden . Die Posttage werden
in diese Frist nicht eingerechnet .

Wurde die Eingabe innerhalb der s e st «
gesetzten Frist in der Staatssprache wieder
vorgelegt , so wird sie so behandelt , wie wenn
sie von allem Anfang an ordentlich
eingebracht worden wäre . Bringt sie die Par¬
tei aber erst nach dieser Frist oder nngeändert oder
ohne Zufügung der ursprünglichen Eingabe , dort ,
wo eS vorgeschrieben ist , ein oder entspricht sie
nicht der Anssorderung , die Gleichheit beider Ein¬
gaben nachznwelfen , wird aus die erste Ein¬
gabe keine Rücksicht genommen . War diese

Staatsangestellten , die trotz des Abbaues noch
im Dienste verblieben sind , zu entlassen . Ab -

gesehen davon , dass an eine Neuanstessung
deutscher Beamte angesichts der Bestimmungen
der vorliegenden Verordnung nicht gedacht wer¬

den kann , werden auch jene deutschen Angestell¬
ten , die noch im Staatsdienste stehen , ein Spiel -
ball im freien Ermessen der diversen mit der

Prüfung der sprachlichen Qualifikationen be -

trauten Instanzen . Richter , Beamte Und An¬

wärter und alle anderen schon im Dienste
stehenden Angestellten , Missen binnen sechs
Monaten den Nachweis erbringen , dass sie der

Staatssprache mächtig sind. Die Bestimmun¬
gen , die einen DispenS von diesem neuerlichen
Nachweis vorschen , sind derart gehalten , dass
ein Beamter , den die Staatsvevivaltung ent¬

lassen will , ihr vollkommen rechtlos ausgclie -
fert ist . Die Verordnung sieht sogar eine Ver¬

setzung von Richtern zum Zwecke der Erlernung
der Staatssprache vor ; wir wissen , dass die in

allen Kulturstaaten eingehaltene richterliche Un¬

abhängigkeit sich in diesem Staate nicht gerade
einer grossen Beliebtheit erfreut ; wir wissen,
dass unter Verletzung der bezüglichen Bestim- .
mungen der Vevfassung durch - Gesetz die richter¬
liche Unabhängigkeit wiederholt suspendiert
wurde und auch derzeit noch suspendiert ist.
Aber diese Einschränkungen der richterlichen
Unabhängigkeit wurden ' bisher auch hier nur

als provisorisch bezeichnet . Hier finden wir —

und noch dazu in einer Verordnung der Re¬

gierung — die richterliche Unabhängigkeit , so-
weit sie deutsche Richter betrifft , definitiv er -

schlagen . Ein Staatsbeamter , der innerhalb der

ihm gesetzten Frist die Kenntnisse der Staats¬

sprache nicht nachweist , kann nicht nur nicht
avancieren , sondern er kann diszipliniert und

vensioniert werden . Diese Vorschriften beziehen
sich nicht nur auf Staatsbeamte im engeren
Sinn , sondern auch auf Notare , staatliche
Distriktsärzte usw .

Die Sprachenvcrordnung ist auch ein

Mittel , den Nest an Autonomie , den die

tschechoslowakische Gesetzgebung in ihrer Ge -

meindegesetzgebung , in ihren Steuer - und

Finanzvorschriften und bei vielen anderen

Gelegenheiten noch übrig gelassen hat , so weit

er die deutschen autonomen Körperschaften
betrifft , in weitestem Masse zu durchbrechen .
In Städten mit eigenem Statut muss sowohl
der Bürgermeister als auch seine Stellvertreter

vollkommen der Staatssprache mächtig jein .
Gemeinden mit über 3000 Einwohner müssen
eine genügende Anzahl von der Staatssprache
in Wort uud Schrift mächtigen Beamten be¬

sitzen. Selbst ganz kleine Gemeinden , in deren

Vertretung auch nur ein tschechischer Gc -

meinderat sitzt, müssen für die tadellose Erle¬

digung der Schriftstücke in tschechischer Sprache
Vorsorge treffen . Hiebei hat darüber , ob die

anzustellende Kraft befähigt ist , im Zweifels¬
falle nicht etwa die Gemeinde selbst, sondern
die politische Landesverwaltung zu entscheiden .
Den ntchttschechischen Gemeinden werdm in

der Verordnung ungeheure finanzielle Lasten
auferlegt . Selbst die kleinsten Gemeinden
muffen tschechische Urkunden herausgeben , so

müssen Heimatschcinc und Legitimationen für
den Grenzvcrkehr immer an erster Stelle in
der Staatssprache verfasst sein . In allen Ge¬

meinden , deren Verhandlungssprache nicht die

tschechische ist , müssen die in der Sitzung der

Gemeindevertretung und der Kommissionen
gestellten Anträge in die tschechische Sprache
übersetzt werden , wenn auch nur ein Mitglied
des betreffenden Kollegiums es verlangt .

An vielen Stellen geht die Verordnung
selbst über den iveiten Nahmen dessen , zu dem

sie nach dem gegenüber den Minderheiten ge¬
wiss nicht benevolenten Sprachengesetz formell
berechtigt wäre , hinaus , selbst dort , wo sie
durch das Gesetz und die Verfassung gedeckt
ist , zeigt sic den Geist der Gehässigkeit , Macht¬
gier und . Kleinlichkeit . Die Wirkung kann man
schon jetzt Voraussagen : die tschechischen Na¬

tionalisten werden sich freuen , dass den Min¬

derheitsnationen ein neues Unrecht zugcfügt
wurde , den deutschen Chauvinisten ist neue

Nahrung damit gegeben worden . Ucbcr diese
Wirkung der Sprachenvcrordnung scheinen sich
auch manche der tschechischen Sozialdemokraten
bewusst zu sein , denn auffallendcrwcise trägt
diese Verordnung , die eine Verordnung der

Gcsamtregicrung ist , nicht alle Unterschriften
der tschechisch sozialdemokatischen Minister .
Die Minister VechpnL und Dr . Winter fehlen
darauf , nur Dr . D6rer ist unterschrieben . So
also steht das innere Locarno aus , von dem
in der letzten Zeit viel erzählt wurde ! Die

Sprachenverordnnngen sind eine böse Saat
wie sich noch zeigen wird . - ' ' - i
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erste Eingabe an «Ine Frist gebunden und ist diese

Frist abgelausen , so wird die neue geänderte Ein¬

gabe al » verspätet zurückgewiesen . An¬

sonsten wird fie so erledigt , al » wäre fie an dem

Tage , wo sie neuerlich eingelausen ist , eingebracht
worden .

Wenn die Eingabe in einer anderen al » der

Staatssprache für die Partei feiten » eine »

RechtSfreunde » gemacht wird oder wenn die

Eingabe von einer Partei herrührt , von der dem

Gericht oder der Behörde oder dem Organ bekannt

ist, daß sie der Staatssprache kundig ist ,

oder wenn die Partei die ihr ziirückgcstcllte Eingabe
nicht in Entsprechung der amtlichen Weisungen vor¬

legt , ist sie abznweisen .
Wenn eine Partei , die ihre Angelegenheit

mündlich vorbringt , ersucht , er möge mit ihr

ein Protokoll entgegen diesen Bestimmungen ausge¬
nommen werden , ist sie im Sinne diese » Gesetze » zu

belehren ; verharrt sie doch aus ihrem Ver¬

langen und handelt e» fick nicht nm einen Fall ,

wo von Amt » ivegen in staatlichem Interesse vorge¬

gangen wird , so ist sie abzuweisen und eS ist darü -

über ein kurzes Protokoll aufzunehmen .
Art . 6. Eingaben , deren Entgegennahme ein

unaufschiebbar dringende » StaatSin -

teresse erfordert , dürfen entgegengenommen wer¬

den auch dann , wenn ste nicht in der Staats¬

sprache erfolgen . Solche Eingaben werden erledigt

und über sie verhandelt , ober nur in der Staats¬

sprache. Wurde eine solche Eingabe nicht angenom¬

men , so kann sich die Partei nickt wegen Verletzung
de » Sprachenrechter beschweren . Eingaben und Be¬

kenntnisse von Steuerträgern und deren

Vertretern , die öffentliche Stenern und Abgaben be¬

treffen , werden nicht al » solche Eingaben angesehen .
Art . 6. Eingaben , die , von den Fällen der

Art . 22 und 28 abgesehen , in der Staats - und in

eiper anderen Sprache so gemacht wurden , daß ste

nicht zu trennen sind und die nicht einmal der

Bedingung de » Art . 5 entsprechen , sind im Sinne

de » Art . 4 znrückznstellen , eventuell abzu¬
weisen , damit sie nur in der Staatssprache einge¬
bracht werden . Wurde die Eingabe in verschiedenen
Ausfertigungen gemacht , so ist die Ausferti¬
gung in der anderen Sprache als zur

Amtshandlung ungeeignet zurückzu -
weisen und über die in oer Staatssprache versüßte

Ausfertigung da » vorgeschriebene Verfahren einzu¬
leiten .

Art . 7. Urkunden und Akte , die nicht in

der Staatssprache , aber in einer solchen Sprache ver¬

faßt sind , die irgend eine nationale Minder¬

heit in dem Staate spricht , dürfen al » Bella -

lagen , Unterlagen , zu Beweis - und anderen amt¬

lichen Zwecken ohne beglaubtgte Ueber -

s e tz u n g in der Staatssprache nur bei einem solchen

Gericht , Amt oder Organ vorgelegt werden , dessen

Sitz sich im Sprengel eine » Kollegialgerichts
zweiter Instanz befindet , in dem wenig¬

stens ein Gerichtsbezirk mit einer solchen
nationalen Minderheit ist und fall - ste vor dem

ü. März 1825 errichtet worden sind Nichtsdestoweni¬
ger kann da » Gericht , die Behörde oder da » Organ
der Partei anftragen , eine beglaubigte Ueber -

setznng in der Staatssprache vorzulegen ,
falls ihm eine solche Urkunde nicht vollkommen ver¬

ständlich ist . Eine Eintragung in die öffent¬
lichen Bücher , Register und Apparate des Bo -

denkataster » kann aber nur auf Grund von U r k « n-

den in der Staatssprache oder solcher Ur¬

kunden , deren beglaubigte Ueberseyung in

de. ' Staatssprache beigesügt wurde , bewilligt werden .
Urkunden oder Sckristsiücken , die in einer anderen
al » in der im Absatz 1 erwähnte ' ! Sprache versaht
sind , muh immer eine beglaubigte Abschrift in der

Staatssprache beigeschlosien werden .

Art . 8. Mit Parteien und andere « '

Beteiligten ist nur in der Staats ¬

sprache zu verhandel « . Gehören aber Zeu¬

gen , Sachverständige , NrknndSpersonen oder auch

Parteien , die zu Beweiszwecken oder wegen einer

Beschuldigung vrrhört werde » , de » Angehörigen

einer sprachlichen Minderheit <2. Hauptstiicks im

Sprengel desselben Kollegialgericht «» zweiter In¬

stanz an « ad überzeugt sich da » Gericht oder da »

elnvernehmenb « Amt davon oder ist ihnen aus

Grand de » Wohnorte » , de » Aufenthalte » de « Ein¬

vernommenen oder au » anderen Umständen fsrll -

here Verhandlungen «. äs bekannt , daß der Einver¬

nommene der Staatssprache nicht so

mächtig ist , um in ihr sachlich richtige Aussage »

mache » z « könne » , so könne » diese Personen ohne

Dolmetsch in ihrer Sprache einver «

nommen werde « .
Die Aussage hat Im Protokoll in der 8 t a a t S-

sprache protokolliert , aber dem Einvernom¬

menen verdolmetscht zu tverden , worüber im

Protokoll ein entsprechender Vermerk zu machen ist .

Handelt e » sich um die wörtliche Wiedergabe
der AuSsag « , worüber der Richter , der Beamt « ,
oder der Senat , vor toelchem die Einvernahme er¬

folgt , von omtSwcgen oder auf Antrag der Partei mit

endgültiger Wirksamkeit entscheidet , so wird di « Aus¬

sage auch in der Sprache , in der si « ge¬
macht wurde , protokolliert . Wenn der

Schriftführer dieser Sprache nicht mächtig ist , so pro¬
tokolliert ste der Einvernehmende oder der Dolmetsch
und der Einvernommene unterschreibt sie. Fall » er

notwendig ist , zum Sachverständigen eine der

Staatssprache nicht mächtige Person zu bestellen , weil

e» an derartigen Schaverständig « -. in der Staats¬

sprache fehlt , so ist mit ihm im Sinne der Absätze L
bi - ü vorzugehen .

Weigert stch die einvernommene Person , die

der 8 t a a t » s p r a ch « k « « d i g ist , in der Staats¬

sprache auSzusagen , und Ian « aus diesen Fall keine
andere Bestimmung angewendet werde » , so hat ste
mit Veldbuhen bis 1088 Kronen ( 8 8,

Abs . 4) dazu gezwungen zu werden .
Art . S. Gilt für da » Verfahren nicht Advo¬

katenzwang und läht sich die Partei nicht ein¬

mal durch «inen Bevollmächtigten vertreten , so kann
mit ihr unter den Voraussetzungen der Art . 8, Abs . 2
in ihrer Sprache verhandelt werden . Dar

Protokoll muh in der Staatssprache abgefaht tverden .
Der Partei kann aber auch aufzetragen wer¬

den , zur Vertretung ihrer Rechte einen der

Staatssprache kundigen Bevollmäch -
tigten zuzuziehen , falls der Richter oder der Be¬
amte der MinderheitSsprache nicht vollkommen mäch¬

tig Ist , und auch die Partei nicht imstande ist . sich
in der Staatssprache über den Gegenstand der Ver¬

handlungen verständlich auizudrücken .
Art - 10. Parteien und andere Beteiligte kön « en

stch n i ch t darauf b e r u s e n, dah der R e ch t » .

Vertreter , Verteidiger oder andere von

ihnen bestellte Bevollmäcktigte der Staat » -

frache nicht vollständig mächtig find ES

ist elin Grund für da » Hinzuziehen ein «» Dol¬

metsch , dah Rechtsanwälte , verteitiger oder Bevoll¬

mächtigte sich an der Verhandlung beteiligen , die
der Verhandlungssprache nicht mächtig sind . Der

Partei obliegt e », sich immer durch
ei « « » sprachlich geeigneten vrrtri -
tervertreten zu lassen Ergibt sich di « Rot .

Wendigkeit , für die Partei eineu ex ofso » Ver¬
treter oder Kurator von amtswege «
zu bestellen , so hat nach Möglichkeit «in solcher be¬

stellt zu werden , der sowohl de » Staats¬

sprache , al » auch der Sprache tar betresfeuden
nationalen Minderheit vollkommen

mächtig ist . Da » gleiche gilt t - n den Verwaltern
de » Exekution »- . Konkurs « und Ausgleichsverfah¬
ren ».

Art . 11. In jenen öffentlichen Büchern ,
bei denen bisher Drucksorten In einer Minder¬

heitssprache verwendet wurden und in denen di «

ileberschriften in dieser Sprache gemacht sind ,

Ist Innerhalb einer vom Präsidium de » Kollegialge¬

richte » ztveiter Instanz sestzusetzenden Frist , sowohl

der Wortlaut der Drucksorten al » auch die liebet »

Ichrlst der Einlage in die Staatssprache , sei e » durch
eilte Stampiglie , sei « » durch Ueberschrei »
bett »mzuändern , und zwar an erster Stelle . In

gleicher Weist Ist In den Firmenregistern , Katapral -

operaten u. dgl . vorzugehen .

TtaatSanstalten und Unternehmungen ,
ausgenommen Kulturanstalten .

Art . 12. Staatsan st altenundStaat » .

Unternehmungen , dl « de » lm Artikel 1 an¬

geführte « Ministern untergeordnet sind , amtiere «

und geben ihr « Kundmachungen , abgesehen davon ,

wa » tiefer unten bestimmt ist , in der tschecho¬
slowakische « Sprach « Hera «». Ihr « Ge¬

bäude und Amtslokale sind in ter tschecho¬
slowakische » Sprach « bezeichnet und in der

gleichen Sprache werden auch ihr « Amtüsiegel ver¬

fertigt . Ihr « KorrespondenzmltdrnPar «
teirn , soweit st « in sachlicher und geschäftlicher
Beziehung zum Betrieb erforderlich ist , und ihre

fachliche » Publikationen find i.> bezug auf die Be¬

nützung der Sprach « nicht den Vorschriften
über die Amtsführung unterworfen .
Aber auch in diesen Fällen ist eine andere al »

di « Staatssprache nur dann zu verwenten ,

wenn die » unbedingteerforderlich ist . In

staatlichen Anstalten und Unternehmungen hat im

persönli ' en Verkehr mit der tschechoslowakischen
Sprach « unkundigen Personen nach Möglich¬
keit deren Mnttersp ar . , «, eventuell «Ine

andere , in der ste sich verständigen können , verwen¬

det zu werd « » . Verlautbarungen und schriftliche

Weisungen , die sür de « inneren Gebrauch der An¬

stalten und Unternehmungen bestimmt find , wer¬

den nach Bedars mich in anderen Sprachen heraus «

gegeben .

Zahlungsmittel und Stempel .

Art . 18. Metall » und Papierzah¬
lungsmittel , sowie Stempel werden in

der Staatssprache herauSgegeben . Der Wert

der PapierzahluugSmittel wird nach Bedars
auch in den Sprachen , die von den Minderhei¬
ten der Tschechoslowakischen Republik gesprochen
werden ( Art . 14) , angegeben werden .

Zweites Sauptfiück .
Bon den sprachlichen Minderheiten .

Art . 14 . Unter einer nationale « u « d sprach¬
lichen Minderheit im Sinne diese » Gesetze » und

dieser Verordnung werden Staatsbürger der

Tschechoslowakischen Republik verstanden » die «ine

und dieselbe Sprache , aber «ine andere als dir

Staatssprache sprechen , deren sich nach dem Er¬

gebnis , aber «in « ander « al » di « Staatssprache

sprechen , deren sich nach dem Ergebnis der letzten

amtlich verösfentlichten Volkszählung wenigstens
in einem Gerichtsbezirk der Republik mindesten »
28 Prozent der Bevölkerung bedient .

Art . 15. Aerichtsbezirk im Sinne de » tz 2,

Abs . 2, de » Gesetzes ist der Sprengel eines Ge¬

richtsbezirkes , in dem auf Grund der letzten amt¬

lich veröfsentlichten Volkszählung mindesten » 2V

Prozent von Staatsbürgern leben , die fich zu
irgendeiner , und zwar einer und derselbe « «ach
Art . 14, angeführten Sprache bedienen . Wurde

diese » Verhältnis von Angehörigen einiger ande¬

rer Sprachen al » der Staatssprache festgestellt , so
gelten für jede dieser Minderheiten di « besonderen

Bestimmungen de » Gesetze » in dieser Verordnung .
Wenn aus dem Gebiet einer Gemeinde mehrer «

Bezirksgerichte errichtet wurden , so gilt die ganz «
Gemeind « als einziger Gerichtvbezirk .

Art . 16. Angehörige der Sprache einer nationa¬

len Minderheit können nicht nur physische, sondern

8. Feber 192 « .

auch juristische Personen und ihnen ähn¬
liche selbständige Rechtssubjekte , weiter Selbstver-
waltungSbehörden , Vertretungskörper , kirchliche Be¬
hörden und andere Korporationen sein .

Die Zugehörigkeit zu einer Minder¬
heit ist bei schriftliche « Eingaben nach der
Sprache der Eingabe zu beurteilen , sofern
nicht dem Gericht der Behörde oder dem Organ be¬
kannt ist, daß die Partei einer anderen Sprache
angehört . Sind ernste Zweifel vorhanden , daß die
Partei einer Minderheitssprache angehört , in der
die Eingabe gemacht wurde » dann wird eine münd¬

liche oder schriftliche Erklärung der Partei abver¬

langt . Bet einer mündlichen Verhandlung ist an die

Partei , die in der MinderheitSsprache verhandeln
will , immer eine Anfrage nach ihrer sprach -
lichen Zugehörigkeit zu stellen , soweit nicht
di « sprachliche Zugehörigkeit der Behörde zweifellos
bekannt ist .

Bei juristischen Personen , selbständigen
RechtSsnbsekten , weiter bei SelbsWerwaltungSbehör -
den , BertretungSkörpern , kirchlichen Behörden und
anderen Korporationen ist daraus Bedacht zu neh .
men , in welcher Sprache sie im öffent¬
lichen Register eingetragen sind oder

welche Verhandlungssprache ste aus Grund

ihrer Statuten , ihrer Geschäftsordnung oder anderer
Vorschriften , eventuell , auf Grund dieser Verord¬

nung haben . Haben ste einer mehrfache Ver¬
handlungssprache , ist dir Staatssprache
entscheidend , fall » ste auch die Sprache der Re »
zistrierung oder die Verhandlungssprache ist . Anson¬
sten ist e» die Sprache , die hier an erster Stelle an -
tesührt ist . Bei DermögenSmassen kVerlos -
enschaften , Konkursmassen u. ä. ) ist die Sprache

de » bisherigen Eigentümer » maßgebend ,
bei Stiftungen und ähnlichen Zweckvermögen
die Sprache , in der ste verwaltet werden oder
di « an » dem Zweck oder der Stiftung - Urkunde her¬
vorgeht .

Parteien und andere « Beteiligten und Ihren
Rechtsvertreter « find Ordn » ng » strasen
(tz 8, Abs . 4, d. Ges . ) bi » zu 1668 Kronen aus, »er¬
legen , ) oenn sie über Ihr « sprachlich « Zugehörigkeit
oder sprachliche Fähigkeit « » unwahr «
Angaben mache « .

Auf diele Bestimmung ist jedeSmal , wenn die
Partei im Sinne der Bestimmung des Abs . 2, ge¬
fragt wird , aufmerksam zu machen . Die Auf¬
erlegung einer Geldbuße für den Rechtsvertre¬
ter schließt nicht die allfällige Verfolgung im
Disziplinarverfahren au ».

Art . 17. Die den Angehörigen einer sprachlichen
Minderheit durch da » Gesetz und diese Verordnung
gewährleisteten Recht « und Vorteile stehen
nur der Partei persönlich zu ; handelt die
Partei durch einen Bevollmächtigten , einen
gesetzlichen oder Rechtsvertreter , so ist maßgebend
die Sprache der Partei , keineswegs die Sprache , die
der Bevollmächtigte oder der Vertreter verwendet .
Dieser kann sich aus seine sprachliche Zugehdrigleit
nicht berufen .

Vktttes Saoptstülk .
AuSnahmSbestimmunge « .

a) Bezirke , Behörden und Organe in einem

Gerichtsbezirk mit sprachlicher Minder¬
heit .

Art . 18 . Ausnahmen von den im ersten
Hauptstuck angeführten Bestimmungen gelten un¬
ter folgenden Bedingungen : Denn es im Ge -

richtsbezirk eine sprachliche Minderheit
gemäß Art . 15 gibt , wenn eS sich um eine Sache
handelt , die Gerichten und Behörden oder Orga¬
nen deswegen zufallt , weil sich chre Wirksam¬
leit auf einen solchen Bezirk be¬

zieht , wenn die Partei Angehörige
der sprachlichen Minderheit ist und
in dieser Sprache Eingaben und Erklärungen
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Die gleiche Befürchtung hegte Eileen , und cs
laut ihr der leise Verdacht , daß hier vielleicht wie¬
der eine verbrecherische Älbsicht Lynns im Spiele
sei . Ter Streit , den er veranlaßt hatte , um sich
den Platz hinter ihnen zn sichern , machte das nur
m wahrscheinlich . Freilich konnte sie sich nicht er¬

klären , warum sein Floß schneller trieb , da e »

doch von derselben Strömung vorwärtsgetragen
Wurde .

Dann beobachtete sic . das Floß hinter ihm .
Die Leute darauf vermochte sie nicht zu erkennen ,
aber ste konnte wahrnehmen , daß der Abstand
»wischen ihm und dem Lynns der gleiche blieb .

Also trieb da » letztere nicht schneller , wohl aber
das ihrige langsamer als die andern .

War es schwerer belade » ?
Sie konnte die Frage nicht beantzivorten ; sie

war aber wichtig . Denn wenn das Ende der

Schlucht irichl bald in Sicht kam , konnten sie in

diesem Falle vielleicht durch Abwcrfen der La¬

dung einem Zusammenstöße entgehen . Das wäre

freilich auch ein ganz , verzweifelter Schritt ge -
ivcsen , aber wieviele Reisende vor ihnen hatten
schon ihre gesamte Ladung verloren und waren
sroh gewesen , nur mit dem nackten Leben heil
aus dieser unheintliche » Schlucht zu kommen .

Sie wollte eben Escher ihre beunruhigeick ) cn
Wahrnehmungen Mitteilen , als sie nach einer ge¬
ringen Biegung der Schlucht , gerade Vorau » ,
wenn auch noch in ziemlicher Entfernung , einen

Ausschnitt des freien Himmels erblickte . Dort
also war das Ende der Schlucht und der Gefahr .

Ein tiefer Atemzug der Erleichterung hob ihre
Brust . Unwillkürlich verglich sie die Entfernung
bis zur Landungsstelle mit dem Abstand , der

Lynns Floß von dem ihrige » noch trennte .

Es erschien durchaus möglich , daß sie sie noch
zur rechten Zeit erreichen konnten . UebrigenS
traten dort und auch schon vorher die Wände der

Schlucht weiter auseinander und Lynn hätte
ihnen ausweichen können, — wenn er gewollt
hätte . Aber gerade an feinem Willen dazu zwei¬
felte sie; denn er hatte sich sicher nicht unter An¬

weisung seiner brutalen Rücksichtslosigkeit an den

Platz hinter ihnen gedrängt , nm an ihnen vor¬

beizufahren .
Gleichzeitig wurde auch daS Wasser , daS bis¬

her mit seiner Aasigen Ruhe enien so seltsam un -
lieildrohenden Eindruck gemacht hatte , unruhig .
Die Felswände und wohl mich der Boden unter

dem Wasser schienen rissiger zu werden , denn eS

begannen sich Wirbel zu zeigen und Stellen , wo

es schäumte und brandete und sich zu weißem
Glsmt zerschlug . Beständig spülte es setzt auch
in einzelnen flachen Wellen Über das Floß hin¬

weg , so daß nur die beiden Frauen auf ihren er¬

höhte » Sitzen davon nicht betroffen wurden .

Wenn aber auch die Tiefe des Wassers hier
erheblich geringer war , so war sie iMnerKin noch
beträchtlich genug , daß sie dem Floße hätte eine

ungehinderte Fahrt gewähren muffen . Trotzdem
vermehrten sich aber die Rucke , die sich Escher
eben aus diesem Grunde gar nicht erklären

konnte .

Während er noch über die mögliche Ursache
»achsann , erlitt das Floß einen heftigen Stoß , der

es zu einem plötzlichen Halt brachte und nicht nur

ihn , sondern auch Eileen kopfüber in das Wasser
mimte . Gleichzeitig schwang das Hintere Teil des
Flohe » gegen die unke Felswand , denn Paterson
Ivar unter der Gewalt ves Stoßes vorwärts auf
feine Knie gestiirzt und hatte die Ruderpinne
fahren lassen,

Mrs . Paterson hatte fick aus ihrem Sitze
gerade nur dadurch halten können , daß sie an
Eileen angeprvllt war und auf diese Weise ihr
Gleichgewicht wiedererlangt hatte .

Atzt schrie sie laut uni Hilfe .
Eileen wie wie auch Escher waren unter

der Oberflää - e des Wassers verschwunden .
Wenn auch das Floß mit einer ziemlichen

Kraft gegen die Felswand angetrieben worden

war , so wurde eö ooch gerade durch diese » plötz¬
liche Abschwingen seines Endes auS der Fahrt -
richtung vor seiner voraussichtliche » völligen Zer -
trümmerung bewahrt , denn Lynn » Floß , das
direkt darauf zugehalten hatte und es i >n näch¬
sten Augenblicke gerammt hätte , traf es infolge
dieses Umstandes nicht nechr in feinem Wege an
und glitt langsam an seiner Seite entlang an

ihm vorbei . -

Kenlo hatte daS Unglück seiner Herrin mit
einem lauten Schreckgeheul beantwortet und

schwamm ohne Besinnen auf die Stelle zu , wo sie
versunken war . Als sie wieder auftauchte , wa¬
ren beide , der Hund wie das Mädchen , eine
Strecke weit von den « Floße fortgetrieben. Mit
einem Laut unsäglicher Freude packte er ihre
dicke Jacke zwischen seinen Zähnen und hielt
die leichte Last über Wasser .

Eileen schien sih im Wasser ziemlich sicher

zu fühlen , was nicht überraschend war , da ste
m San Franzisko , mit seinem wunderbaren

Badestrand ausgewachsen war . Rur behinderte
sie ihre schwere Kleidung . Aber sie wußte , was

ste zu tttn hatte . Es genügte ihr , die Hand auf
den Rücken des Kindes zu legen , um den Nach¬
teil der nassen Kleidung auszugleichen .

Dann , während die übrigen Hunde sich
allmählich um Kenlo und sie zu sammeln be¬

gannen , blickte sie um sich, um sich zuerst ein¬

mal zu vergewissern , was eigentlich geschehen
war .

Dort war das Floß. Augenscheinlich saß es

fest und wurde häufig vom Wasser überflutet .
MrS . Paterson war offenbar nichts geschehen, sie
half aver so gut sie konnte , durch ei » jämmerli¬
ches Hllfegeschrei .

Hilfe hatte freilich nur Mr . Lynn bringen
können , dessen Maß eben langsam vorbei¬

schwamm . Er rief Mr . Paterson , der ziemlich
valloS schien, etwas zu . ES klang wie eine Frage
höhnischer Anteilnahme . Eileen konnte aber die
Worte nicht verstehen .

Was ihr aber ein Gefühl lähmenden Ent¬
setzens einflößte , war , daß ste Escher nirgends
erblicken konnte . Rur seine Mühe sah sie, halb
im Wasser versunken , in der Strömung treiben .
Sie fühlte ihren Herzschlag stocken und konnte
nur mit Mühe einen Schrei zuvückdrängen , einen

Schrei , den die eigene Lebensgefahr ihr nicht
hatte erpressen können . —

Aber da tauchte schon, fast genau an der

Stelle , an der er versunken war , Eschers Kopf
aus dem Wasser empor — und jetzt riß ihr un -

bcfchreiblichc Erleichterung den zurückgehaltenen
Schrei au » dem Munde .

Siefah es nicht , daß in diesem Augenblicke
Lynns Floß an ihr vorübertrieb , sah auch nicht ,
daß diewr plötzlich auf dessen anderen Seite an¬

scheinend etwas dringend Notwendiges in Ord¬

nung zu bringen hatte , um eine Entschuldigung
dafür zu haben , daß er ihr den Rücken zukehrte ;
denn es war nicht ratsam , den Männevn auf
dem seinigen folgenden Floße zu zeigen , daß er
die Pflicht der Rettung eines Menschenlebens
absichtlich versäumte ste sah mir Escher

„ Paterson , ein Tau ! " rief dieser , stch an dem

Floß sesthaltend und die von Wasser triefenden
Haare au » der Sttrn streichend , denn ein Blick
hatte ihn belehrt , daß eS, wenn er Eileen zu
Hilfe. film, für ihn ohne ein solche» unmöglich
sein würde , mit ihr gegen die . Strömung wieder
nach dem Floße zurückzugelangen .

lFortsetzung folgt . )
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abgibt oder Verhandlungen führt . Es ist nicht
notwendig , daß ' die Partei oder ein anderer

Beteiligter , der zu berücksichtigen ist , seinen
Wohnsitz in dem Bezirk hat , für den die

Kompetenz »deS Gerichtes oder der Behörde bc -

grundet ist.
Art . 19 . Sind die Bedingungen des Art .

18 gegeben, so sind die Gerichte , Behörden , und

Organ « verpflichtet und berechtigt ,
von Angehörigen der betreffenden Minder -

heitssprache Eingaben auch in ihrer
nicht aber in einer anderen Minderheits¬
sprache entgegenzunehmen und Erledi¬
gungen nicht nur it der Staatssprache , kon -
dern auch in der Sprache derllAn¬

gabe auszugeben . Den übrigen , an der Ange ,
legenheit Beteiligten , von denen dem Gericht
oder der Behörde bekannt ist , datz sie Angehö¬
rige derselbe » Minderheitssprache sind , ist die

Erledigung auch in ihrer Sprache zu erteilen .
Denn dir Eingabe in einer anderen als der

zuständigen Minderheitssprache gemacht wurde
oder wenn sie in einer Minderheitssprache von

jemandem gemacht wurde , der ihr nicht ange¬
hört , ist analog den Art . 4 und I» vorzugehen .
Eine Eingabe , die in der Staats¬
sprache und in der zuständigen
Minderheitssprache gemacht wurde ,
ist entgegenznnehmen und daä Verfahren ein¬
zuleiten . Mit einer in der Waatssprache und
in einer anderen MinderheitSsprache oder einer
in der zuständigen Minderheitssprache und
einer anderen Minderheitssprache gemachten
Eingabe ist gemäß Art . 6 zu verfahren .

Art . 20 . Urkunden oder Akten , die in der
Sprache der Minderheit versaßt sind , die zur Zeit
der Eingabe im Bezirk bestand , können als Bei¬
lagen , Belege , z » Beweiszwecken oder einem an¬
deren anitlichcn Zweck ohne zeitliche Beschränkung
und ohne beglaubigte Uebersetzung in die Staats¬
sprache vorgelcgt werden . Auf Urkunden oder Ak -
len , die in einer anderen Sprache als der der zu -
lländigen Minderheit verfaßt sind , sind di « Be -
stimmnngen des Art . 7 anzntvenden .

Art . 21 . Ohne vorhergegangene Eingabe
erhalt die Partei die Erledigung in der Staats «
spräche , ist aber dem Gericht , der Behörde oder
dem Organ bekannt , datz die Partei Ange ,
hörige der Sprache einer Minder¬
heit des Bezirkes ist , ergeht die Erledigung
in der Staatssprache und in der
Sprach « der betreffenden Minder ,
h e i t . Eine Partei , die Angehörige einer Min¬

derheitssprache ist und die die Erledigung bloß
in der Staatssprache erhallen hat , kann bin¬
nen drei Tagen nach der Zustellung ver¬
langen , datz ihr di « Erledigung auch in
ihrer Sprache zugestellt werde . Das Ver¬
langen kann mündlich oder schriftlich erfolgen .
Das Gesuch ist stempelfrei . Die Partei
kann aber auch verlangen , datz ihr das Ge¬
richt , die Behörde oder das Organ die ««ge¬
stellte Erledigung bloß mündlich in ihrer
Sprache übersetze . Diese Ersuchen sind sofort
zu erledigen .

Art . 22 . Bei der Verfassung einer proto¬
kollarischen Eingabe mit einer Minder -

heitspartci , die an eine Behörde oder an ein Ge¬

richt zil senden ist, das nicht berechtigt ist,
Eingaben in einer anden « als der Staatssprache
cntgcgenzunehmen , wird , wobei die sonstigen
Cprachenrcchtc der Partei zu wahren sind , die

Eingabe in der Staatssprache abgc -
faßt . Analog Wird bei der Weiterleitung einer

Eingabe an em Amt verfahren , das nicht berech¬
tigt ist, Eingaben in einer andern als der Staats¬

sprache entgcgenzunehnien .
Art . 23 . Der öffentliche Ankläger ist ver¬

pflichtet , die Anklage ( Strafantrag ) gegen
einen Beschuldigten, der Angehöriger
einer M i n d e r h e i t S s p r a ch e ist , auch
in dieser Sprache zil erheben . Ebenso ist
auch bei allen übrigen Anträgen und Erklärun¬

gen vorzugehen , die die unmittelbar Beteiligten
erhalten . Das Gericht verkündet dem Beschuloig -
ten mündlich die Anklage , die Beschlüsse und Ent¬

scheidungen und erteilt eine entsprechende Be¬

lehrung in dessen Sprache : wird die

Belehrung schriftlich erteilt , so hat dies in der

Staatssprache und in der Sprache deS Beschul¬
digten zu geschehen. Wird ein Strafverfahren auf
Grund einer ! n der Staatssprache verfaßten amt¬

lichen Anzeige eingeleitet , so ist das Gericht a»if
Ersuchen des beschuldigten Angehörigen einer

MinderheitSsprache , der >n dem betreffenden Ge¬

richtsbezirk wohnhaft ist, verpflichtet, eine

Uebersetzung der Anzeige beizu¬
bringen und den Akten beizulegen . Handelt
es sich um eine Strafsache in einem Bezirk mit

verschiedenen sprachliche«! Mi««derheiten , denen
die Beschuldigten angehören , sind alle diese Spra¬
chen z»l verwenden .

Art . 24 . Si « « d die Parteien , die Bcschuldig -
ten - oder andere beteiligte Angehörige einer Min¬

derheitssprache , in der sie auch tatsächlich ver¬

handeln, so ist vom Gericht , von der Behörde oder
den « Organ in dieser Sprache mit ihnen zu ver¬

handeln und ihre Aussagen sind in dieser Sprache
in das Protokoll einzutragen . Wenn an der Ver¬

handlung auch Persone »« teilnehmen , die die

Staatssprache gebrauche ' . «, wird mit jede in

Teilnehmer in der Sprache verhan¬
delt , die er spricht , wobei der Richter , Be¬

amte oder daS Organ darauf achten wird , daß
die Vorbringungen der Teilnehmer auch den an¬
deren Teilnehmern , die dieser Sprache nicht
mächtig sind , verständlich gemacht werden . Das

Protokoll ist in der Staatssprache
zu verfasse «r und die Aussagen oder Erklä -

rungen der beteiligte » Angehörigen einer Min¬

derheitssprache sind in deren Sprache anfzuneh -
men , wenn die Partei nicht verlangt , daß sie auch
in der Staatssprache abgesatzt werden . Die zu -

Ae Arbeitslos . Hielt steigt !
In den letzten Tagen und Wochen hänfen

sich in bedenklicher Weise die Meldungen über
Ivachsende Arbeitslosigkeit in der Tschechoslowakei .
Am meisten davon betroffen ist di « Metall -
indnstrie ; seit Oktober wächst, «vir wir schon
Mitte Jänner bcrichtetell , die Zahl der Arbeits¬
losen unter den Mitgliedern des internationalen
MetallorbeiterverbandoS ; alleirr von Oktober bis
Tezcnrber «var die Zahl der Unterstützten von
681 auf 1523 hiiiaufgeschncllt. Daß inMischen
keine Tendenz zur Besserung eiilgetreten ist , er¬
hellt auS der Brünner Meldung , daß dort
gerade in den allerjiingsten Tagen di « ArbcitS -
lofenzisfer beträchtlich gestiegen und be¬
deutend höher ist als zur gleichen Zeit im
Vorjahr , Auch ii « Brünn leidet vor ellem die
Metallarbeiterschaft unter der Arbeitslosigkeit . Daß
diese aber weder dort noch audcrwärls auf diese
Branche und Gruppe beschränkt ist , geht schon auS
dem Bericht des Statistische«« Staats . mtS hervor ,
die zn >ar fchönsävberisch von der gleich ««« Höhe der
Arbeitslosigkeit in den letzten Monaten spricht ,
immerhin aber selber auf eine Ziffer von vier¬
zig t a >« s e n d Menschen kommt , bei den ArbeitS -
vernrittlungSstellen ohne Erfolg als Bewerber auf¬
traten . In Wirklichkeit ist aber die Zahl der Er -
werbsloscn viel höher . Wie bös cS d rum schon
sicht , bringt ein Mahnruf der Arbeits¬
losen v o «t Altrohlau mm Bewußtsein , der
die Forderungen unserer Partei und der Gelverk -
kchaften auf Abhilfe unterstreicht und insbesondere
die Abschaffung d e S Genter Systems ,
a u S r e i ch c n d e U n t e r st ü tz » «n g aller Opfer
dcr Kris « und die A n e rk « n n u n g So «v j e t -
rußlands fordert . Dcr Aufruf der Ästrohlarier
Arbeitslosen — die ja keine Einzelerscheinung sind
— läßt dann weiter in der erschütterndsten Weise
erkennen , wie die physische und scelisck«« Zeriniir -
lmna der Arbeiter unter den ininicr neuen Krisen
fortschreitet , und wie die Not des cinzclncn und
sein Draiig , vor ellen « nur sich zu helfen , zu
schweren Gefahre » für das proletarische Oicsamt -
interesse führt . ES heißt darüber in dem Aufruf :

„ Noch immer gibt eS Arbeiter , die da glau¬
ben , sie können durch Uebevstunden und
durch übertriebene Akkordarbeit ihr
Dasein erleichtern , «vährend sie daniit doch nur
dem Kapital nützen , dcr Gosamtheit deS Pvolc »
taoiatS aber , und damit am Ende sich selbst,
schtveren Schaden zufügen . Der Kapitalist sieht in
dem Überstundenarbeit ««: nichts als willfähri¬
ges AuSbcntungssnbjekt , dem man schon bei nächst¬
passender Gelegenheit den Lohn kürzen kann , . er
erspart bei vier solchen Arbeitern , weil » sic täg .
lich nur ztvci Ucberstundcn leiste » ( was hentc
keine Selwicheit ist ), an Krankenkassenbeiträgen ,
Urlaub , Entgelt « mH verschiedenem anderen so
viel an Lohn, daß er sich ruhig den fünften Ar¬
beiter ersparen und dabei immer noch profitie¬
ren kann . Auch die Fälle , daß rin Arbeiter den
anderen zu verdrängen sucht, um nur ja lieber¬
stunden leisten zu können , sind leider nicht mehr
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vereinzelt . Arbeiter ! macht Schluß mit dieseni
Neberftundenskandal , macht Schluß init den Feh¬
lern , die ihr bisher begangen , denket daran , daß
ihr damit nur dazu beigetragen habt , die Arbeits¬
losigkeit zu erhöhen , andere Arbeitcrsamilic «« in
Jwt und Elend hineinzustoßen , in ein Schl ck-
saI zu treiben , das euer vielleicht schon
für morgen selber harrt . Noch eines :
Es muß unbedingt rin Ende nehmen , daß sich
Arbeitslose zu den Fabriken drängen , ja daß an
Montagen früh geradezu Versammlun¬
gen Arheitheischender vor den Fabriken
veranstaltet werden . Denn , cs ist ein ebenso «in »
zulässiges als auch völlig zweckloses Mittel ,
da die Aufnahme nur durch die Stellenvermitt¬
lung erfolgen darf . . . Selbst solche Fälle haben
wir schon konstatiert , daß Arbeitsuchende
i i« die Wohnungen der Aufseher
gingen und dort um Arbeit bittlich wurden .
Wir begnügen uns heute damit , an unsere Kolle¬
gen zu appellieren , daß sich dieses eines Arbei¬
tens unwürdige Denehnien nicht «nchr «viedcrhol «.
Dir Arbeitslosen «vciden daür sorgen , daß im
Wiederholungsfälle entsprechende Maßnahmen ge¬
troffen werden . Kollegen in den Betrieben ! Zeigt
nns alle Fälle von Aufnahmen in den Betrieben ,
die nrit Umgehung der Stellenver¬
mittlung erfolgten , unverzüglich an , lehnet
lleberstundcn ab , damit arbeitslose Kollegen ,
deren Kinder ja auch esien wollen , eingestellt
«vcrden müssen . Beweiset praktische So¬
lidarität , denn nur «vcnn «vir alle znsam »
menstchen , vermögen wir unser Los zu einem
erträglichen zu gestalten . "

Unser « Partei und die Getverkschaftcn werden
sicherlich das Menschenmögliche tun , um ein An -
wachscn des ArbcitSlosenelends Hintanzuhalten und
bett Opfern der tvirtschaftlichen Krise Hilfe zu
bringen . Ist es ober nicht bezeichnend flir die
Verhältnisse in der Tschechoslowakei , daß hier das

Parlament , auf dessen Tagesordnung doch
die brennend « Fräste der «vachsendei « Arbeitslosig¬
keit in erster Linie stehen müßte , «vährend des
nahezu vollen Vierteljahres seit seiner Nc»uvahl ,
mit AllSnahme zweier flüchtiger T. ge , noch gar
nicht znsammengetreten ist ? In Deutschland icnd
Oesterreich , deren W. irtschaftSkrise in ihren inter¬
nationalen Auswirküngcn ja übrigens sicherlich
eine dcr Hauptursachcn a»rch der steigenden Er -
«verbSlosenpffcrn bei nns ist , sehen sich die Re -
gicrllngen wenigstc «iS auf parlamentarischem
Boden mit de » Forderungen der Arbeiter und
Arbeitslosen auseinander — bei uns hat man
andere Sorgen , Sorgen UM di « Erhaltnng eines
schwer brüchig gewordenen Systems , zu desien
HäuPtschönheitSfehlern es ebeir seit jeher gehörte ,
elende Wirtschaftspolitik zu betreiben , um deren
Opfer aber sich nienials stark zu bemühen . Unsere
Partei «vird «licht verfehlen , bei Zusainmentritt
der Kanlniern auch diese Schnldfrage wieder auf -
znrollen und mit allem Nachdruck Wandel vor
alle ««« in der innere «r und äußeren Wirtschafts¬
politik zu fordern .
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saminenfassenden Protokolle sind
n « « r in dcr Staatssprache ; «« verfassen ;
wenn es die Partei verlangt , ist eine r« in t l «ch e
Uebersetzung bcizugcvcn . Die Erledi¬
gung ist den Parteien in dcr Staats¬
sprache und in dcr Minderheits¬
sprache auSzufolgcn , es sei den » , daß die Be¬
teiligten auf die Ausfertigung in dieser Sprache
verzichten .

Art . 25 . Bei der AuSfertignnst einer Er¬
ledigung in der Staatssprache und in der Min -
derhcitssprache steht die Erledigung ii « der
Staatssprache an er st er Stelle . Für
Register , V o r m c r k u n g c«« und Ver¬
zeichnisse sind bloß in der Staats¬
sprache vorgedruckte Drncksorten z«l vcrwen -
oen . Für Ausweise , Vormerkungen ,
B«" rcherii . dal . , die die Partei gemäß de«« Vor¬
christen über Die öffentlichen Abgaben und Mo¬
nopole für Zwecke der Finanzverwal -
tung zu führen verpflichtet sind , gelten die
Grundsätze des erste «« und dritten Hauplstürks
dieser Verordnung .

Art . 26 . Air öffentliche Bücher sind
überall in de » in « Art . 15 angeführten Bezirken
Drucksortcn mit dcr Staatssprache an et »
ter und der Minderheitssprache an

zweiter Stelle zu verweiiden . In öffent¬
lichen Büchern , für die bisher Drncksorten bloß
in der MinderheitSsprache verwendet wurden und
n denen die Ueberschristen der Rubriken bloß in

dieser Sprache gehalten sind , sowie in Firnien -
nnd anderen Registern , Katastraloperaten u. dgl.
ind sowohl die D r n ck s o r t e n als auch die

Ueberschristen mit dem Wortlaut
der Staatssprache , und zwar ar « et »
ter Stelle zu ergänzen .

Art . 27 . Wenn ein Antrag auf bücher¬
liche Eintragung in der Staatssprache
übereicht wurde , so geschieht die Eintragung
bloß in der Staatssprache ^ wenn auch
davon Beteiligte zu verständigen waren , die sich
zu einer MinderheitSsprache bekennen . Wenn der

Antrvg von den Angehörigen einer Minderheits¬
prache in dieser Sprache gestellt wurde , so ge -
chieht die Eintragung in der Staatssprache und

n der Sprache der Eingabe . Erfolgt ein « Ein¬

tragung ohne Antrag von Amts wegen, so ge -
chieht sie in der Staatssprache , es sc« denn auS

>en Akten ersichtlich oder dem Gerichte oder der

Behörde bekannt , daß die Beteiligten Angehörige
einer MinderheitSsprache sind . In diesem Fall
erfolgt die Eintragung a««ch in ihrer Sprache .

Art . 28 . Wenn auf Grund eines /Antrages
die bücherliche Eintragung bei ver -

chiedenen Gerichten oder Behörden

bewilligt werden und erfolgen kann , so darf der
Antrag bei einer » Gericht oder einer Behörde , die
berechtigt ist, Eingaben bloßindcrStaatS «
spräche cntgegcnznnebmcn , nur in dieser
Sprache eingebracht werden ; bei einem Gericht
und einer Behörde aber , die berechtigt ist, Ein -
gabei « in einer Minderheitssprache anznuehinen ,
in der Staatssprache u n d in dcr Sprache dieser
Minderheit , wenn auch ein Gericht oder eine Be¬
hörde beteiligt ist , die nicht berechtigt ist, Ein¬
gaben in einer MinderheitSsprache cntgegenzn -
nehmen ; bloß in der Minderheits¬
sprache kann der Antrag einaebracht «vcrden ,
« venu alle beteiligten Gerichte oder
Behörden berechtigt sind , Eingaben in der
Sprache dieser Minderheit ent¬
gegenzunehmen . Für die Erledigung und

Protokollierung gilt bei jedem Gericht und bei
jeder Behörde die Bestimmung gemäß der für
dieses Gericht oder die Behörde vestehenden
Sprachenvorschrift .

Art . 29 . Der Vermerk auf Urkun¬
den über die erfolgte Eintragnng ist in derselben
Sprache cinzubringen , in dcr die Eintragung er¬
folgte .

Art . 30 . Gesuche um Eintragungen in die

öffentlichen Register ( Handels - , Ge -

nossenschafts - und andere Register ) «vcrden nach
den sprachlichen Verhältnissen des
Bezirkes beurteilt , wo die Firma (Gesellschaft,
Genossenschaft ) ihren Sitz hat , nicht nach ihrem
Tätigkeitsbereich. Wenn cs sich um die Register «
eintraguny eines Zweig unternehmens
handelt , richten sich die Gesuche nach den sprach¬
lichen Verhältnissen deS Bezirkes , wo sich dieses
Zweigunternehnren befindet . Auf Grund von Ge¬
suchen in einer MinderheitSsprache, in der Ein -
gaben entgegenzunehmen das Gericht oder die Be¬

hörde berechtigt ist , erfolgen die Eintragun¬
gen immer in der Staatssprache und
in dieser Minderheitssprache . In
die . Erledigung und Eintragung ist der Wort¬
laut der vom Gesuchsteller gewähl¬
ten Firma aufznnehmen , möge er in wel¬

cher Sprache immer sein , sofern er sonst
nach den geltenden Vorschriften zulässig ist .

Artikel 81 . In Auszügen aus

öffentlichen Büchern und Registern
ist die Sprache der einzelnen
Eintragungen zu wahren . Verlangt
aber die Partei nur einen TeilauSzug und na¬
mentlich aus Eintragungen in verschiedenen
Sprachen bloß eine davon , so ist er mit der aus¬

drücklichen Bezeichnung auszufolgen , in welchen
Sprachen die betreffenden Eintragungen erfolgt
sind . Die Uebexschrift Md die Schluß¬

fertigung ( Datierung ) deS Auszugs sind i n
dcr Staatssprache zu schreiben . Wurde es
aber vo«t den Angehörigen einer Minderheits¬
sprache verlaiuzt , so sind sie in der Staatssprache
lt n d in der Svrache des Gesuchs zu schreiben .

Art . 32 . Belege über Beglaubigung
einer Unterschrift oder die Bidimie -
r u n g einer Abschrift auf Urkunden

sind in dcr Staatssprache und ans Gründ eines

Gesuches in einer MinderheitSsprache auch i n
dieser Sprache zu schreiben .

Art . 33 . DaS Eingabezeichcn auf
Akten i st immer in dcr Staa tSspra che
anfzudruckvn , desgleichen sind Stenipel nur mit
einer Stampiglie in dcr Staatssprache zu über ,
drucken . Ein Ämt 8 siegel mit dem nach Be -

slimmungen von Gesetzen oder Verordnungen
Ausfertigungen und Urkunden , di « in der Staats¬

sprache und in dcr MinderheitSsprache ausgestellt
sind , versehen werden müssen , ist, wenn es sich
um einen unerläßlichen Bestandteil der Erledigung
für die Partei handelt , in beiden Sprachen
so anzubringcn , daß dcr Worttcxt in der

Staatssprache au erster Stelle steht .
Art . 34 . Die äußere Bezeichnung

von Gerichten , Bcbörden und von
A m t 8 r ä u m c n der Organe , sowie auch
cinzelucr Amtsstellcn richtet sich nach dem Ort ,
wo das Gebäude steht . Befindet es sich
in einem Bezirk , der keine sprachliche Minderheit
gemäß Art . 15 hat , sind sic bloß in der Staats¬

sprache zu bezeichnen. Befindet cS sich aber in
einem Bezirk , der auch eine sprachliche Minderheit
besitzt , so sind sic an erster Stelle in der Staats¬

sprache und außerdem auch iu dcr Minder¬
heit S s P r a ch c zi« bezeichnen .

Art . 35 . K n n d m a ch n n g c n. die das Ge -

richt , die Behörde oder ein Organ in einem Be¬

zirk mit sprachlicher Minderheit für den Bereich
dieses Bezirkes ausgibt , sind ste t8 in der

Staat8sprachc und in der Minder¬

heitssprache zu halten . Kundmachungen ,
die das Gericht , die Behörde oder ein Organ her¬

ausgibt , dessen Wirksamkeit sich auch aus eine »

Minderheitsbczirk bezieht , sind für bett Minder -

heitsbczirk in der Staatssprache und in der Min «

dcrheiisfprache zu erlassen .

Gerichte , Behörden und Organe , deren

Wirksamkeit sich auf einige Wcrichts »
bezirke bezieht .

Art . 36 . Gerichte , Behörden « nd Organe ,
deren Wirksamkeit sich auf einige Gerichts¬

bezirke bezieht , von denen einige eine svrachliche
Minderheit gemäß Art . 15 besitzen , sind ver¬

pflichtet . von den Ang- Hörigen der sprachlichen

Minderheit eine Eingabe in deren Sprache nur
dann cntgrgcnzunchinen , wenn sie sich ans « ' ne

Sache bezieht, für die sie wegen der «, , Be¬

ziehung zu einem Bezirk mit sprachlicher Min¬

derheit zuständig sind . Eine solche Eingabe er¬

ledigen sie in der Staatssprache und in der

MinderheitSsprache , wobei ansonsten
die Bestimmungen der Art . 18 —35 gelten ,
während die Bestimmungen der Artikel 1, 3
bis 11 in allen übrigen Fällen gelten .

Die Möglichkeit , bloss in der Minder¬

heitssprache zu verhandeln und zu er -
kediaen .

Art . 37 . Gerichte und Behörden ,
beten Wirksamkeit auf einen einzigen Ge¬
rt ch t S b e z i r k beschränkt ist , in dem wenig -
st e n S z w e i D r i t t e l der den Bezirk be¬

wohnenden Staatsbürger Angehörige
derselben Sprache , jedoch einer anderen

als der Staatssprache sind , könne » in Sachen , in

denen die Eingabe von dem Angehörigen der

MinderheitSsprache in dieser Sprache gemacht
wurde und an denen als Parteien bloß An¬

gehörige dieser Sprache beteiligt
sind oder bei denen ohne vorhergcgangcnc Ein¬

gabe nur mit Ange hörigen der Min -

oerheitSsprache verhandelt wird , auch
lediglich in dieser Sprache Ein¬

gaben erledigen mit Ausnahme jener ,
die eine Eintragung in össentliche Bücher zur

Folge haben , und den Beteiligten die Erledi¬

gung ausfolgen ; ferner die Erledigung ohne

vorhergcgangene Eingabe aussolgcn , mit de »

Parteien verhandeln und sofern sie Angehörige
derselben Sprache sind , auch mit anderen Be¬

teiligten verhandeln und darüber amtliche
Eintragungen oder Vermerke in den Akten

machen , Beschlüsse und Entscheidungen heraus «

geben und die Bezeichnung des EmpsängerS
auf AustellungSschristen , Umschlägen und

Empfangslisten aussüllen .

Art . 38 . Di « solchen Gerichten und Behör¬
den im Jnstanzenzug unmittelbar über¬

geordneten Gerichte und Behörden kön¬
nen in Sachen , die in erster Instanz gemäß den

Bestimmungen des Art . 37 bloß in vcr Minder¬

heitssprache verhandelt und entschieden wurden ,
auch bloß in dieser Min der heitS «
s p r ach e Erledigungen hevausgcben , mit den
Parteien verhandeln , Vcrhandlungsprotokollc ver¬

fassen und Beschlüsse kundgeben .
Art . 39 . In dem im Art . 37 und 38 ange¬

führten Fall « kann der öffentliche An¬
kläger auch lediglich in der Min¬

derheitssprache die Anklage erheben , so-
wie Anträge und Erklärungen vorbringen .

Art . 40 . Auf Erledigungen « md Urkunden , die
nur in der MinderheitSsprache gehalten sind , ist
das Amtssiegel in der Staatssprache
und in der MinderheitSsprache anzu -
brinaen , und zwar mit dem Text in der Staats -
spräche an erster Stelle .

Behörden und Organe , deren Wirksamkeit
sich aus kleinere Gebiete bezieht, alb es ein
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Gerichtsbezirk ist , oder auf Teil « einiger Ge¬

richtsbezirke oder auf einen ganzen Gerichts¬

bezirk « nd Teil « «ine » anderen Gerichtsbezirk «».

Art . 41. Gerichte , Behörden und Organe ,
deren Wirksamkeit sich nur auf den Teil eines

Gerichtsbezirkes mit nationaler Minderheit be¬

zieht , sind verpflichtet , jederzeit Eingaben von

Angehörigen dieser Minderheits¬
sprache in deren Sprache entgegen -

z u n e h »i e n. Die übrigen Ausnahmebestim¬
mungen des dritten Hauplstückes beziehen sich auf
diese Gerichte , Behörden und Organe nur dann ,
wenn auch in ihrem AmtSgcbiet wenigstens 20

Prozent , bzw. wenigstens zwei Drittel von

Staatsbürgern , die Angehörige derselben natio¬
nalen Minderheit sind , wohnen .

Vierte - Sauptstück .
Prorogierung und Delesiiernnft .

Art . 42 . Wenn rin Gericht oder ein « Be¬

hörde durch Einigungdcr Parteien zu¬
ständig wird , so gelten für die Eingaben und das

Verfahren die für diese » Gericht oder diese Be -

höre gemäß den vorstehenden Vorschriften gelten¬
den Bestimmungen . Ein über Antrag einer Par .
tei delegiertes Gericht oder eine Behörde oder ein

Gericht und eine Behörde , auf die die Aus -

fiihrung einzelner Derhandlungen übertragen
wurde , richtet sich nach de » sonst für diese » Ge¬
richt und diese Behörde geltenden Vorschriften .
Wurde ihm jedoch die Verhandlung von einem
anderen zuständigen Gericht oder Amt übertragen ,
für das die Vorschriften der Artikel 18 und der
folgenden gelten, ist darauf zu achten » daß auch
für die Angehörigen der Sprache einer nationalen
Minderheit , die nur die dieser Sprache sprechen,
die für sie erlassenen Bestimniungen möglichst
gewahrt werden .

Zünfte - Sauptstück .
lieber Zollämter .

Art . 43 . Darüber , welch « Sprachen bei der
Amtierung , bei der äußeren Bezeichnung und bei

Kundmachungen der Zollämter zu verwenden ist ,
entscheiden die für den Gerichtsbezirk
gültigen Vorschriften , in dem sich der
Sitz des Zollamtes befindet .

Befindet sich der Sitz im Auslande , so
entscheiden über die Amtssprache die für den
nächsten inländischen Gerichtsbe¬
zirk gültigen Vorschriften .

Sechste - Sauptstück.
Uebev kulturelle Minderheiten «

Institutionen .

( 8 5 des Sprachrngeseh «». )
Art . 44 . Die Verwaltung der kulturellen

Institutionen , die den im Art . 1 angeführten
staatlichen Behörden unterstehen und für Ange»
hörige nationaler Minderheiten er .
richtet sind , richtet sich in sprachlicher Hinsicht
nach dem , was in dieser Sache fiir das Ressort
bestimmt ist, dessen oberste Verwaltung und . luf .
sicht das Unterrichtsministerium ausübt .

2. Als kulturelle Institutionen nach diesem
Artikel werden Korporationen , Vereinigungen
oder Anstalten betrachtet , die nach dem Gesetze
oder nach den behördlich genehmigten Statuten
bestimmt sind , ausschließlich wissen ,
sch a ftli ch e n, kü nstl erisch e n, Lehr » ,
BildungS » oder religiösen Aufga .
b e n für die Angehörigen einer der nationalen
Minderheiten ( Art . 14 ) treuen und diese Tätig¬
keit tatsächlich als ihre einzige Tätigkeit
auSüben .

Siebente - Sauptstück .
Besondere " ieftimmunqen über die

Gendarmerie .

Art . 45 . Die Kommandosprache der
Gendarmerie ist die Staatssprache .
Sie wird bei der Kommandiening , insbesondere
bei der Erteilung von Befehlen verwendet , d. i.
bei von den Dienstvorschriften genau festgesetzten
mündlichen Befehlen , di « sofort durchgefiihrt
werden nüssen .

Art . 46 . Die Dienstsprache der Gendarmerie
ist die Staatssprache . Sie wird von den einzelnen
Gendarmeriekonnnanden und Angehörigen der
Gendarmerie beim dienstlichen Verkehr unterein .
ander verwendet .

Art . 47 . Die Staatssprache wird in allen
dienstlichen Behelfen sBerzeichnissen ,
Aufzeichnungen , Ausweisen usw. ) der Gen .
darmerie verwendet , sowie auch auf amtlichen
Siegeln und im Verkehr mit Gerichten und
staatlichen Behörden , militäri¬
schen K o m m a ii d e n, Körpern , Aemtern und

Instituten .
Ansonsten gelten auch fiir die Gendarmerie

die Bestimmungen der vorhergehenden Teile 1
und IN .

Art . 48 . Im mündlichen dienstlichen Ver¬
kehr mit der Bevölkerung können Gendarmc »
rieorgane die Sprache verwenden , in
der sie sich v e r st ä n d i g « n können .

Achte - Sauptstück.
Verhandlungen kür den Staat als

Partei .
Art . 49 . Gerichte , Aemter und Organe , die

in Vertretung des Staates als Partei
verhandeln , verwenden immer die Staats¬
sprache .

s Neuntes Sauptstück .
Amtliche Siegel der Organe der

Republik .
Art . 50 . Soweit die im Art . 2, Abs . ' 3 be¬

zeichneten Organe Amtssiegel verwenden ,
sind sie verpflichtet , Siegel in der Staats¬

sprache zu benützen ; bezieht sich aber ihre Tä .

tigkeit auf einen Bezirk mit einer sprachlichen
Miirderheit nach Art . 15, so sind die in der

Sprache dieser Minderheit abgefaßten Stücke mit

Siegeln zu versehen , die an er st er Stelle
in oer Staatssprache und dann erst in
der Mindcrheitensprachc gehalten sind . Amtliche
Siegel , die nur mit der Minderheitensprache
versehen sind , sind zur Benützung nicht gestattet .

Zehnte - SaupWck .
Schriftlicher Verkehr mit den Be¬

hörden ausländischer Mächte .

Art . 51 . Mit den Behörden ausländischer
Mächte auf staatlichem Gebiete und auch außer¬
halb ist in dem Falle , wo ein direkter schriftli¬
cher Verkehr zulässig ist, in der Staatssprache
schriftlich zu Verkehren . Berichte , Aemter und Or¬

gan « sind in der Voraussetzung der Gegenseitig ,
leit verpflichtet , Briefe ausländischer Behörden

auch in deren Sprache oder in der diplomatischen
Sprache anzunehmen . Abweichungen können nur

durch internationale Verträge oder Uebereinkom »
men bestimmt werden .

Elfte - Sauptstück .
Kiniae besondere Bestimmungen .

a ) Neber höhere Gerichte und Behörden .
Art . 52 . Gerichten und Behörden höherer

Instanzen und Zentralbehörden ist es freigestellt ,
Ivenn sie verpflichtet sind , Erledigungen auch in
der Sprache einer der nationalen Minderheiten

herauszugeben , dort , wo von der Erledigung d ' e

Parteien durch Vermittlung niederer Ge¬

richte oder Behörden verständigt werden und
wenn es nicht auf Kosten der Richtigkeit des
Wortlautes der Erledigung oder auf Kosten ihrer

erforderlichen Einheitlichkeit , oder anderer amtli¬

cher Interessen geht , mit der Ausfertigung in der

Minoerheitensprache jene » niedere Gericht oder
Amt zu betrauen .

b) Urber die Auslegung der Erledigung in ver¬

schiedenen Sprachen .
Art . 53 . Wurde di « Erledigung in der

Staatssprache und in der Sprache der nationalen

Minderheit herauSgegeben , wobei beide Texte
nicht übereinstimmen , ist der Wortlaut in
der Staatssprache , wenn nicht durch eine

amtliche Richtigstellung die Uebereinstimmung
beider Texte hergestellt wird , der maßge¬
bend « .

Stimmen zwei Texte in Minderheitsspra¬
chen nicht überein und existiert kein Text in der

tschechoslowakischen Sprache , so ist, wenn beide
Tert « durch eine amtliche Richtigstellung nicht In

Uebereinstimmung gebracht lverocn , ein Aus¬

gleich beider strittigen Texte zu suchen .

e) lieber Konkurse .
Art . 54 . Konkurse für StiftungSplätze und

ähnliche Konkurs « sind in der Sprache auS »
zuschreiben , die bei a m t l i ch e n K u n d m a .

chungen ftr verwenden ist.

d) Neber Matriken , Belege , Ausweise und Be¬
scheinigungen .

Art . 55 . Soweit Matriken über Geburten ,
Ehen und Todesfälle von politischen Verwal¬

tungsbehörden oder st a a t l ich e n Matriken -
ämtern geführt werden , gelten fiir die sprach¬
liche Eintragung und Leitung der übrigen Ma -
trikenagenda di « Vorschriften des Teiles l und
IH . Wörtlich « Auszüge aus Matriken sind in
der Sprache herauszugeben , in welcher die Ein .
traguica gehalten ist. Die Ueberschrift und die
Schlußklausel ( Datum ) des Auszuges ist i in m r r
in der Staatssprache zu schreiben , und ,
wenn der Auszug von einem Angehörigen der
Minderheitensprache nnter den Bedingungen de »
Art . 18 verlangt worden ist, auch in der Sprache
deS Gesuches . Andere al » wörtliche Auszüge und
einfache Bestätigungen auf Grund der Matriken ,
sowie auch andere amtliche Bescheinigungen die¬
ser Aemter sind , wenn di « Partei in der Staats¬
sprache darum ersucht, in dieser Sprache auszu¬
folgen . auch wenn die Staatssprache nicht die

Sprache der Eintragung ist . Ersucht darum ein
Angehöriger der Minderheitensprache unter den

Bevingumzen des Art . 18 , so ist die Bescheini¬
gung auch in der Sprache der Gesuche » au » zu -
stellen , selbst wenn diese Sprache nicht die
Sprache der Eintragung ist.

Art . 56 . Matriken , die von kirchlichen V« .
Hörden oder Religwn - gesellschasten geführt wer¬
den, sind in der Sprache dieser Behörden
zu führen . Der Forderung einer Partei um
Eintragung in der Staatssprache muß
stet » entsprochen werden . Wörtlich « Aus -

züge au » diesen Matriken sind in d « r Sprach «
anSzuqeben , in welcher die Eintragung gehalten
ist . Di « Ueberschrift « nd die Schlußklauseln
( Datum ) de » Auszug « » sind auch hie « in der

Staatssprache auszustellen , wenn die Partei r »
fordert . Ander « als wörtlich « Auszüge und ein¬

fach « Bestätigung ««, di « auf Grund d« r Matriken

HerauSgegeben werden , sowie ander « amtlich « Be¬

scheinigungen dieser Behörden sind , wenn di «

Partei es fordert , in der Staatssprache
hrrauSzugrben , auch wen « dies « Sprach « nicht di «

Sprach « jene » Amte » oder dl « Sprache der be -
tressenden Eintragung ist .

2 / Nachträgliche Eintragungen , die di « zu¬
ständige Staatsbehörde in den kirchlichen Matriken

oder in den der ReligionSgesellschasten anordnet

sind in der Staatssprache oder in der Staats¬

sprache « nd in der Minderbeitensprache vorzu¬

nehmen , j « nachdem es das die Eintragung an »

Amt bestimmt .
Art . 57 . GenebmigungSklausel zu Ver¬

ein S st « tut en , Gesellschaften und ähnlichen
sind in jener Sprache zu halten , in der oaS zu¬

ständige Gesuch nach den Vorschriften zu erledigen
wäre . Unzulässig ist» die Klausel nur in der

Minderheitensprache zu schreiben .
Art . 58 . Reisepässe und Legitima¬

tionen , die zur Verwendung im Ausland « be¬

stimmt sind , sind stets in der Staats¬

sprache auszugeben ; unter den Bedingungen
des Art . 18 werden sie auch im Text der betreffen¬
den Minderheitensprache HerauSgegeben . Zeug¬
nisse und andere amtliche Bescheinigungen , die

für ausländische Behörden oesümnit
sind , sind in der Staatssprache auszufolgen .
Diese Bestimmung schließt die Verwendung der

französischen Sprache » eventuell die Sprache eines

anderen Staates nach den gültigen Verträgen oder

internationalen Vereinbarungen nicht aus .

Amtliche Bescheinigungen und

Zeugnisse der Gerichte , der Behörden ,
der Notare und anderer Organe , Legitimationen
und ähnliche Dinge , die fiir den Bedarf im Jn -
lande bestimmt sind und die den Parteien ausge¬

folgt werden » sind nach den Vorschriften der Teile

l und III in der Staatssprache oder in der

Staatssprache und in der zuständige » Minder¬

heitssprache auSstellen .

Art . 59 . Bei amtlichen Abschlüssen
der finanziellen Verwaltung ist aus¬

schließlich nur die tschechoslowakische Sprache zu
verwenden . Dasselbe gilt für EichnngSkenn -
zcichen bei neuen Eichungen .

Zwölfte - Sauptstück.
über die sprachliche Eignung der

Ltaatsangestellten und Organe .
Art . 60 . Zu jedtvedenl Dienst , oder definitiv ,

jirovisorisch , DorbereitungS », AuShilsS « oder ver -

tragSdienst , kann bei allen Gerichten , Behörden
und Instituten , die den Ministern ( Art . 1) unter -

trhen , ne « ernannt , zugelassen oder von einem

Organ ( Art . 2, Abs. 3) dieser Verwaltung ernannt
oder zugelassen werden nur , wer di « Staats -

sprachesovollkom men beherrscht , daß
er fähig ist, selbständig und auch tn einer Ber -

waltungSsache daS Amt oder den Dienst zu ver¬

sehen und mit den Parteien zu verhandeln .
Auch zu Latenfachrichtern und zu

Gerichtsbeisitzern kann die Staatsver¬

waltung nnr ernennen , wer der Bedingung des

Abs . 1 entspricht .
Ueber die Aufnahme von Gendarmen

gilt der ss 17 des Gesetzes vom 14 . April 1920 ,
Zahl 299 über di « Gendarmerie .

Art . 61 . A u S n a h m S w e i f e kann in Res¬
sort », in welchen Mangel an fachlich «ingearbei »
toten , sprachlich vollkommen qualifizierten Kräften
ist und tvo hiedurch weder die Dienstausübung
noch der Parteienverkehr leidet , mit Zustim¬
mung des Ministers «in Anwärter pro¬
visorisch in den Dienst ( vorbereitende Praxis )
ausgenommen oder durch ein Organ provisorisch
bestimmt werden , der wenigstens teil¬

weise die Staatssprache beherrscht , « nd

zwar mit der Bedingung , daß er sich s ch r i k t ■

lich verpflichtet , innerhalb eines Jahres
di « volle Kenntnis der Staatssprache nach »
znweisen , wenn von ihm dir Erfüllung dieser
Bedinaung erwartet werden kann . Dies « Frist
kann der Minister über Ersuchen au » maßgeben¬
den Gründen höchstens um ein halbes Jahr
verlängern .

Weist der Anwärter in der bestimmten oder

verlängerten Frist die vollständige fpracbl ' che
Eignung nicht au » , ist er von dem. zuständigen
Amte des provisorischen Dienstverhältnisses zu
entbinden . Der Anwärter kann nur mit

diesem ausdrücklichen Vorbehalt Provisorisch aus¬
genommen werden , toelcher in das Ernennung « »

BrstimmungS ») Dekrrt ausgenommen werd « » muß .

Art . 62 . Die Kenntnis der StaatSsprackie
kann der Anwärter Nachweisen entweder durch
das Zeugnis einer öffentlichen . Lehranstalt mit
der U n t e r r i ch t S s p r a ch e in der Staats¬

sprache , die er mit Erfolg besucht hat , wenn
eS zweifellos ist, daß er seit dieser Zeit die
Kenntnis der Staatssprache nicht emgebüßt
hat , oder

2. durch ein Zeugnis , daß er niit Erfolg
irgendeine praktikchePrüfungfür seinen
Dienstzweig zur Gänze oder teilweise in der

Staatssprache abgelegt hat , oder
3. durch ein Zeugnis , über eine Prüfung ,

die er vor einer besonderen Prüfungs¬
kommission abgelegt hat .

Diese Prüfung kann der Minister n a ch -

sehen , wenn aus der bisherigen Tätigkeit
oder aus anderen Gründen die volle Kenntnis
der Staatssprache des Anwärters zweifellos
feststeht « nd wenn dies der Vorstand des Amtes
bestätigt , der zur Aufnahme des Anwärters

berechtigt ist .
Art . 68 . Die im Art . 62, Zahl 3 angeführte

Prüfung ist vor einer aus dem Vorsitzenden und

zwei Mitgliedern bestehenden Kommission abzu¬
legen : sie und ihre Ersatzmänner werden vom

Minister ernannt .
Der Borsitzende stellt die Kommission zu -

sammen und bestimmt Ort und Zeit der Prü¬
fung . Die Prüfung ist schriftlich und
mündlich und hat für jeden Kandidaten we -

nigsten » eine Stunde zu dauern . Unter -

ziehen sich mehrere Kandidaten der Prüfung
gleichzeitig . darf die mündliche Prüfung für je
drei Kandidaten eine Stunde währen . Die schrift¬

liche Prüfung besteht au » Schreiben irgendeines
besuche », einer Eintragung oder einer Erledigung

in der Staatssprache , Ncbersetznna einer Schrift ,
einer Erledigung oder eines Teile » gerichtlicher
oder amtlicher Akten in die Staatssprache und
aus einem Diktat ; den Gegenstand der münd -
lichen Prüfung bildet ein Gespräch über
den Gegenstand der schriftlichen
Prüfung oder über eine , in den Dienstzweig
fallende Angelegenheit .

Die Kommission entscheidet mit Stimmen¬
mehrheit .

Die Prüfling kann innerhalb einer von der
Kommission festgesetzten Frist wiederholt werden,
wenn die im Artikel 61 , Abs. 1 festgesetzte Frist
nicht abgelaüfen ist.

Die DetaikSbestinlmungen über di « Prüftin -
gen gibt jede Zentralbehörde durch einen Erlaß
für ihr Ressort auS .

Art . 64 . Richter , Beamt « , Anwärter und
ander « schon angestellt « Beamte müssen nach
Art . 62 binnen 6 Monaten vom Tage der
Jnkrafttretung dieser Verordnung nachweisen,
daß sie di « Staatssprache beherrschen ,
wie es der Art . 60 dieser Verordnung erfordert ,
eS wäre denn , daß ihnen der Minister diesen Nach ,
weis aus dem Grund « nachgekehen hat , daß au »
der bisherigen Tätigkeit oder aus anderen Grün ,
den ihre vollständige Kenntnis der Staatssprache
zweifellos feststcbt .

Die Kenntnis der Staatssprache brauchen
nicht nachzuweisen , die sie bereits nach Art . 62 ,
Abs. 1 und 2 nachgewiesen haben . Der Vorstand
deS übergeordneten Gerichtes oder Behörde läßt
ein Verzeichnis aller Angestellten bei unterge¬
ordneten Gerichten oder Aemtern feines Gebietes
ausarbeiten und läßt feststellen , wer von ihnen
die Kenntnis der Staatssprache durch Zeugnisse
nachgewiesen hat oder bei wem nach seiner lieber -

zeugnng auf Grund der bisherigen Tätigkeit oder
aus anderen Gründen die volle Kenntnis der

Staatssprache zweifellos feststeht . Die übrigen hat
er auf die Pflicht nach Albs . 1 aufmerksam zu
machen und zu betonen , daß sie in einer von

ihm bestimmten kurzen Frist die
Kenntnis der Staatssprache nach¬
weisen oder um Nachlaß dieses Beweise » nach
Abs. 1 ersuchen - können . Erlegt dann dem Mini -

ster einen Schlußantrag über solche Angestellte
vor , aber auch über die , bei denen auf Grund der

bisherigen Tätigkeit oder an » anderen Gründen
die vollständige Kenntnis der Staatssprache
zweifellos ist .

Die , die die Kenntnis der Staatssprache
durch ein Zeugnis nicht nachgewiesen haben oder
denen der Nachweis nicht erlassen worden ist ,
haben sie entweder bei der praktischen Prüfling ,
die in der im Abs. 1 festgesetzten Zeit abgcleat
worden ist , nachzuweisen oder in derselben Zeit
durch eine Prüfung nach § 62 , Abs. 3 und § 63 ,

Abs. 1 - 3 und 5.

Diese Prüfung darf innerhalb einer von der

Kommission festgesetzten Frist wiederholt
werden , spätestens aber innerhalb eines Jahres
nach der ersten Prüfung .

Bon der Prüfung können vom Mitiister
befreit werden Richter , Beamte und aiid . re

Angestellte , die am Tag « des Inkrafttretens dieser
Verordnung daS 50 . Lebensjahr erreicht
haben utld wenigstens eine teilweise Kenntnis der

Staatssprache nachweisen , wenn der Minister zu
der Ueberzeugung kommt , daß sie im

Dienste weiter behallen tverden könne») , ohne daß
dadurch der Dienst , die gleichmäßige Austeilung
der Arbeit und die Parteiinieressen leiden würden .

Art . 65 . Die Verwaltung ermöglicht Richtern ,
Beaniten und anderen Angestellten durch eine

dienstliche Zuteilung für eine zur Ausbildung not «

wendige Zeit , daß sie sich genügende sprachliche
Eignung aneignen . Aus diesem Grunde können

auch soweit dies möglich ist , bei einzelnen Gerichten
und Behörden Sprachkurse errichtet werden ,
die durch einen Erlaß des zuständigen Ministers
geregelt werden .

Art . 66 . Wenn «tu Richter , Beamter oder

anderer Angestellter in der festgesetzten Frist di «

gründliche Kenntnis der Staatssprache nicht nach -
weist , kann ihm weder « ine selbständige
oder leitende Stelle verliehen , noch er in

«in « höher « Rangsklasse ernannt werden .
Die Unkenntnis der Staatssprache ist als Grund

für di « Zuerkennung der minder befriedigenden
oder unbefriedigenden Qualifikation anzusehen
oder als Grund , daß der Richter , Beamte oder

ander « Angestellte al » dauernd unfähig zur
Ausübung seiner Dienststelle angesehen und daß
er nach den gültigen Vorschriften in den

dauernde « Ruhestand versitzt wird .
Bei Vertragsangestellten , di « di « Kennt .
« iS der Staatssprache nicht nachweisen , ist das

Dienstverhältnis zu lösen .
verweigert der Richter die Ablegung

der Prüfung in der bestimmten Frist oder die

Kenntnis der Staatssprache anders nachzuweisen ,
so ist dies ein Grund oasür , daß ihn das D i s z i -

plinargericht wegen Unfähigkeit zur

Amtierung pensioniert . Bei Richter¬
anwärtern ist dieser Umstand eine grob « Ver¬

letzung , der Dienstpflichten nach Abs. 8,

8 17 d « S Gesetzes vom 27 . November 1896 , Z. 217

über di « gerichtlich « Organisation .
Art . 67 . Organe ( Art . 2, Abs. 3) , die den im

Art . 1 genannten Ministern unterstehen , und

schon ernannt sind , müssen gleichfalls nach Art . 62

in der im Art . 62, Aos. 1 vorgeschriebenen Frist
die Fähigkeit zum Amtieren in der Staatssprache
Nachweisen , wenn ihnen nicht der Minister den

. Nachweis au » dem Grunde nachsteht , daß aus der

bisherigen Tätigkeit oder aus anderen Gründen
ihre volle Kenntnis der Staatssprache zweifellos

« Hier gilt die Bestimmung des Artikels
f. 2 - 4 .
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Verweigern die dein Disziplinarverfahren
Unterliegenden die Ablegung der Prüfung in der

bestimmten Frist oder den Nachweis der Kennt¬

nis der Staatssprache ans andere Art , so ist dies

ein Grund, daß sic v o in Disziplinarge¬
richt des AniteS entkleidet werden .

Andere Organe können ihrer Funktion verlustig
erklärt werden .

Die nach dem Gesetz vom 12 . August 1921 ,

Zahl 308 durchgcführten Maßnahmen , wonach
provisorische Bcsliinmnngcn über öffentliche No -

tire in der Sloivakei und in Karpathorußland

heranSgegeben w» rdcn , bleibcii unangetastet .
Art . 68 . Die Staatsverwaltung ist ver¬

pflichtet , göimn nach den grundsätzlichen Vor¬

schriften dcS Gesetzes und dieser Verordnnng vor -

zugehen , die einzelnen Dienststellen nach dem tat¬

sächlichen Bedarf der Richter , Beamten und

anderen Angestellten oder staatlichen Organen ,
die die sprachliche Eignung besitzen , zu besetzen .

In Gerichtsbezirken , wo nach der letzten
LollSzählung mindestens 20 . Prozent Staats¬

bürger der gleichen , aber anderen als tfchecho -
flowakifchen Sprache leben, sotvie auch bei Kol -

lrgialgerichten und den den Gerichten nnd

Aemtern übergeordneten Behörden solcher Bc .

»irke, bestellt die Beyvaltung gleichfalls nach Be¬

darf Richter, Beamte und andere Angestellte sowie

Organe, welche die Eignung zur Amticrung und

zum Parteicnverkehr auch in der Sprache

dieser Minderheit nachgetviesen haben ,
ordnend « Amt bestimmt .

Dreizehntes SaupWck .
von der Prilfungssprache .

Art . 69 . Die vorgeschriebenen Prüfungen
tm Richter-, im politischen , im Finanz - , im aomi -

nistrativ-technischcn, im PhysikatSdicnst und in den

anderen Zweigen der staatlichen Verwaltung
(Bibliothcksdicnst , Kanzleidicnst ustv . ) , ferner Prü¬
fungen , die zu dem Zweck vorgeschrieben sind , daß
oi« für Organe der Republik erforderliche Autori -

jierung flirt . 2, Abs. 3) , tvic Notarprüfungcn usw. ,
erlangt werden , finden in der Staatssprache
Itzttt . Auf Ersuchen des Kandidaten kann die

Prüfung leiltveise auch in der Sprache einer natio¬

nalen Minderheit (2. Hauptstück ) in dem Zweig
erfolgen, fiir den die Prüfungskommission einge¬
setzt ist, Die Zeugnisse werden in der

Staatssprache ankgefertigt . Hat der Kandi¬

dat die Prüfung teilweise in einer andern Sprach «
abgelegt, so hat im Zeugnis bestätigt zu werden ,

ob der Kandidat eine genügende Kenntnis dieser
Sprache bewiesen lM . Dieses Zeugnis ist ein Nach¬
weis im Sinne des Art . 68 .

Zweiter Teil .
Von den Telbstverwaltunasiimtern .

Bertretungskörpern und öffentlichen
Korporationen . .

Vierzehntes Hauptstück.
Di « Aemter der lokalen Selbstverwaltung . —

Die BertretungSkörper . — Die Verhandlungs¬
sprache der Gemeinden . — Eingaben und Er¬

ledigung von Eingaben .

Art . 70 . Der Gemeindevertretung
steht zu , im Rahmen dieser Verordnung die

Verhandlungssprache der Ge¬

meinde z u b e st i m m e n» die zu benützen die

Gemeinde im Nahmen dieser Verordnung be¬

rechtigt ist . Die Gemeindevertretung bestimmt
auch im Nahmen dieser Verordnung , ob die

amtlichen Agenden nur in einer Sprache zu er¬

ledigen sind , oder ob und in welchem Maße
auch eine andere Sprache als Verhandlungs¬
sprache zu benützen ist. In Gemeinden , wo nach
der letzte » Volkszählung keine 20 Proz . Staats¬

bürger derselben , aber nicht der tschechoslowaki¬
schen Sprache wohnen , ist dir Staatssprache die

Verhandlungssprache der Gemeinde . Dir Staats¬

sprache ist auch immer Verhandlungssprache der

Gemeinde , wenn in der Gemeinde mehr An -

gehörige der Staatssprache als

Angehörige d«r M inderheitssprache
wohnen , die als deren Verhandlungssprache fest¬
gesetzt wurde . Die Sprache , der in einer Ge¬

meind « mehr als 5,0 Prozent angehören , ist auch
stets die Verhandlungssprache der Gemeinde .

Ein « Anordnung der Gemeindevertretung ,
die im Widerspruch mit den Vorschriften dieser

Anordnung steht , ist ungültig . Fede Entscheidung
der Gemeindevertretung über die Verhandlungs¬
sprache ist innerhalb acht Tagen unmittelbar dem

übergeordneten Aufsichtsorgan der Staatsverwal -
tung anzuzeigen .

Sofern die Magistrate von Stadt « « mit eige¬
nem Statut Angelegenheiten der politischen und

finanziellen staatlichen . Verwaltung besorgen , find
sie al » Organe der Republik ( §8 1 und 2 des

Gesetzes ) zu betrachten und es beziehen sich auf
fie die Vorschriften des ersten und dritten

Hauptstückes dieser Verordnung .
Dasselbe gilt von den städtischen Notariats¬

ämtern und von den Notariaten in der Gemeind «
und im Umkreise. Diese Bestimmungen über die

Gemeinden gelten ebenso fiir Ortschaften , di « «in «

eigen« Vertretung haben .
Art . 71 . Jede Gemeinde ist immer verpflich¬

tet , mündliche und schriftliche Eingabe » in der

tschechoslowakischen Sprache anzunehmen und

zu erledigen . Handelt cs sich um Eingabe « in

einer anderen als der Staatssprache , so ist eine

Gemeinde, in der nach der letzten BolkSzählu '
wenigsten » 2V Prozent von Staatsbürgern einer

andernSprachr, als es dieverhandlungssprach « der

Gemeinde ist , wohnen , verpflichtet , von den

Angehörigen der Sprache dieser Minderheit in

dieser Sprache erfolgt « Eingaben anzunehmen

und zu erledigen . Di « Zugehörigkeit zu der
betreffenden Minderheit wird nach Art . 16 be¬
urteilt .

Eingaben , die von einer durch « « neu Rechts¬
vertreter nicht vertretenen Partei in einer anderen
als in der in den Absätzen 1 und 2 dieses Artikels
und int vorstehenden Artikel erwähnten Sprach «
gemacht wurden , nnd die die Gemeinde nicht an¬
nehmen kann , sind unvcrweilt dem Ueberreicher
zur Berichtigung dieses formalen Gebrechens
innerhalb der angemessenen Frist z u r ü ck z u -

weifen . Wird die Eingabe m dieser Fr ' st wie¬
der überreicht , und zwar in der angemefieneu
sprach liessen Ausfertigung , so sind die Folgen der

ersten Ueberreichung gewahrt , als ob die Ueber -
rcichung ordnungsgemäß erfolgt wär « . Für » wei¬
tere gelten analog die Bestimmungen des Art . 4.

Art . 72 . Sofern gemäß Art . 70 die Gemeinde¬
vertretung nichts anderes bestimmt , hat die Be¬
hörde das Recht, überreichte Eingaben in ihrer
Verhandlungssprache zu erledgen . Ist die Sprach «
der Eingabe gleichfalls die Verhandlungssprache
der Gemeinde , so erfolgt die ErledigttNg immer «n
der Sprache der Eingabe .

Gemeinden aber , für die ein Gemeinde - oder
ein UnikreiSnotar bcstimnit ist, ferner Gemein¬
den, in deren Vertretung als deren Mitglied ein

Angehöriger der tschechoslowakischen Sprache ist,
sowie auch Gemeinden , in denen nach der letzten
Volkszählung mindestens 20 Prozent von
Angehörigen der tschechoslowaki¬
schen Sprache wohnen , sind verpflichtet ,
Eingaben , di « in der tschechoslowakischen Sprache
gemacht wurden , in dieser Sprach « zu
e r l « d i g e n. Dcsc Verpflichtung haben auch
ander « Gemeinden , sofern sie nach der letzten
Volkszählung wenigstens 3000 Bewohner und eine

AmtSkraft haben , die die Staatssprache versteht .
( Art . 73, Abs. 2) . Geht eine Eingabe der Partei
nicht voraus , ist aber den » Gemeindcamtc bekannt ,
daß di « Partei der Staatssprache angehörig ist, so
folgt sie ihr die Erledigung in dieser Sprache aus .
Eine Partei , di « diese Erledigung nicht in der

Staatssprache erhalten Hai, kann binnen drei Ta¬

gen von der Einhändigung der Erledigung di « in
sprachenrechtlicherHinsicht nicht entspricht , fordern ,
daß ihr di « Erledigung in dieser Sprack ) « ausgefolgt
werde . Sic kann darum mündlich oder schriftl

fordern . Bei schriftlichen Ersuchen tverden die

Tage der postalischen Zustellung nicht mitgercchnet .
Das Ersuchen ist stempelfrei und hat sofon durch ,
geführt zu werden .

Heimatscheine Und Legitimatio .
n « n für den Grenzverkehr habeil sofort , und Mit¬

tellosigkeitszeugnisse , wenn es die Partei verlangt ,
auch mit dem Text in dcrStaatSsprachean
er st er Stelle , ausgefertigt zu werden , auch
wenn die tschechoslowakische Sprach « nicht di « Ber -
handlungSensprach« der Genieinde ist .

Art . 78 . In Städten mit eigene « ,
Statut müssen der Bürgermeister
und sein « Stellvertreter die

Staatssprache vollständig be¬

herrschen . Dieselbe Verpflichtung haben
auch der Bürgermeister und die Mitglieder des

städtischen Präsidium », die den Bürgermeister
in Städten vertreten , die den Vorschriften über
Städte mit eigenem Statut unterworfen sind .

Gemeinden , die nach der letzten Volkszäh¬
lung m i n d est c n s 3000 Einwohner
zahlen , müsien spätestens binnen drei Jahren
von dem Tage , da diese Verordnung in Kraft
tritt , eine dem Dienstgebrauch genügende
Anzahl von Organen besitzen , dir die

Staatssprache in Wort und Schrift
beherrschen , zumindest aber ein solches
Organ . In Gemeinden mit einer klei¬

neren Einwohnerzahl , die die

Verpflichtung haben , in der Staatssprache ein¬

gelangt « Eingaben in dieser Sprache zu erle¬

digen , muß gleichfalls für «ine in sprachli .
ch « r Hinsicht einwandfreie Erle ,

digung der Schrift st ücke in der tsche¬
choslowakischen Sprach « gesorgt sein .

Entsteht ein Streit darüber , ob das bclrcs .
sende amtliche Organ die Staatssprache versteht ,
so obliegt es der politischen Behörde zweiter In¬
stanz , die sprachliche Qualifikation dieser Amts¬

kraft zu untersuchen und darüber zu entscheiden .

Art . 74 . In den Gemeinden , denen gemäß
dem vvrgeaangenen Artikel nicht die Verpflich¬
tung aufgelegt tvurde , Amtskräfte zu haben , die

die Staatssprache kennen , ist, sofern es sich um
die Besorgung von in sprachlicher Hinsicht ein¬

wandfreien Erledigungen in der Staatssprache
handelt , mit der in der Staatssprache erfolgten
Eingabe nach folgenden Grundsätzen zu verfah¬
ren :

Kennt der Gemeindevorsteher die tschecho «
flowakische Sprache nicht , so tritt er die Eingabe
dem ersten , vezw . dem zweiten Stellvertreter
oder irgend einem Mitglied der Gemeindever¬

tretung ab, der die Staatssprache kennt , um die

Eingabe in der Verhandlungssprache der Ge¬

meinde zu verdolmetschen . Wenn keines der

Mitglieder der Gemeindevertre¬

tung die Staatssprache kennt und

wenn es unmöglich ist, auf irgend eine geeignete
und rasche Weise mit Hilfe ein « vertrauenswür¬

digen Person eine Uebersetzung der Eingabe in

die Verhandlungssprache der Gemeinde zu besor¬
gen , so sendet der Gemeindevorsteher diese Ein¬

gabe unter persönlicher Verantwortung späte¬
stens bis 24 Stunden nach ihrem Empfange un -
verweilt der übergeordneten Be¬

hörde der staatlichen Verwaltung , damit

diese eine Uebersetzung in die Verhandlungs¬
sprache der Gemeinde besorge . Diese Behörde be¬

sorgt schnellstens , womöglich binnen zwei Tagen
die Uebersetzung und sendet sie mit der ursprüng¬

lichen Eingabe der Gemeind « zur Erledigung .
Stellt aber die Behörde fest, daß die oben er¬
wähnten Unmöglichkeiten nicht gege¬
ben sind , so kann sie die Bosorgnng der
Uebersftzung ablehnon . Die Ge¬
meinde ersetzt der Behörde die mit der Be¬
schaffung der Uebersetzung tatsächlich verbunde¬
nen Auslagen .

Gemeinden , di « im Absatz 1 angeführt sind ,
können nach Bedarf analog die Bestimmungen
des vorhergehenden Absatzes benützen , ttnt den
Vorschriften des Art . 72 Abs . 3 zu entsprechen .

Art . 75 . Handelt es sich um Eingaben , die in
der Sprach « der Minderheit gemäß Art . 71 Abs.
2 gemacht wurden , und verfügt die Gemeinde
nicht über eine der Staatssprache kundige Kraft ,
so wird mit der in der Sprache dieser Minder¬
heit gemachten Eingabe gemäß den Bestimmun¬
gen des vorigen Artikels verfahren .

Art . 76 . Ein Angehöriger der Staatssprache ,
der gemäß den vorbcrgeganeencn Bestimmungen
die Erledigung in einer anderen Sprach « erhielt ,
kann außer dem Fall , wo er diese Eingabe in der
andern Sprache machte , die Erledigung binnen
drei Tagen dem Amte der staatlichen Verwal¬

tung eimenden , das der Gemeinde direkt überge -
ordned - ist , damit es ein « Ueberletzung in die

Staat - lvrache besorge . Diese Ueberketzuna ' st mit

Beschleunigung und in dem Fall , wo eS sich um
die Einhaltung von Fristen sofort zu bc .

sorgen und der Partei zuzustellen .

Mündlicher Verkehr der ( Gemeinde¬

behörden ,nic den Vnrteken

Art . 77 . Für den mündlichen Verkehr mit

Parteien gelten analog die Vorschriften des Art .
71 und 72 über die Entgegennahme und die Er¬

ledigung von Eingaben . Nach Möglichkeit hat
aber immer bei einem Gemeindeamt einer die

Verhandlungssprache der Gemeinde nicht kennen -
den Person der Verkehr mit der Behörde erleich¬
tert zu werden . Sollte mit Rücksicht auf die tai -
sächtichen Verhältnisse dies nicht möglich kein ,
kann ein Angehöriger der tschechoslowakischen
Sprache , der die Verhandlungssprache ^pcr Ge¬
meinde nicht kennt , sich an die nächste üvergcord -
ncte Behörde der Staatsverwaltung wenden , dis
dann an Stelle des Gemeindeamtes mit ihm die
Sache verbandelt und den Inhalt der Derhand -
knng dem Gemeindeamt zum Zweck einer cntspre -
chenden Erledigung übermittelt . Dort wo ein
Gemeinde - oder Distriktsnotar bestimmt ist, kann

auch seine Hilfe in Anspruch genommen werden .

Korrespondenzen mit Behörden .

Art . 78 . In welcher Sprache die Gemeinden ,
Behörden und Organe korrespondieren , richtet
sich nach den Vorschriften der Hauptstücke l und
III , soweit eS sich um Art . 16 dieser Verordnung
bandelt . Ist das Gericht , die Staatsbehörde oder
das Organ nach Hauptstück I und IH nicht be¬

rechtigt , Eingaben in der VcrhandlungSspmche der
Gemeinde an ^ nnchnren , so hat die Gemeinde mit
ihm in der Staatssprache zu verkehren . Ist die
Gemeinde , ein « SelbstverwaltrrngSbehördc oder
eine öf ' entliche Korporation , mit der korrespon¬
diert wird , nicht berechtigt , eine Eingabe in einer
anderen als der Staatssprache anzunehmen oder
in einer anderen Mindcrheitssprache , als ihre
Verhandlungssprache ist, so '.st mit ihr in der
Staatssprache zu korrespondieren . Dabei kann die
korrespondierende Gemeinde apalog Art . 74

Vorgehen .

Berftandlnna in den

BertretungSkörper » .

, Art . 79 . Die Verhandlung m einer Gemeinde¬
vertretung , im Gemeinderat und in den Kommis¬
sionen erfolgt in der Verhandlung » -
f p r a ch e d e r G e m e i n d e. I » Versammlungen
nnd Beratungen knnn immer die tschecho¬
slowakische Sprache angewandt wer .
den . Anträge nnd Anregungen in dieser Sprache
niüffen der Verhandlung unterzogen werden . In
Gemeinden , wo nach der letzten Volkszählung
mindestens 20 Prozem Staatsangehörige anderer

Sprache als der tschechostowakischen wohnen , die

nicht gleichzeitig Verhandlungssprache der Ge¬
meinde ist, sind die Angehörigen dieser Sprache
berechtigt , diese ihre Spreche in Beratungen der

Gemeindevertretungen und Kommissionen anul -
weicdcn . Anträge und Anregungen in dieser
Spmche müssen Gegenstand der Verhandlung
werden .

Art . 80 . Die Versammlungen von Gemeinde -

Vertretungen und Kommission müsien in der

Verhandlungssprache geleitet werden , ge¬

gebenenfalls in allen Verhandlungssprachen . An¬

träge , die in einer anderen als der Verhandlungs¬
sprache gestellt werden , über di « abgestimmt wer .
den muß , sind in die Verhandlungs¬
sprache zu übertragen und umgekehrt An¬

frage aus der Verhandlungssprache m die

andere Sprache zu übersetzen , sobald in der Ge -
nieinde nach der letzten Volkszählung mindestens
20 Prozent der Staatsangehörigen der betreffen¬
den anderen Sprache angehören . Von der Ueber¬

setzung kann Mr dann abgesehen werden , wenn
alle Mitglieder damit übereinstimmen . Aber auch
in andeven Gemeinden , deren Verhandlungssprache
nicht tschechoflowakisch ist, müsien die in der

Staatssprache voraelegten Anträge in die Ge -

mcindcsprache übersetzt werden und Anträge , die

in der Verhandlungssprache vorgelegt sind , in die

tschechoflowakisch « Sprache übertragen werden , so¬
bald eS irgendein Mitglied der Gemeindevertre¬

tung , deS GemcindemtcS oder der Kommission
fordert . Kennt der Gemeindevorsteher beziehungs¬
weise der KommissionSvorsitzend « die Staatssprache
nicht , so berust er zur gemeinschaftlichen Leitung
der Versammlung einen diese Sprache kennenden

Stellvertreter , wenn ein Mitglied der Vertretung
oder der Kommission in dieser Sprache spricht oder

darin einen Antrag stellt . Dasselbe gilt analog für
«ine Mindcrheitssprache im Falle 1 dieses Ab¬
satzes . Kennt kein Stellvertreter diese Sprack»«, so
beruft der Vorsitzende irgendein Mitglied bezie¬
hungsweise einen Beamten zur Vermittlung . Die
Protokolle über die Verhandlungen oder Be .
ratungen sind in der Verhandlungs¬
sprache zu führen . Anträge oder Kund -
ni a ch u n g e », die in einer anderen Spmche .
alü der Verhandlungssprache erfolgen , sind ans
Verlangen dcS Antragsstellers inderSprach «
ins Protokoll einzutragen , in der
sie erfolgt sind , sofern in der Gemeind « nach
dir letzten VolkS ählung mindestens 20 Prozent
der Staatsbürger dieser Sprache angehören . I »
Gemeinden mit nrindestens 3000 Bewohnern ,
deren Verhandlungssprache eine andcir als die
Staatssprache ist , wie in Gemeinden , für die ein
Gemeinde , oder DistriktSnotar bestimm « ist . und
in Genieinde ». in deren Vertretung ein Ange¬
höriger der tschechostowakischen Spmche Mitglied
ist. müsien auf Verlangen des Antragstellers die
Anträge und Kundmachungen , die in
der tschechoslowakischen Sprache er¬
folgen . ms Protokoll in deser Sprache einge¬
tragen werden , selbst wenn in der Geineinde
auch nicht 20 Prozent der St aiöbürgcr der tsche¬
choslowakischen Sprache angehören .

Die Kundmachungen der Gemeinde¬
ämter .

Art . 81 . Kundmachungen der Gemeindeäm¬
ter erfolgen in der Verhandlungssprache der Ge¬
meinde , gegebenenfalls in allen Verhandlungs¬
sprachen der Gemeinde . In Gemeinden mit m i n-
heftens 3000 E i n >v o h n e r n haben die
Kundmachungen auch immer in der tsche¬
choslowakischen Sprache zu erfolgen .
Sind in einer Gemeinde nach der letzten Volks¬
zählung mindestens 20 Prozent der Staatsange¬
hörigen einer anderen Sprache als der Gemeinde¬

verhandlungssprache , so müssen die KundmaclMN -
gen in der Verhandlungssprache nnd in der an¬
deren Spmche erfolgen . Die Behörde der Staats¬
verwaltung muß aber bei Kundmachungen von
größerer Wichtigkeit und allgemeinem Charakter
anordnen , daß die Verlautbarung in . tschechoslo¬
wakischer Sprache auch in jenen Gemeinden er¬
folge , die nicht 3000 Einwohner erreichen . In
diesem Fall fügt die Staatsbehörde den Wortlaut
der Kundmachung in tschechoslowakischer Sprache
hinzu . Die Gemeindebehörde ist verpflichtet , die

Kundmachung in bet Anordnung auszu -
hängeu , wie sie durch die Staatsbehörde
erfolgt ist. Diese Vorschriften gelten auch
dann , wenn in anderer Weise als durch schriftliche
Kundmachung öffentliche Kundmachungen erfol¬
gen , z. B. durch AuStrommcln . Läßt sich bei
einer mündlichen Verlautbarung ( AuStrommeln )
wegen Unkenntnis der Sprache des Beamten die¬

ser Federung nicht entsprechen , so hat jederzeit
auch eine schriftliche Kundniachung zu erfolgen .
OrientierunaStafeln auf Straßen
und Wegen Haven stets in der Staats¬

sprache zu erfolgen . Sind sic auch in eitler
anderen Sprache , so hat die Staatssprache
stets an er st er Stelle zu stehen .

Aeuhere Bezeichnung der Gemeinde¬

ämter .

Art . 82 . Für die äußere Bezeichnung der
Gemeindeämter und Amtsgebäudc gilt analog die

Vestimmung der Absätze 1, 2 und 3 des Art . 81 .

Ein Gebäude , in de « n sich ein Gemeindeamt

befindet , ist immer auch in der tschecho¬
slowakischen Sprache zu bezeichnen ,
«nit einer Aufschrift gleicher Ausmaße nnd glei¬
cher Ausstattung . Der Gcmcindcstcmpcl in Ge -

meinden , in denen «nindestenS 20 Prozent der

Staatsangehörigen der tschcchoslo >vakisck>cii Sprache

angehören , darf nicht ohne eine Wortansfüllung
der gleichen Ausmaße und der gleichen Ausstat¬
tung in der Staatssprache sein , sobald eS sich unr

Urkunden , Akten oder Kundmachungen handelt ,
die die Gemeinde in der Staatssprache oder in der

Staats - und Minderhcitensprache herauSgibt .

Bestimmungen zur Beachtung der

Borschriften .

Art . 83 . Gegen das Organ einer Gemeinde -

vertvaltung , das gegen die Bestimmungen dieser
Verordnung handeln würde oder daS sich nicht
nach den Entscheidungen der Staatsverwaltung
auf Grund dieser Verfügungen in sprachlichen
Angelegenheiten richten würde , kann nach den
Vorschriften des GcmeindeverfahrcnS , beziehungs¬
weise der Gemeindeordnungen vorgegangcn wer¬

den . Städtische Notare , Gemeinde - und Distrikts¬
notare sind ihres Rechtes der Berufung und Ab¬

lehnung nach den darüber geltenden Bestimmun¬
gen teilhaftig .

Art . 84 bestimmt , daß die AusiichtSbchörde
die Verpflichtung hat , die Ausführung von Be -

schlüsien , die diesen Vorschriften widersprechen ,
zu verhindern , im Bedarfsfälle die Gemeinde¬

vertretungen aufzu lösen .
Art . 85 bestimmt , daß, wenn eine Gemeinde¬

vertretung Vorkehrungen nach den Sprachenver «
ordnungcn unterläßt , durch die StaatSvertvaltung
auf Kosten der Gemeinde Abhilfe
geschaffen werden kann .

Art . 86 bedroht die Gcmeindcvertrcter mit
dem 8 25 deS Schutzgesetzes.

Art . 87 besagt , daß analog Bestimmungen
auch für die Gemeindevertretungen und Berwal -

tungskommissionen und StroßenauSschüffc gelten .

Landes » ( Berwaltungs - » Ausschüsse .
Art . 88 . Die LandeS - ( VerwaltungS - ) auS-

« ' ( Kommissionen ) regeln den Sprachgebrauch
eiste dieser Verordnung durch eine von dem

Innenminister genehmigte , in der Gesetzesfamm -
lttng zu veröffentlichende Verordnung .



Sette 6. 8. Feber 1926.

MWotimle uns MmW oft Ml .
Drei Preffellagen gegen Genossen Meßner .

Anstalten und Unternehmungen in

der Verwaltung der Selbstvcrwal -
tung ^ bchördcn .

Art . 89 . Anstalten und Unternehmungen in
der Verwaltung der Selbstvcrwaltimgskörpcr
richten sich nach de » für diese geltenden sprach -
lichcn Verordnungen . Im vcrsonlichcn Verkehr
mit Personen , die die so bestimmte Sprache nicht
kennen , ist deren Muttersprache zn verwenden ,
gegebenenfalls eine andere , in der sie sich ver¬

ständigen können . Betreffs der Korrespondenz
mit Parteien , die znr Führung der Anstalt und
der Unternehmung in fachlicher und kommerzieller
Beziehung notwendig ist, über die fachlichen Pu¬
blikationen wie über die Knndinachiiiigen und

schriftlichen Anordnungen , die für den innere »
Gebrauch notwendig sind , gilt analog die Bestim¬
mung des Art . 12 , Ab . 3 und 6. Soweit den An¬

gehörigen einer Sprache nach den Vorschriften
des Art . 1-1 eine Ausfertigung in ihrer Sprache
zukommt ( nach Hanptftiick 14) , ist diese auch in
der Korrespondenz zn beachte ».

Art . 90 . Der Sprachgebrauch in Vcrtre -
tnngskörpcrn , von denen Has Gesetz vom 29 . Feber
1920 ( 126 ) handelt , über die Einrichtung der
Gau - und Bezirksämter in der Tschechoslowaki¬
schen Republik wird eine besondere Rcgieruugs -
vcrordnung Anordnungen treffen .

AllnfzehliteS Hauptstülk .
Heber öffentliche Korporationen , ne¬
ben den Behörden der örtlichen Selbst¬

verwaltung .
Art . 91 . Oesfentliche , der Verwal¬

tung der Ministerien nach Art . 1 unterliegende
Körperschaften , lvic Advokaten - ,
N o t a r i a t S k a m m e r n, die staatliche Re -

gnlicrungSkommission für die Hauptstadt Prag ,
die Kanalisicrungökommisiion für die Donau
und die Elbe , die Landeskommission für Fluß -
rcguliernng , die A e r z t c k a m m e r n, die
Aerztegreinicn , die Ausschüsse der konditionie¬
renden Pharmazeuten , bzw. ihr « Brr »
waltungökonimission und andere , ordnen den

Sprachgebrauch in ihrer Amtstätigkeit nach den
Vorschriften und im Geist dcs Spra chen¬
ge s c tz c S und dieser Verordnung
durch einen besonderen Beschluß, der der Ge »
nehniigung des übergeordneten
M i n i st e r ö bedarf . Als Grundsatz ist dabei
zu beachte », daß sie verpflichtet sind ,
Eingabe » in der - Staatssprache
entgegcnznnchnie » und in dersel¬
ben Sprache zu erledigen , daß im
Verkehr mit Parteien entscheidend ist , ob sich
ihre Wirksamkeit in einem bestimmten Gebiet
ans einen Bezirk ohne Minderheit oder mit
Minderheit bezieht; daß ein Mitglied einer
Korporation nicht weniger Rechte hat als eine
Partei , das; mit Staatsbehörden und
insbesondere Ministerien in der

Staatssprache zu korrespondie¬
ren ist und Berichte in der Staats¬
sprache zu erstatten find , und zwar auch
dann , wen » die Verhandlungssprache der Kor¬
poration eine Mindcrheitssprache ist und wenn
m diesem Fall die Staatsbehörde nach den hie -
fllr geltenden Vorschriften nicht berechtigt ist,
Eingaben in der Verhandlungssprache der Kor¬
poration cntgegcnznnehmen , weiter daß in den

Versammlungen und Beratungen
der Korporation stets di « Staats¬
sprache gebraucht werden kann und
daß Anträge nnd Anregungen , die in dieser
Sprache gemacht werden , biegenstand der Ver¬
handlung iverdrn müssen . Bei äußeren De¬
kan » t m a ch u n g e n der Korporationen und
der A in t ö l o k a l i t ä t e n ist st e t S die

Staatssprache anznwendcn , auf Urkun¬
den , die die . Korporationen in der Staatssprache
oder auch in der Staatssprache heranögeben ,
ist ein Siegel mit der Wortanssüllung in

dieser Sprache zn verwenden , sofern eö diese
Sprache berührt , wobei die Staatssprache
an erster Stelle zn stehen hat , und die in
der amtlichen Wirksamkeit von ihnen auSgegebe -
nen Knndmachungen müssen in der

Siegel in der Staatssprache abgefaßt
sein nnd daneben , ivenn sic einen Bezirk mit
einer nationalen Minderheit betreffen , auch in
der Sprache dieser Minderheit .

Die Vorschriften des vorhergehenden Ab¬

satzes gelten auch für Handels - und Ge¬
werbe k a m m c r n, für ihre Zentralen und für
gesellschaftliche Vereinigungen ( Verbände ) mit
der weiteren Bestimmung , das; - Handels - und Ge -
werbekammcrn , soweit sic in Angelegenheiten der

Schutzmarken und Ai u st v r amtieren , als

Organe der Republik aiizusehen sind
( 88 1 und 2 des Gesetzes ) und ans sie in dieser
Angelegenheit die Vorschriften dcS 1. und
3. Hauplstiickes Bezug haben , das; die genos¬
senschaftlichen Vereinigungen und
Verbände im Verkehr mit den Korporationen
ihres Kreises immer auch die Veryandlnngs -
sprache der Korporation , um die cs sich handelt ,
zu verwenden haben nnd daß die Vereini¬
gungen ( Verbände ) , die auf nationaler
Grundlage errichtet sind , deren Verhand¬
lungssprache eine andere als die tschechoslotvakische
ist, sich in dem ausschließlich für ihre Mitglieder ,
Angehörige dieser anderen Sprache , auf diese
Sprache beschränken können , sofern es sich nicht
um eine Kundmachung in einem Gerichtsbezirk
handelt , wo nicht mindestens 20 Prozent der An¬
gehörigen dieser Sprache wohnen . Wenn die
Korporation nicht binnen drei Monaten von dem
Tage der Gültigkeit dieser Verordnung — soweit
neuentstandcne Korporationen in Betracht kom¬
men , bis zu drei Monaten nach ihrer Begrün¬
dung — ihre Beschlüsse über den Sprachgebrauch
zur Genehmigung voriegt oder wenn sie Be -

Prag , 4. Feber . Bor dem Presicseuat beim

Landesstrafgericht in Prag standen heute unter
Vorsitz deS Vizepräsidenten Kratochvil drei

Prcsscangelegcichciten , in denen Deudschnationale
und Kommunisten die Hilfe dcS tschechoslowaki -
schcn Gerichte « anriesen , zur Verhandlung . Da «
Gericht behandelte die drei Klagen wegen der

Identität der angewandten GesctzeSParagraphen
in einem , so daß auch einmal am Klägertisch die
aus dem preußischen Landtag so unrühmlich be¬
kannte dcutschnational - komniunistische Einheits¬
front zu Tage trat . Ganz zufällig allerdings .

Den Kommunisten ,
nämlich dem „ RotenTextilarbeiter " und
dem „ B o r w ä r t ö" , hatte es ein Artikel ange¬
tan , der am 4. September im „ Sozialdemo¬
krat " und im „ Freigei st " erschienen war
und den Titel „ Ein Beitrag zum komnninistischen
Kampf inn die proletarische Einheitsfront trug .
In diesem Artikel fühlten sich die genannten
Blätter durch die Worte „. . . dieser Ber -
l e u m d e r b a n d c " und „ . . . . nieder¬

trächtige Behauptungen " in ihrem
Elirgefiihl verletzt und liefen zum Gericht des

bürgerlichen Klassenstaates , in der Hoffnung , die
Sozialdemokraten jedenfalls wieder einmal zu
entlarven .

Die Vcrhaiiidlung gestaltete sich jedoch ein

wenig anders . Gcnosie Nießner ( als geklagter
verantwortlicher Redakteur ) sowie sein Verteidi¬
ger führten mit allem Nachdruck an , daß die in -
kriminierten Stellen nur eine berechtigte Kritik

darstellen , die dadurch hervorgerusen wurde , daß
der „ Vorwärts ' , nach einer Verurteilung seines
Redakteurs Runge erklärt hatte , die Ehren «
crkläning Runges sei mit Hilfe deS Gerichtes
vom Genosien Slbgcordncten Roscher erpreßt
worden ; und als dann der „ VorüvärtS " vom Ge .
«offen Blo ' cher neuerlich geklagt wurde . wieder -
rief sein Redakteur Stern vor Gericht alles
und versuchte , den Sachverhalt anders darzu -
tellen . Auf diesen Fall bezog sich nun der ebren -

nihrige Artikel , der nichts anderes als eine Kritik
der geschilderten konmmnistischen KamPfeSweisc
zum Ausdruck brachte .

DaS biericht ließ nun trotz des Protestes des
komnninistischen Vertreters eine weitere DeweiS -

führung über die Berechtigung der Kritik zu , gab
omit dem Antrag des Verteidigers statt , der da¬

hin ging , daß die Ak ' en aus den Prozessen
Runge —Roscher und Roscher —Stern als Be -
tveisnmtcrial herangezogen werten .

Der „ Rote Textilarbeiter " und der „ Bor -
wärtS " , die beide gesondert geklagt hatten ,
niüsien demnach mit ihren SiegcSberichten noch
ein Weilchen zuwarten . -

Die dritte Klage war vom

„ Bund der Deutschen in Böhmen "

gegen Genossen Nießner als verantwortlichen
Redakteur der „ F r c i h e i t " anaestrcngt worden .
Der „ Bund der Deutschen in Böhmen " veran -
kältete , wie vielleicht noch erinnerlich sein wird ,
im 10 . Mai des Vorjahres den „ E r st e n den t -

' djcii Mutterta g" . In der „Freiheit " sow' c
in allen anderen unseren Parteiblättern war am
22 . April ein Artikel erschienen, der sich mit dem

„ Muttertage " nnd vor allen » mit seinen Ver¬

anstaltern anseinandcrlchte . Ter Artikel stellte
vor allem fest, daß der „ Bund der Deutsck ' en " ein
„ T u m m el pl a h d e r e x t r c m st eu N a t>i o-

nallsten und Hakenkrenzler " sei und

daß cs demnach keine größere „ B l a s p h e m i e "

chlüsse faßt, ' die den Vorschriften und dem Geiste
des Sprachciigcsetzes und dieser Verordnung nicht
entsprechen oder den Gegenstand nicht hinrei¬
chend erschöpfen , unterliegt die Sache der Rege¬
lung des konrpetenteu Ministers .

Art . 92 . In der F i n a n z v c r w a l t n n g
kann der Finanzministcr die Finanzbchörden
zweiter Instanz ermächtigen , daß sie das Recht ,
das ihn ; im vorhergehenden Artikel Vorbehalten
ist , selbst ansüben . Der Sprachgebrauch in den

Steuerkommissionen tvird nach den Be -
timmnngen des Aos. 1 und 3 des vorstehenden

Artikels mH der Slbweichung geregelt , das Be¬

schlüsse über den Sprachengebrauch
in der ersten Plenarsitzung nach Gel -

tunasbeginn dieser Verordnung gefaßt tverden

müssen .
Art . 93 . Gewerbegenossenschaf¬

ten nach . Hauptstück 7 der Gewerbeordnung haben
sich nach ähnlichen Vorschriften zu rich¬
ten , die für die Gemeinden gelten , wobei

dort , tvo int Sinn dieser Vorschriften die Zahl
der Angehörigen einer bestimmten Sprache ent¬

scheidet, diese Zahl auch in der Bevölkerung deö

örtlichen Umkreises maßgebend ist , der nach den
Statuten der Genossenschaft festgesetzt ist.

Zeugnisse nach der Gewerbeord¬
nung müssen Gewerbegenossenschdften mit einer
anderen als der tschechoslotvakischen Verhand¬
lungssprache stets in der Staatssprache
aus st eilen und bestätigen , und zwar an erster
Stelle . Sollte ein Vorsitzender oder stellvertreten¬
der Vorsitzender einer Gewerbegenossenschaft gegen
die Bestimmungen dieser Verordnung verstoßen ,
oder sich nach den Entscheidungen der Staatsver¬

waltung , die auf Grundlage dieser Verordnung
in Spmchenangelegenheiten ausgegeben werden ,
nicht richten , so" kann gegen ihn nach den Vor¬

schriften der Getverbeordnung mit Strafen
vorgegangen werden .

Art . 94 . Der Gebrauch der Sprachen bei

der Jngenieurkammex wird im Geiste

geben könne , als meint die Haupiakteure deS

Bundes , seinerzeit die größten Kriegshetzer und

Kriegsverlängerer , jetzt durch eine Veranstaltung
die Mütter ehren wollen . Lenke , die im Kriege
die Frauen der Eingcrncklcn „Unterstützungs¬
weiber " genannt haben , wollen mit dem „Mutter¬
tag " nur unter einem idealen Deckmantel an
Komödie spielen , uni bannt die wahlberechtigten
Frauen siir die Deutschnationalen zu ködern .

Diese Sprache fuhr dem deutschnationalen
Vorstand des „ Bundes der Deutschen " mächtig
in die Glieder , er sah die „ unpolitische
Stellung " dcS Bundes geschmäht und be¬
droht . Immer wieder betonte daher sein Rechts¬
vertreter während der Verhandlung , daß der
Bund unpolitisch sei und für die Worte und
Taten seiner Mitglieder nicht verantwortlich
gemacht werden könne . Er mußte aber zu¬
geben :

daß viele seiner führenden Mitglieder die
in dem Artikel gekennzeichnete Politik betrieben
hätten , und

daß im Borstand des Bundes sowie über¬
haupt an den maßgebenden Stellen Deutsch¬
nationale saßen .

Der Verteidiger des Genossen Nießner , Herr
Dr . Lisa k, konnte dem Gerichtshof mit einer
ausgiebige » Zusammenstellung deutschnationaler
Mütterfürsorge vor mW tvährend des Krieges
auftvarten . Selbst das Wahlhandbuch des

Genossen Hillebrand über die Gegner der
Soziasdemokratie fehlte nicht nnd tmirde voni

Gerichtshof an zahlreichen Stellen zur Verlesung
gebracht . Lückenlos entrollte sich vor dem Ge¬

richtshof der schaurige Film über das Wirken
der Deutschnationalen von der Zeit an , da

Oesterreich gegen Serbien scharfznmachen be¬
gann , bis zu den Hungertagcn des Weltkrieges ,
in denen die Dcutschnationalen die Mütter und
Frauen der Eiirgerückten und Gefallenen
U n t e r st ü tz u n g ü w e i h e r nannten und

maßlos gegen jede Friedenspropaganda hetzten .
Zunl Schlüsse stellte Genosse Nießner

noch in einem kurzen Schlußworte fest : Der
„ Bund der Deutschen " niöge nach dem Wortlaut
seiner Statuten ein unpolitischer Verein sein ;
das sei zugegeben . Tatsache sei dagegen jedoch ,
daß jede Partei zahlreiche Vereine zn ihrer Eiii -

flnßphäre zähle , indem sich die Partennitglieder
auf allen , nur indirekt mit der Politik zusammen -
hängenden Gebieten betätigen können . Nicht
anders verhält eö sich nun mit dem „ Bund der

Deutschen " , der von Deukschnationalen geleitet
nnd beherrscht werde . Die Deutschnationalen ,
die sich während dcS Krieges nienials um die

Frauen und Mutter gekümmert haben , wollten
nun mit Hilfe des von ihnen durch den „ Bund
der Deutschen " arrangierten „ Muttertages " an
die wahlberechtigten Frauen herankommen . So

stehe die Sachlage , die man vielleicht formell
nicht beweisen könne : die deutschböhnrischen Ar¬
beiter wissen jedoch ganz genau , was sie vom

„ Bund der Deutschen " und seinen deutschnatio¬
nalen Führern zu halten hätten .

Der Gerichtshof konnte sich dieser Argnmen -
tation nicht verschließen . Er vertagte die

Verhandlung auch über diese Klage mit der

Motiviermrg , daß er in das Flugblatt des

„ Bundes der Deutschen " über den Muttertag
Einblick nehmen müsse . In dem geklagten Ar¬

tikel waren nämlich nur Teile des Flugblattes
zuni Abdruck gekommen .

Ueber den Ausgang der vertagten Prozesse
tverden tvir seinerzeit berichten .

deS SprachengeseheS mittels einer DnrchfiihrungS -
Verordnung zum Gesetz der Jngenieurkammern
vom 18 . März 1920 ( 185 ) geregelt werden .

Dritter Teil .

Sechzehntes Saupistülk .
Ueber den Schutz der Parteien , über

Streitigkeiten wegen des Sprachge¬
brauchs , die Aufsicht und andere Bor -

ketzrungen
Art . 95 . Gerichte,Behörden undOr -

gane , fei es staatliche oder der Selbstverwaltung ,
sind verpflichtet , den Parteien Belehrungen
zu erteilen , damit sie vor rechtlichen Nachteilen
geschützt werden , die ihnen aus der Unkenntnis
des Gesetzes erwachsen könnten . Parteien , die
eine Erledigung in einer ihnen unbekannten

Sprache erhalten haben , können von dem kom -

Sdeuten Gericht , Amt oder von einem Organ
erselben Art , das örtlich am nächsten liegt , oder

dort , wo ein Genleinde - oder Gebietsnotar besteht,
zur Auflfärung der Sache eine mündlrche
Ueberse ' tzung der überhändigten Er¬

ledigung verlangen . DaS Gericht , daS
Amt oder Organ , gegebenenfalls dor Gemeinde -

oder Bezirksnotar ist verpflichtet , diesem Verlan¬

gen zu entsprechen , soweit seine sprachlichen
Kenntnisse dazu reichen.

Wo diese oÄr jene Angelegenheit dem kom -

petvnten Gericht , Amt oder Otzgan bei der Er¬

ledigung erhebliche sprachliche Schwierig¬
keiten bereiten würde , kann in Auaclegen -
heiten von besonderer Wichtigkeit und auch wenn
anders Abhilfe nicht geschaffen werden kann , daS

kompetente Obergericht oder vorgesetzte Amt ein
anderes Gericht , Amt oder Organ der

ähnlichen Kategorie und Instanz zur Verhand¬
lung der Angelegenheit delegieren oder an¬

ordnen , daß von einem anderen Gericht in seinem

UnckreiS ein Richter , Amt oder Organ mit ent¬
sprechender Sprachkenntnis delegiert werde, W
die Sache beim kompetenten Gericht oder Amt
zu verhandeln .

Siebzehntes SaupWst .
Uebex Streitigkeiten über den Sprachgebrauch ,
über die Aufsicht und Vorkehrungen zur Ein¬

haltung der Vorschrift .
Art . 96 . St r e i t i g k e i t e n über den

Sprachgebrauch bei Gerichten , Aenrtern , An.
stalten , Unternehmungen und Staatsorganen , so.
wie bei SelbswerwaltungSämtern und öffentlichen
Korporationen erledigen die kompetonten Staats ,
organe alSAufSfichtSbehörde als eine
Angelegenheit der Staatsverwaltung a b g e s o n .
dert ' vom Streitgegenstand . Ist eine
Partei der Ansicht , daß ihr Sprachenrecht verletzt
wurde , kann sie binnen 15 Tagen bei der Staats ,
bchörde , die oaS Aussichtsrecht über das betref.
sende Organ auSübt , die Beschwerde er -
beben . Findet dieses Amt , daß es unzuständig ist,
hat eS unter Benachrichtigung des Beschwerde,
führers die Oberbehorde zu verständigen . Er .
kennt es seine Zuständigkeit an , hat es schnell¬
stens zu entscheiden und die ersorderliche Per -
besserung anguordnen , bi4 * nach der Natur der
Sache noch nröglich ist, daS Organ , über das Be¬
schwerde geführt wird , zu verständigen . Es kann
aber selbst eine Entscheidung mit RechtSwirknng
nicht hcrauSgeben , namentlich nicht den ersten
Ausspruch anshebcn nnd durch einen sprachlich
richtigen Ausspruch ersetzen . Ist die Beschwerde
und ihre Unterlage nicht eine gänzlich nnzweifcl«
haste Angelegenheit , benachrichtigt die Aufsichts¬
behörde darüber , daß die Beschwerde eingebracht
wurde , - ungesäumt b « S Organ , gegen das Be¬
schwerde geführt wurde , mit der Aufforderung , in
einer angemessenen Frist die Akten vorzu¬
legen . Die Aufsichtsbehörde ist dann ver -
p' lichtet , möglichst rasch zn entscheiden und

Entscheidung hcrauSzugeben .
Der nächste Absatz spricht davon , daß die Be -

schwerdc bis znr h ö ch st e n I n st a n z gehen
kann .

Art . 97 . Findet eine Aufsichtsbehörde
auch außer dem Beschlverdcfall , daß ein seiner /
Aufsicht unterliegendes Organ das Sprachenge ' eh
oder die Verordnnng verletzt hat , ist sie verpflich .
tet , dies anSzusetzen und kann durch geeignete
Maßnahmen R e m e d u r schaffen . Gegen Rich¬
ter , Beamte , Angestellte und Or¬

gane , die gegen die Vorschriften deS Gesetzes
und dieser Verordnung verstoßen , wird nach dem
Disziplinarverfahren unbeschadet der

Bestimmung deS 8 25 des Gesetzes zum Schutze
der Republik vorgegangen werden .

Achtzehnte » SaupWL
Die Berpslirhtunff zum Gebrauch der

Staatssprache in besonderen Äugele -
Neuheiten .

Art . SS betrifft die Verpflichtung zur An¬

wendung der Staatssprache in besonderen
Fällen . Erfordert «S da « öffentliche Interesse ,
daß die Staatssprache der Republik angewandt
wird , kann die politische Behörde auch neben

jenen Fällen , von denen in den vorhergehenden
Bestimmungen die Rede ist , dort , wo Kor¬

porationen und andere Personen etwas mittels

öffentlicher Kundmachung bekanntgeben oder
mit Aufschriften für den Gebrauch der Bevöl¬

kerung «ine Liegenschaft oder andere Gegen¬
stände bezeichnen , die dem öffentlichen Gebrauch
dienen » ihnen auferkegen , die Kundmachung
oder Bezeichnung in der Staatssprache vorzu¬
nehmen und dabei di « Verbesserung und An¬

bringung des Textes in der Staatsjprache ver¬

fügen .
Ueber Beschwerden gegen solche Vorkehrun¬

gen und über das Verfahren gilt analog Art .

86 . Dir Gemeinden können die AuShangung
oder das Ankleben einer Ankündigung aus dem

Grunde , daß sie in der Staatssprache geschrie¬
ben oder gedruckt ist , weder verbieten , noch ab¬

lehnen . Die Bestimmungen des ersten AbfaheS
gelten nicht für Kundmachungen , Bezeichnungen
und Bekanntgaben in Zeitschriften , in Inser¬
tionen und in der GeschaftSreklame überhaupt .

Neunzehnte » Sauvtstüst .
Karpathorußland .

Art . 100 . Bevor die Sprachenfrage für Kar -

pathoruhland durch dessen Landtag geregelt wird ,
gelten die Bestimmungen dieser Verordnung. In
der russischen ( kleinrussischen ) Sprache kann bei

allen Gerichten , Aemtcrn und Organen in ganz
Karpathorußland eine Eingabe erfolgen und die

Eingabe sst in dieser Sprache zu verhandeln und
die Erledigung anSzusertigen . In dieser Sprache
sind auch neben der Staatssprache die Amis «

gebcmde und die amtlichen Kundmachungen zu
bezeichnen.

Zwanzigste - Sauptstück .
Wirksamkeit der Verordnung .
Art . 101 . Diese Verordnung erlangt am Tage

der Verlautbarung ihre Wirksamkeit und mit

ihrer Durchführung tverden die Minister deS In¬
nern , der Justiz , der Finanzen , des Handels und

Gewerbes , der öffentlichen Arbeiten und des

öffentlichen GesunoheitstvesenS und der körper¬
lichen Erriehung betraut .

Die Verordnung sst am Tage der Kund¬
machung (4. Feber ) in Kraft getreten .

övehla m. p. , Dr . Nofek m. p. , Dr . Viskov -
sk- ni . p. , Dr . Englis m. p. , Dvokääek m. p. ,

Mlüoch m. p „ TuLn - m. p. , Dr . Benes m. p. ,
Dr . Srdinko m. p. , Dr . Hodra m. p. , Stklbrn -
m. p. , krümel m, p. , Dr . Dolansk - m. p- , Dr .

Dörer m. p, -



B. ftdfa 192V.
Seite 7.

Die Koalition auk der

Flacht vordem Parlament
Wenn das alle Wort , daß Lächerlichkeit tötet ,

für die tschechische Politik Geltung hätte , dann

müßte die regierende Koalition von dem Gelächter
hinweggefegt werden , das sich beim Anblick des

Schauspieles erhebt , tvie die RegiertntgSmehrheit
vor dem Parlamente davonläufi, wie sie ängstlich
dann » bemüht ist , daß es ja nicht zu früh zusam-
mentrete , zu welchen raffiniert aitsgekliigelten
Kniffen sie Zuflucht nimmt , unt zu verhindern ,
daß eine Sitzung auch nur acht oder vierzehn Tage
vor dem Termin stattfinden müsse , den sie sich zu -
rechtgelegt hat . Die Mehrheit pflegt von der Op¬
position im Tone der hochmütigsten Gering -

eung zu sprechen, aber mit geradezu komischer
„stlichkeit weicht sie der Notwendigkeit aus ,

dieser verachteten Opposition von Angesicht zu
Angesicht entgegenzutreten .

AIS das Parlament in die Weihnachtsferien
ging, da erwartete die gesamte Bevölkerung, daß
die Volksvertreter sich gleich nach Neujahr zu
einer arbeitsreichen Tagung versammeln würden .
An Aufgaben mangelte es wahrlich nicht . Die

Wohnung- losen warteten auf die Bauförderung ,
die alten Arbeiter auf ihre Altersversorgung , die

Staatsangestellten auf die feierlich versprochene
Gehaltsregulierung, die gesamte misera eontri »
buenS Plebs auf die Steuerreform . Der Ruf nach
Einstellung des fluchwürdigen Abbaues erscholl |
immer lauter . Aber die Regisseure der Koalition
fanden keine Zeit , sich mit diesen Aufgaben zu be¬

fassen. Sie vermochten nicht einmal den beschei¬
densten Arbeitsstoff zur Verhandlung reif zu ma¬
chen. Sie ntußten ja vorerst die welterschütternde
Streitfrage bereinigen , wessen würdige Gestalt den

Präsidentenstuhl des Senates zieren solle . Woche
um Woche wurde mit dem Hader und Schacher
hierüber schmählich vertan , es schien , als sollte das
Parlament überhaupt nicht mehr zusammentreten .
Die sozialistiscl -en Koalitionsparteien haben
Grundsatz auf Grundsatz der Koalition zum Opfer
gebracht , aber das Senatsprästdiunr hielten sie fest
mit Klauen und Zähnen . Aber auch die Klerikalen
verteidigen ihren Hrubau hartnäckiger als seiner¬
zeit den Johann von Nepomuk . Der Froschmäuse ,
krieg legte die Gesetzgebung lahm .

Da griffen die deutschen Sozialdemokraten
ein . Am 23 . Jänner verlautbarten sie, daß ihre
parlamentarischen Klubs beschlossen hatten , die
sofortige Einberufung beider Häuser zu verlangen
und für diesen Antrag die Mitwirkung aller Op¬
positionsparteien zu gewinnen . Die Geschäftsord¬
nung legt dem Präsidenten des Hauses die Pflicht
auf, einem solchen Verlangen , wenn es von zwei
Fünfteln aller Mitglieder gestellt wird , binnen
drei Tagen zu willfahren . DaS Gesetz , das die
Koalition so oft zur Unterdrückung der Opposition
gebraucht hatte , kehrte sich hier einmal gegen sie.
ES war ein Schuß ins Schwarze, wie der wütende
Auffchrei der Getroffenen bewies . Er tat auch
sofort seine Wirkung : am 28 . Jänner berief das
Präsidium selbst , noch vor Ueberretchung des

oppositionellen Antrages , das Abgeordnetenhaus
ein, allerdings erst auf den 18 . Februar . Eine
Galgenfrist wollten sich die Herren noch sichern ,
klier die Opposition ließ nicht locker . Am 2. Fe¬
bruar wurde Herrn Malhptr das Begehren von
132 Abgeordneten überreicht , das , sollte nicht scham¬
lose Rabulistik an Stelle von Gesehesauslegung
treten , den Zusammentritt des Parlamentes am
5. Februar zur Folge haben niußte . Koalition in
Not !

Ta geschah etwas , was selbst die abgehärtet¬
ste » Kenner der Koalittonsmethvden nicht erwar¬
tet hatten : das Präsidium wies den Antrag zurück ,
weil ein Teil der Unterschriften nicht echt sei! Es
ist der Gipfelpunkt der Heuchelei . Seit das tschechi¬
sche Parlament besteht , wurden Hunderte von An¬
trägen und Interpellationen eingebracht , der
Großteil derselben trug Unterschriften , die vom
Vorsitzenden des Klttbs oder vontSekretär beigesetzt
waren . Mehrheit und Minderheit Praktizierten
diese Uebung in gleicher Weise und nie war eS
dem Präsidium eingefallen , die durch Klubbeschluß
gedeckten Unterschriften anzuzweifeln . Die Be¬
rufung auf den Präzedenzfall Schollich geht ganz
daneben, sie setzt das Präsidium direkt ins Un¬
recht. Auf dem Antrag Schollich befand sich die
Unterschrift eines Abgeordneten , die gegen dessen
Willen beigesetzt worden Nrar . Das Präsidium
beschloß, daß solche Unterschriften jederzeit wider¬
rufen werden können . Daraus folgt , daß sie gül¬
tig sind , wenn ein Widerruf nicht erhoben wird .
Hier aber lag nicht nur kein Widerfpntch , sondern
ausdrückliche Anerkennung vor . Die Klubs hatten
getagt, hatten Beschluß gefaßt , ihre Beschlüsse ver¬

öffentlicht. An dem Willen der 132 Abgeordnete »,
ein Begehren nach 8 40 der Geschäftsordnung zu
stellen, >var nicht zu zweifeln , aber das Präsidium
klammert sich an die Eigenhändigkeit der Unter¬
schrift, nach der in all den sechs Jahren nie , nicht
ein einzige - Mal , gefragt worden war . Ist es
nicht ein Anblick für Götter , dieses Präsidium , das
sich soeben über die zwingende Vorschrift der Ge¬

schäftsordnung , wonach die definitive Wahl des
Präsidiums einen Monat nach der provisorischen
erfolgen muh kaltblütig hinweggesetzt hat , daS
aber der Opposition gegemtber eine gleichgültige
Formverletzung rücksichtslos auSnützt ! Aber nein ,
e» liegt ja nicht einmal eine Formverletzung vor .
In allen Parlamenten gilt neben dem geschriebe¬
nen auch das Gewohnheitsrecht , nnd so ist daS
Präsidium , das eine eingebürgerte , allgemein an¬
erkannte Gewohnheit wider Treu ttnd Glauben
verletzt, auch rein juristisch betrachtet , durchaus im
Unrecht .

Daß die Koalitionspresse sich angesichts dieser

t

der Lehrerin noch

Die

hatten
gewußt ,

solchen
sttngeS

weil daS Gesetz keine rückwirkende Kraft besitze .
Eine befriedigende Lösung könne nur der sozial¬
demokratische Entwurf auf entfchädigungslose
Enteignung bringen .

das Parlament auch in der am 16 . Februar be¬
ginnenden Tagung seine eigentlichen Aufgaben
nicht in Angriff nehmen wird . Vielleicht gelingt
eS, mit Müh und Not ein mageres Erfatzpro»
gramm zusammenzukleistern. Vielleicht wird durch
Abzählen an den Knöpfen endlich doch entschieden ,
tver Senatspräsident wird . Vielleicht wird Herr
Dr . BeneS wieder einmal eine pfeudopazisnsche
Arie singen . Und dann kommt wieder die Ver¬
tagung und der Schacher hinter den Kulissen . Und
eine solche Mehrheit wogt es , die Opposition nicht
nur zu mißhandeln , sondern auch noch den Sitten¬
richter über sie zu spielen ! Sie vergesse nicht , daß
sie schon heute im Volke nur die Minderheit hinter
sich hK und daß sie durch ihre Methoden selbst den
Tag immer näher bringt , an dem sie mit Schimpf
und Schande davon gezagt wird !

sagte nach dem Titel „i
mel "

tj
Diesmal fiel der Spntch _

schärfer ans . ^Jn einem Tone gegen den estin¬
fach keinen
Gedicht ist
vorige , das

hörten . Ich
ein Oledicht
sittlicher Schriftstellers

Willibald O m a n k o w s k i S.

*

Wellenlängen der Stationen : Prag
868 , Brünn 750 , London 865 , Paris 1750 , Berlin
505 und 570 , Stuttgart 448 , Leipzig 452 , BrcSlan

418 , München 485, Frankfurt 470, Wien 530, Zü¬
rich 515 . -

offenbaren Illoyalität des Präsidiums heuchlerisch
zum Sittenrichter über die Opposition aufwtrft ,
darf nicht Wunder nehmen . Daß aber das
„ Pravo Lidu " geradezu den Chorflihrer in diesem
Reigen spielt , verdient doch festgehalten zu tverden .
„Unterschriftenfälschung", „ Unwürdiges Spiel " ,
das sind so Blüten aus dem Wortschatz des
„ Pravo Lidlt ", daS gegen den leisesten Zweifel an
der Unfehlbarkelt seiner Partei so überattS emp¬
findlich ist. Und dazu gesellt sich plumper Hohn .
Die Opposition klopft an die Türen deS Parla¬
mentes , sie meldet sich zur Mitarbeit . Die Tür
tvird ihr brutal vor der Nase zitgeschlage » ttnd nun
höhnt daS „ Pravo Lidu " : febt, sie stehen drattßett .
sie wollen nicht Mitarbeiten ! Aber der Schimpf
fällt atlf die Beleidiger zurück .

Es kann heute schon kein Zlveifel sein , daß

Rundfunk für Asse !
Programm für morgen , den 6. d. M.

Prag , 17 . 00 : Konzert ; 20 . 02 : Leichte Musik
mrd Soli . — Brünn , 10 . 00 : Orchester - Konzert ,
20 . 10 : Mähr , und slowakische Lieder . — London ,
22 . 00 : Violinkonzert A. H. Sandlers . - — Paris ,
21 . 30 : Galakonzert . — Berlin , 19 . 30 : „ Der
Evangeliinann " . — Stuttgart , 20 . 00 : Kannner -

mufik . — Leipzig , 20 . 15 : „ Der verlorene Sohn " .
— BreSlau , 20 . 15 : Liederabend . — München ,
20 . 00 : Bunter Abend . — Frankfurt , 20 . 00 :

Heiterer Abend . — Wien , 20 . 00 : Wiener Spezia¬
litäten . — Zürich , 20 . 40 : Vokal - und Jnstrumen -
tallonzert .

Moralische Entrüstung der Koaltttous -
prelle .

Etwas ungeheuerliche » ist geschehen : die

Opposition hat , ttach dem im Prager Parlament
schon lange geübten und auch bei den Koalitions¬
parteien nicht unbekannten Brauch , Anträge nicht
direkt von den Abgeordneten , sondern kumulativ
zu uttterschreiben , auch den Antrag aus Einbe¬
rufung des Parlamentes behandelt . Die koalierte
Presse ist darob in einen Entrüstungstaumel ge¬
raten , der ihr aber sehr schlecht ansteht . Be¬
kanntlich hat die Koalition die formalen Bestim¬
mungen der Geschäftsordnung immer sehr lax
behandelt ; wett » man die Unterschriften der An¬
träge der Koalitionsparteien in den letzten Jah¬
ren gewisseichaft prüfen würde , tvie inan jetzt
die Unterschriften des oppositionellen Antrages
prüft , könnte man seine Wunder erleben .

Bedauerlich ist es , daß das « Pravo
Lidu " sich nicht nur au der Hatz beteiligt , son¬
dern an ihrer Spitze marschiert . Das Blatt er¬
klärt zunächst die „ technische Unmöglich -
k e i t " , dem Antrag der Opposition zu willfah¬
ren , entrüstet sich darüber , daß die Uttlerschriftett
„ g e s ä l s ch t " seien und sogt :

„ ES ist dieS in der Geschichte des Parlamen¬
tarismus sicher ein unerhörter Fall ! Die oppo¬
sitionellen Parteien brachten bei ihrer Aktion
nicht einmal so viel Gewissenhaftigkeit und Fleiß
auf , um ihre Abgeordneten nach Prag zur Unter¬
schrift deü Antrages einzuberufen und deshalb
ahmten sie die Unterschriften nach . Die koalierten
Klubs der Abgeordneten und Senatoren halten
in den gegenwärtigen Ferien jede Woche eine
Sitzung ab und die Abgeordneten konunen von
den enfferntesten Stellen der Republik zu den

Sitzungen . Die Oppositionsabgeord¬
neten liegen zu Hause im Bett ( ! ) und

Widerspruch gab , sagte sie: „ Die »
noch viel schlechter als da »
wir hier von diesem Herrn Dehmel
erwarte , daß keine von Ihnen mehr

von Dehmel lernt ; er ist ein un -

VeröffenNich ' ing ver Steuerltsten
in Frankreich .

Paris , 4. Feber . Die Dcvutiertenkammer hat
mit 285 gegen 252 Stintmen die Bestintnmng an -

genontmen , daß in den Rathäusern die Verzeich -
uisse der Steuerzahler mit den Ziffern der bezahl¬
ten allgemeinen Steuern und der Einkommen¬

steuer öffetttlich ausgehängt werden .
Die Regierttng hatte die Ablehnung dieses Arti¬
kels empfohlen . x

Vorbereitungen iiir den Zusammen '
lchiud der drei norwegischen Arbeiter '

Parteien .
Der Landesverband der norwegischen Ar¬

beiterpartei hat dem „Arbejderblad " zu¬
folge beschlossen , die K o m m « n i st l s ch e Par .
tci und di « Sozialdemokratisch « Ar¬

beiterpartei zum Zusammenschluß zu
einer Partei «inzuladen . Die neu « Partei
solle der Sowjetrepublik ihre Solidarität aus¬

sprechen und versuchen , eine ähnliche skandinavi -
sche Zusammenarbeit , sowohl auf politischem , wie

auch auf sachlichem Gebiet zustande zu bringen .
Unter der Voraussetzung der Mitwirkung der

anderen Parteien zur Bildung einer Einheits¬
partei erwählt jede Partei drei Mitglieder für
ein gemeinsames Komitee , das da » Programm
und die Richtlinien für die neue Partei au » «

arbeiten , den organischen Zusammenschluß vor .

bereiten und dann einen Kongreß einberufen soll ,
der di « endgültigen Entscheidungen zu treffen hat .

ihre Kameraden fälschen sür sie Unterschriften ,
damit sie sich mit einer Tätigkeit auSweisen
können . . . So ist unsere Opposition ! "

Wenn das „ Pravo Lidu " den oppositionellen
Abgeordneten vorhält , daß die KoalittonSabge -
ordneten Sitzungen halten , so wendet eS sich mit
dem Vorwurf , daß nicht auch die Oppositions¬
parteien Sitzungen haiten , an die falsche
Adresse. Die Vertreter der Opposition werden
ia in jene Körperschaften des Parlamentes , in
denen die Entscheidungen fallen , in die verschie¬
denen „ 8 e st k a s " und „ D v a n a e t k a S" nicht
eingeladen und können es sich daher erlanben ,
. zu Haufe int Bett zu liegen , nm so mehr als die
KvalitionSabgeordnctcn im Parlament schlafen
können , weil das Präsidium des Hauses seiner¬
zeit eine » Schlassalon für sie einrichtete .

Natürlich ist auch der „ 28 . liije n " in große
Aufregung geraten ; das Blatt des Herrn Has 8-
m a n spricht von „oligarchischen Methoden der
Opposition " , wahrscheinlich in Unkenntnis dessen ,
daß es in der Koalition noch vor kurzer Zeit eine
„ P 61 k a " gegeben hat .

Angesichts der „ großen Arbeit " , die in der
Koalition geleistet werde , beschwert sich das
„ C eske SIovo " darüber , daß sich die Oppo¬
sition mit ihren Anträgen zu wenig Arbeit
nehme . . .

Der „ Beöer " , das Abendblatt des Herrn
8 v e h l a, richtet die Opposition „moralisch " .
DaS Blatt stellt die Behauptung auf , daß
einige Abgeordnete ihre Unter¬
schriften widerrufen hätten . Wie aber
die Aleldnngen dieses Blattes zu werten sind ,
beweist der Ilenstand , daß eS sich auch seinerzeit
aus Preßburg „telegraphieren " ließ , daß die
llowakischen Volksparteiler es abgelehnt hätten ,
ihre Unterschriften zur Verfügung zu stellen.

Kranzniederlegung am Grabe d « S Genossen
Hirsch . Anläßlich der ersten Wiederkehr deS TodeS .
tageS des Genossen Ernst Hirsch Versammeltei « sich
Donnerstag vormittags a««f dem Teplitzer Fried¬
höfe , ckü der S' ellc , wo die Urne nrit der Asche
des am 4. Feber 1025 viel zu früh aus dem Leben
geschiedener « Genosse «« beigo' etzt ist. die Vertreter
der deutschen sozialdemokrattschen KreiS - und Be -
zirksoraanisationen Teplitz - Schönau , ferner deS
Zentrlverbcmdes der Angestellten in Industrie,
. Handel >«nd Verkehr . Sitz Teplih Schönau , der
Gvemialkrankenkasse der Handelsangestellten im
Bezirke Teplitz und des GehilfenauSschirsses beim
Teplitzer HandelSgremiu ««i und brachten das Ge¬
denken an den ihner « so früh entrissenen Führer
durch Niederleglrng von Krän ' en znin sichtbaren
Ausdruck . An die Versemmelten richtete der Ob -
rnann deS Zentralverbandes der Angestellten , Gen .
Franz Kirchhof , ergreifende Worte der Erinne¬
rung an den Heimgegangenen Freund und Vor¬
kämpfer , die er mtt dem Gelöbnisse schloß , ihn «
auch weiterhin die Treue zu bewahren und sein
Werk in seinem Geiste fortzufiihren . Die schlichte
Gedenkfeier , die so recht , «vieder die schmerzlich «
Lücke sichtbar werden ließ , die der Verlust de »
Genosse «« Hirsch in die Reiher « der klassenbewuß¬
ten Arbeiter , und Angestelltenschaft gerissen bat ,
machte auf alle Teilnehmer einen tiefen Eindruck .
— In der Donnerstag Abend im Hotel „Sach¬
sen " stattgefundenen AkiIgliederversamnilung der
Ortsgruppe Teplitz - Schönau des Zentralverbande »
der Angestellten in Jnd««strie , Handel und Verkehr
gedachte der OrtSgruppenobnrann , Gen . Emanuel

Siegl der Wiederkehr des Trauerte ges und brachte
in oewogten Worten den noch nicht erloschenen
Schmerz un « den unersetzlichen Verlust zum Arts¬
drucke .

Mord oder Unfall ? In der Nacht auf gestern
wurde die Polizei im 10 . Prager Bezirke lKaroli -

nenthal ) verständigt , daß aus dem Jnvalioerrplatz
unweit der Rustonscheu Fabrik in Karolinerrthal
die entkleidete Leiche einer Frau liege . ES
wurde sofort die Staatsanwaltschaft hievon be¬

nachrichtigt . In den frühen Morgenstunden begab
sich eine Gerichtskommission zu der angegebenen
Stelle . Die 30jährige , verheiratete Prostitu¬
ier t e A n n a K o ö y, die wohnungslos gervesen ,
lag völlig entkleidet arrf den « Rücken , die Knie
hochgezogen . Die Kleider und das zerrissene Hemd
Heino waren unter ' o>e Leiche geschoben , in deren
Nähe man einen kleinen Taschenspiegel und zehn
naß gewordene Zigaretten sand . Spuren einer Ge¬
walt waren an der Toten nicht erkennbar . Im
Laufe des Vormittags stellten sich auf dem betref¬
fenden Orte der Chef des Sicherheitsdepartements ,
der Leiter des Polizeikommiffariats Karolinenthal ,
und der Polizeiarzt ein . Berittene . Polizei hielt
die große Menge Neugieriger zurück . Eine Anzahl
von Detektiven hat sofort die Untersuchungen des
Falles aufgeuomnien . Die Tote soll dem Alkohol
verfallen gewesen sein. *

— • - . -

Schwere Wahlniederlage der

Siechten in Mecklenburg .
Halste der Mandate bei de » Amtsvertreter .

Wahlen verloren .

Berlin , 4. Feber . ( Eigenbericht . ) Am ver ,

gangenen Sonntag sanden in Mecklenburg -
Schwerin Anttsvertreterwahlen statt , Uber die

erst jetzt genaue Resultate vorliegen . Bisher hatte
die Rechte aus Grund ihrer in Zeiten nationali¬

stischer Hochstimmung erzielten Erfolge in zehn
von de »« siebzehn Amtsbezirken die Mehrheit und
konnte dementsprechend den Amtshauptmann
stellen . Aus Grund der bürgerlichen Einheitsliste ,
nrit der sie in den Wahlkampf zu Felde zogen ,
erreichten sie nur in drei von den infolge
Zusammenlegung mehrerer Bezirke vbriggeblie -
denen zehn A ' emtern die Mehrheit
Dadurch haben sie genau die Hälfte
der Mandate verloren ; es ko « nmt dies
einem Zusammenbruch der nationalistischen Front
gleich . Sehr günstig hat die Sozialdemokratie ab ,

geschnitten .

AullSsung der Schwarzen Reichswehr ?
Berlin , 4. Feber . ( Eigenbericht . ) Di « Ne¬

gierung läßt zur Zeit « inen Gesetzentwurf ausar¬

beiten , durch den alle militärischen Verbände , dir

in irgendeiner Beziehung zur Reichswehr stehen ,
sofort ausgelöst werden sollen .

*

Abfindung oder Cnleignnng !
Suspendierung der schlvebenden Abfindungs¬

prozesse bis zur gesetzlichen Entscheidung .

Berlin , 4. Feber . ( Eigenbericht . ) Der Reichs¬
tag nahm heute ohne Debatte das vom Rechts -
ansschusse oeschlossene Sperrgesetz an , durch das

die Auseiiiandersetznngsprozesse mit den ehe¬
maligen Fürstenhäusern bis zur reichsgesetzlichen
Regeluirg der AbfinonngSsragen ausgesetzt werden .

Nur die Deutschnationalen und die Völkischen
stiinmte »« dagegen .

Im RechtsauSschusse machte Genosse Dr .

Rosenfeld darauf aufmerksam , daß zur Zeit
allein im kleinen Lande Thüringen 25 Aofin-
dungSprozesse geführt tverden . Er wies dan «i aus
Grund geschichtlichen Material » nach , daß der

allergrößte Teil des von den HohetMollern als ihr
Privateigentum angesehenen Berm ^ en » in Wirk¬

lichkeit Staatseigentum sei. Die Hohen «
«oller » hätten zugunsten ihres Privatvermögens
Gesetze hiezu benutzt , indem sie in zweifelhaften
Fragen zugunsten ihres Haukes entschieden hätten .
Solche Entscheidungen würden denn auch noch
heute von den Gerichten als Titel anerkannt . Der

Kompronrißantrag sei sür die Sozialdemokratie
unannehmbar , «veil die in ihm genannten
Richtlinien die Richter nicht genug binden und

Tagesneuigkeiten .
Strenge Kritik .

Dieses Stücklein erzählte mir ei » m« al

Richard Dehmel während des Krieges :
In einer Töchterschule wurden die Mäd -

chei« in der obersten Klasse angehalten , sich auch
in der zeitgenössischen Dichtung mnzusehen , und

kurz vor Quartalschluß sande «« dann * in einer

Sonderstunde die gelesene «« Bücher oder Stücke
eine kurze Besprechung . Bei dieser Gelegenheit
» vurde auch die moderne Lyrik in den . Kreis der

Betrachtung gezogen , und die betreffenden Ge¬

dichte mußten auswendig vorgetraaei « werden .
Da hatte einmal eins der Mädchen auch

«nich gewürdigt . Ihre Wahl war auf mein an -
spruchsloses Naturgedicht „ Somnierabend " ge -
fallen , das mit den Worte « « beginnt :

„ Klar ruh ' «« die Lüste auf der weiten Nur ,
fern dampft der See . das hohe Röhricht

flimmert . "
Sie hatte , wie sie ehrlich zugab , das Gedickt nicht
gewählt , weil eS ihr gut gefallen hatte , sondert «
weil es , in einen « Konzert gesungen , großen
Eindruck auf sie geniacht hatte . Nach dem Bor¬

trag In der Klasse herrschte Stille . Der Anffor -
deruna der Lehrerin , sich kritisch zu den « Gesicht
zu äußern , kan « en nur wenige Schüleri »«t «en
nach .

Ta reckte sich die Pädagogin a««f ihre «««
Stuhle , daß es knarrte nahm den Kneifer " von
der Rase und sagte : „ Margot X, das Gedicht ist
schlecht und damit auch Ihr Geschmack . Sie wis¬
sen auch wohl nicht , wer dieser Dehmel ist. Er
ist ein Schriftsteller , der die niederen Triebe tu
seinen Gedichten verherrlicht . Einen
Schriftsteller liest ein wohlerzogenes
Mädckren nicht . "

Die «neisten der jungen Mädchen
bisher wohl noch gar nichts von mir
vor allem nicht , wie „interessant " ich fei." Jetzt
fingen sie natürlich erst recht an , sich mit mir zu
beschäftigen . Nun war aber unter den Back¬
fischen ein Schalk , und der ist er scheinbar auch
bis zu dem Tage geblieben , an dem er mir als
Krankenschtvester diesen Spaß erzählte . DaS
Mädchen wählte fiir die nächste VortragSstunbe
ein wenig bekamt ns Gedicht von Goethe ut «d

,von Richard Deh -
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Lleberall Arbeitslosigkeit .

Die ArbeftSlosigkeit nimmt in ganz Deutschland von Tag zu Tag zu . Die großen Berliner

Zeitungsverleger geben täglich ein Blatt heraus , in dem die Stellungs - Anzeigen der Zeitungen
abgedruckt sind , und das umsonst verteilt wird . Zu den festgesetzten Zeiten sind die Ausgabe¬

stellen belagert von Schar «» Arbeitsloser , die den „ Arbeitsmarkt " eifrig studieren .

Der neue Sommersabrplan . Für den Fahrplan
1926/87 ( beginnend mit 15. Mai ) wurde im allge¬

meinen der gegenwärtig Ini Gebrauch stehende

Fahrplan als Grundlage angenommen , jedoch

wurde bei seiner Zusammenstellung eine erhöhte

Rücksicht auf die internationalen An¬

schlüsse , sowie auf die Beschleunigung des

inländischen Eisenbahnverkehrs genommen .

AuS diesem » Grunde werden im neuen Fahrplan

einige neue Schnellzüge cingcführt , bzw .

der Verkehr derselben erweitert . So werden neue

SchnellzugSpaare auf den Strecken Pilsen —Brod ,

Prag —Protivin und Trappau —Jägcrndorf —HannS -
dorf —Königgrätz —Prag eingeführt . Bei dem Schnell -

zngSpaar Prag —Protivin wird der Anschluß an

den Schnellzug Pilsen —Pudweis hergestcllt werden .

Der Verkehr des bisherigen Schnellzuges Prag -

Brüx wird bis Teplih - Schönan erweitert . Durch

das zweite Paar Schnellzüge Prag —Troppau wird

eine besonders gute Verbindung der Hauptstadt

Prag mit Schlesien hergestcllt . In der Zeit vom

18. Mai bis 28. September wird ein LnxuSschnell -

zng jeden Dienstag , Donnerstag und SamStag

zwischen Karlsbad und Paris verkehren . Bei der

Zusannncnstellung deS Fahrplanes wurde selbstver¬

ständlich auch der Nahverkehr und insbesondere die

Verbindung der Hauptstadt Prag mit ihrer Umge¬

bung berücksichtigt . Eine Abhilfe der bestehenden

Misere soll durch die Einsührung von durchfahren¬
den Zügen ermöglicht werden , die nicht in jeder

Station in der Nähe der Hauptstadt halten , deren

Reihenfolge aber jede Station abwechselnd in Ver¬

bindung mit der Hauptstadt erhält . Dadurch würde

natürlich die Fahrgelegenheit der einzelnen Reisen¬
den in jeder Station erheblich vcrniindert , dafür

jedoch dem Ganzen wesentlich geholfen werden .

Ein wahres Geschichtchen erzählt nian sich in
einer deutschböhmischcn Stadt : Der Kaufmann I .
hat eine schwache Seite : Er kann nie vor Mitter¬

nacht hciulkomincil . lind so oft er heiinkonimt , gibt
es eine lange Predigt . Merkwürdig : sie wacht
immer auf , seine Ehegesponsiu . Einmal ist es gar
schon nach 2 Uhr , als er sich mühsam und nicht
ohne Bangen die Treppen hinaufschleicht . Er scheint
diesmal Glück zu haben : die Frau rührt sich nicht.
. Messer ist besser " , denkt er und klettert , etwas un¬

sicher zwar , im Dunkeln und in : Socken auf den

Sessel und dreht den Zeiger einigemal zurück . AIS
er ins Bett steigt , lvird die Fran durch das Gc -

knaster doch munter . Freudestrahlend bewegt er sie ,
Licht zu machen , unt sie zu überzeugen , wie zeitig
er gerade heute heimkam . Die Uhr zeigt — Vier¬
tel ans süns ! Er hatte beim Zurückdrehen den
kleinen Stundenzeiger erwischt !

,Hhr sollt nicht Schatze sammeln . . Vor

mehr als einem Jahre erregte die in Kopen¬
hagen erfolgte Verhaftung des Mcth obi¬

st e n b i s ck> o f s für Skandinavien B a st weit
über die Grenzen der skandinavischen Länder hin¬
aus großes Aufsehen . Bast wurde beschuldigt ,
Gelder aus Sammlungen für wohltätige Zwecke
für sich und seine Familie und Freunde ver -
toandt zu haben . Nach ausg ' ebigcn Verhören
und einer eingehenden Prüfung der Bücher und
Akten der betreffenden inclhodistischcil Organisa¬
tionen hat die dänische Anklagebchörde nnuuichr
das Strafverfahren gegen de » Bischof eingeleitet .
Bast wird des B e t r u g c s in neun Fällen be¬

zichtigt , begangen durch Fälschung der Slbrech-
nungen über die verschiedenen Sammlnngen , die
er den Revisoren und der Ocffcutlichkeit vorgelcgt
hat . Durch diese falsche Rechnungslegung soll er
sich ein betrügerisck - es Einkoininen von insgesamt
635 . 000 Kronen erworben haben . Den größten
„ Uobcrschuß " erzielte Bast durch die Sammlun¬

gen der methodistischen Zentralkommission . Unter
anderem hat er in der Zeit von 1013 bis 1923

nach seinen Angaben 713 . 000 Krone » in Form
Von WeihnachtSansgabcn , Unterstützungen usw .
an die Annen abgesührt . In Wirklichkeit haben
die Armen jedoch nnr 372 . 000 Kronen erhalten ,
während Bast den übrigen Betrag fiir Reprä¬
sentationszwecke , Adminlstrationsunkosten usw .
einbehielt . Den zweitgrößten unredlichen Gewinn
soll er sich nut seinem Moralblättchcn „Leucht¬
turm " , das der Bekämpfung des Alkohols diente ,
verschafft haben . Er vertrieb dieses Blatt an eine
Reihe von Organisationen , die es in dem Glau¬
ben abnahinen , daß cs keinen Ueberschuß bringe
bezw. der Ueberschuß wohltätigen Einrichtungen
zugute komme . Nie Nachprüfung der Bücher hat
aber ergeben , daß Bast rund 182 . 000 Kronen an
dem Blatt verdient hat . Weiter führt die An¬
klageschrift größere und kleinere Beträge auf , die

für Kinderheime , fiir „verschämte Arme " und
ähnliche Zwecke eingcsannnelt , aber von Bast
ohne Buchung den betreffenden Fonds entnom¬
men wiirden . Offenbar hat das Bibelwort „ Ihr
sollt nicht Schätze sammeln , die die Motten und
der Rost ficsscn " für ihn keine Geltung gehabt .
Die Berhandliing gegen Bast soll Anfang März
vor dem Schwurgericht in Kopenhagen stattfin¬
den .

Gegen die zunehmende Unstttllchkeit . In dem
Wochenblatt der o st st e i r i s ch e n Jndustriege -
meinde W e i z ist am 30 . Jänner folgende Kund¬
machung erschienen :

Kundmachung .
Die Besitzer von Hüiidlnnen werden aufgefor¬

dert , diese Tiere während der Dauer der Läufigkeit
strengstens zu verwahren , da eL aus Gründen der
öffentlichen Sittlichkeit nicht mehr geduldet werden

. kann , daß sich auf den öffentlichen Plätzen und
Straßen zwischen den Vertretern dieser vierbei ¬

nigen Nasse die pikantesten Szenen
a b s p i c l e n. Die Polizei wurde beauftragt ,
solche Hündinnen , rücksichtslos e i n z u-

fangen und nur gegen Erlag einer Strafe
von 1V Schilling aufwärts dem Besitzer
tvicdcr znrückzugeben ,

Marktgemeindcainl Weiz , am 28. Jänner 1926 .

Der Bürgermeister : Moritz Mosdorfer .

Beunruhigend ist nur , daß die schwere Ver¬

letzung der öffentlichen Sittlichkeit so billig gesühnt
werden kann , mit einer Geldstrafe von 50 K auf¬
wärts ; Eine Arreststrafe fiir die Hündin — der

Herr Hund bleibt nach gut bürgerlicher Ariffassung
straflos — von einem bis zu sechs Monaten wäre
der Schwere des Deliktes angemessen . . . Eine

zweite Kundmachung des g r o ß d c u t s ch e n

Bürgermeister von Weiz ist am Faschingsdienstag
zu erwarten , des Inhalts , daß Hunde , Katzen ,
Pferde , Rinder nnr noch in schicklicher , bis z » den

Sohlen und bis über den - Hals reichender Kleidung
in den Straßen und Gasfen von Weiz erscheitren
dürfen .

Trotzkis Kritik am rusiifchen ZeitnngStvesen .
Unter dem Vorsitz Trotzkis fand in Moskau eine

Versammlung von Herausgebern sowjctrussislhcr
Zeitungen statt , « m Maßnahmen für die inhalt¬
liche und namentlich drucktechnische Verbesserung
der in Sowjctrnßland erscheinenden Blätter zu
beraten . Dabei legte Trotzki , um seine abfällige
Kritik an der Aufmachung der Sowjetblättcr zu
bekräftigen , eine Nummer der „JSWestija " vor ,
deren erste Seite ganze Felder mit fast unleserli¬
chem Druck aufwicS . Eine derartige Ausma¬
chung von offiziellen Blättern , die noch dazu in
modern eingerichteten Druckereien hergestcllt wer¬
den , sei — wie Trotzki erklärte — einfach skan¬
dalös . Schließlich schlug Trotzki vor , jeder
Druckerei eine Nummer der „ Times " zur An¬

sicht zu senden , weil man daraus lernen könne ,
wie eine gute Zeitung aussehcn muß .

Religiöse Menschenopfer . Ein Drama selte¬
ner Art spielte sich soeben in N e u y o r k ab, wo
die sogenannten „ W o o d i st e n" , eine Sekte von
der Insel Kuba , die imnier noch das Menschen -
opser als religiösen Kult aufrecht erhält , eilt zu¬
fällig in ihr Logcnheini eingedrungcncS Opfer
mit allerlei sadistischen Zeremonien zu „opfern"
versuchten . In dem Haus Parkstreet 18 bewohnte
ein reicher Sondcrlmg namens Josef Mucker
eine Wohnung , in die sich eine Frau Pavello
zufällig verlaufen hatte . Als sie den Korridor
entlang schritt , öffnete sich plötzlich eine Tür , ein
Mann packte sie »ltb zog sie in ein finsteres Zim¬
mer hinein . Dort wurde Frau Pavello gekne -
belt und in einen spärlich beleuchteten Saal ge¬
bracht , deffeti Fenster mit schwarzem Sanrt ver¬
hängt waren . Zwei Neger entkleideten die Un¬
glückliche und legten sie vor einer Art Altar nie¬
der . Nun begann ein Mummenschanz , der damit
endete , daß einer der Neger dem wehrlosen Opfer
furchtbare Stiche mit einem Dolch
versetzte und groheStückeFleischaus
dem Körper schnitt . Schließlich gelang es
Frau Pavello , den Knebel mit der Zunge «lis
dem Mund zu stoßen und um Hilfe zu rufen . Die

Frau des Portiers verständigte die Polizei , und
in klirzer Zeit drangen die Detektive in dl « Woh¬
nung ei », gerade m den » Augenblick , als der
Frau Pavello der Garaus gemach » werden sollte .
Die Frau wurde lebensgefährlich verletzt
in ein Krankenhaus gebracht und eine polizeiliche
Untersuchung gvget » die Sekte der „Woodisten "
eingeleitet .

*

Line große Gasexplosion erfolgte in der Nacht
vom Dienstag auf Mittwoch in einem nördlichen
Viertel Londons . Uebrr eine Stunde hatte man
de » Eindruck , als ob ein kleiner Vulkan mit flam¬
mendem Krater , Erdstößen und fortlaufenden Ex¬
plosionen ausgebrochen sei . An der Ecke Truro und
TinSbury Road war ein Hauptgasrohr geplatzt und
schlenderte fünf Fuß hohe Flammen in die Luft .

Die amerikanisch « Marinrverwaltung plant ,
wie auS Washington gemeldet wird , den Neubau
von 2s Flugzeugen . Sie sollen mit Torpedo und
Bombenmaschinen ausgerüstet werden . Es lebe die
Abrüstung ! —- i ————> - »

Gegen den Alkoholmißbrauch . Der Gemeinde¬
rat der holländischen Stadt Lceiinwarden hat be¬

schlossen, ab 1. Jänner den Vcvkans alkoholischer
Getränke im Gebiete der Stadt allwöchentlich von

SamStag mittag 12 Uhr bis Montag morgen
8 Uhr , ferner am Ostermontag , Pfingstmontag , an
beiden WcihnachlSscicrtagcn und am Geburtstage
der Königin zu verbieten .

AmundseuS Nordpolslug . Der italienische Mili -

tärattachv Miralli ist in Leningrad eingetrossen ,
um die Landungsbedingungen des italienischen Lenk -
ballonS für AmnndscnS Polarflug zu erkunden ,
der Ende April über Dentfchland , Leningrad ,
Murmansk nach Spitzbergen fahren soll . Auch Oberst
Nobile , der Erbauer des Luftschiffs , kommt in den

nächsten Tagen auS Norwegen nach Leniirgrad , um

nachznprüfcn , ob die vorhandenen Hallen für die

Aufnahme des Luftschiffes genügen .
Ein verwegener Bankraub wurde in der Filiale der

Diskontogescllschasl Berlin - Schmargendorf Mittwoch
vormittag auSgcführt . Kurz vor 11 Uhr kam ein

junger Mann mit einem Troschkenauto angefahren
und gab dem Chauffeur die Weisung , auf ihn zi»
warten . Der Fahrgast ging um die Ecke, verschwand
in der Bank , band sich eine schwarze GcsichtsniaSke
nm , trat an den Schalter und hielt dem Kassierer ,
der eben einen Stoß von Geldscheinen zählte , die
Pistole vor das Gesicht . Während der überraschte
Kassierer zurückprallte , nahm der Dieb die 8000
Mark betragenden Geldscheine an sich, eilte in das
Auto und versuchte zu entfliehen . Der Chanfseur
weigerte sich jedoch , durch das aufgeregte Wesen
seines Fahrgastes zur Vorsicht gemahnt , weiterzu¬
fahren , worauf der Vankdicb zu entfliehen ver¬
suchte. Er wurde jedoch von dem Bankbeamten und
der Schutzpolizei ergriffen und zur Polizei gebracht .

Di « Notstandöarbeitcn setze»» in Berlin als

Folge einer ' entscheidenden Konferenz in » Wohl «
sahrtSmInisteriunl nunmehr ein . Als Notstands¬
arbeiten sind anerkannt tvordrn die Zuschüttung deS

Luisenstädtischen Kanals , die Entwässcrungsarbeiten
tiefer liegender Stadtgebiete , der Bau der AEG -
Schncllbahn und die Errichtung von Spiel - und
Sportplätzen , sotvie von Volksparkanlagen in der

Hasenheide und am Tempelhofer Feld . Im ganzen
dürften am Ende dieser Woche allein im Bereich
der Stadtcntwässcrung etwa 2000 Arbeitslose be¬
schäftigt werden .

Der Berliner Autoverkehr hat in den letzten
Monaten einen außerordentlichen Aufschwung ge - -
noinmcn . 1925 wurden allein 21 . 000 Führerscheine
erteilt . Die Gesamtsumme ' der Berliner Antomo -
bilführerschcine dürfte 50 . 000 übersteigen .

Der Löwenbändiger des Zirkus Krone in

Mü' nchen wurde während der Dienstagabend¬
vorführung von den » erst feit kurzer Zeit impor -
tierten Berbcrlöwen angefallen und zu Boden ge -
risicn . Er hat schwere Biß - und Hiebwunden davon¬
getragen .

Ein « Brandkatastrophe brach Dienstag in
Southend im Staate Indiana der USA . aus . Das
Feuer sprang mit rasender Schnelligkeit auf die
umliegenden Häuser Über , so daß das gesamte Gc -
schästsviertcl der Stadt völlig eingcäschert wurde .
Der Schaden beläuft sich auf 3 Millionen Dollar .

Ein politischer Prozeß begann Dienstag in
Leningrad gegen 18 „Spione " . Unter den Angeklag¬
ten befindet sich u. a. der esthnische Staatsange¬
hörige und ehemalig « Konsikl Siegfried Taar .
30 Angeklagte werden schtverer politischer Vergehen
beschuldigt.

Der Vater des Alkoholverbotsgesetzes in den
Beveinigten Staaten , Bo sie ad , hat einen neuen
Antrag eingebracht , denizufolge sogar die Herstel¬
lung von Alkohol für Masfagezwecke ver¬
boten werden soll, da auch dieser Alkohol als
Genußmittel Verwendung findet .

Ein Prozeß gegen 70 jugendlich « Kommunisten
beginnt demnächst vor dem Standgericht in Kischi -
new bei Bukarest .

Hohe Preis « für alt « deutsch « Münzen . Ende
Jänner fand in Amsterdam eine Versteigerung alter
deutscher Münze »» stqtt , bei der außerordentlich hohe
Preise erzielt wurden . So wurden für bayrische
goldene Doppel - Taler aus den Jahren 1837 bis
1847 . Presse gezahlt, die zwischen 1050 und 16 Gul¬

den für daS Stück schwanken . Selbst Stücke aus
den Jahren 1854 und 1856 wurden noch mit 1100
bezw . 1150 Gulden bezahlt . Doi » mehreren Bremer
Goldtaler »» brachte ein Stück auS dem Jahre 18c>3:
625 Gulden , von 1864 : 600 und von 1865 ebenfalls
625 Gulden ein . Ein deutsches Fünfuiarkstück aus
dein Jahre 1904 erzielte den überraschend hohen
Preis von 500 Gulden , während für ein anderer
ans dem Jahre 1905 sogar 725 G»»lden bezahlt
wurden .

Das Schraubenflugzeug des spanischen Fliegers
de la Cicrva hat DienStag nachmittag auf dem
Flugplatz von Villa Coublay einen neuen VersuckiS-
flug unternoinmcn . Der über den » Flugzeugkörper
fächerartig angebrachte Schraubenflügel ermöglicht
cS dem Aeroplan , vertikal aufzusteigen , niederzu¬
gehen oder In der Luft stillzngehen .

Eine Zählung des AiitomobliverkehrS an den
verkehrsreichsten Kreuzungspunkten New UorkS, in
der Park Avenue und der Fünften Avenue , ist
dieser Tage vorgenoinmen »vorden . In der Park
Avenue fuhren durchschnittlich 48 Wagen an den
markierten Punkten in der Minute vorbei gegen
46 in der Fünften Avenue . Zwischen 7 Uhr früh
und 7 Uhr abends wurden in der Park Avenue
26 . 000 Wagen , in der Fünften Avenue 23 . 000 Wa¬
gen gezählt . Der Knotenpunkt der Fünften Avenue
und der 42. Straße , der bisher als die lebhafteste
Ecke der Welt galt , Ist jetzt von dem Sch . nnpnnkt
der Park Avenue und der 59. Straße geschlagen
»vorden . '

Wetterübersicht vom 4. Feber . Mittwoch Hal er
sich ' im ganzen Gebiet der Republik weiter erwärmt .
Nachmittags stiegen die Temperaturen meist auch auf
den Berge »» über 5 Grad Celsius , in den Niederun¬
gen stellenweise sogar über 10 Grad . ( Stara Tala
13 Grad , Buivcis 11 , Ung . - Brod , Najecke Teplicc 10,
Prag 6, Cerchov 9, Schneckoppe 7, Smokovcc 6 Grad . )
Ein leichter Frost trat in der Nacht auf Donnerstag
» nr am Fuße des BöhmerwaldcS auf ( Klattan —1 ) .
Niederschläge von mehr als 5 Millimeter - Menge
wurde nur in Karpathorußlaud beobachtet . Sonst
blieb «8 tagsüber trocken ; erst in der Nacht auf Don¬

nerstag fiel in Böhmen etwas Regen . — Wahr¬
scheinliches Wetter voi » Freitag : Wech¬
selnd bewölkt , keine oder nnr unbedeutende Nieder¬

schläge, nrild , südwestliche Winde .

Der Sternenhimmel im Feber .
Orion , Stier und Fuhrman » » gipfeln Mitt « Fe¬

ber schon vor 8 Uhr , sind aber bis Ende des Mo¬
nates noch dei » ganzen Abend gut zu sehen. Ebenso
der große Hund mit den » SirinS . Den Löwen fin¬
den wir unter dem großen Bären nach Sonnen¬

untergang immer früher am Osthimmel . Ende

Feber gipfelt Regulus , der hellste Stern des Lö¬

we»», »in » Mitternacht . Rabe , Jungfrau , Boot mit
dem Hellen Arktur , die Krone mit der Gemma

( Edelstein ) , Herkules und Leier tauchen in den spä¬
ten Abendstunden an » Nordosthimmel auf . Pegasus
und Schwan gehen immer früher unter . Tie

Zwillinge und der kleine Hund haben die günstigste
Zeit ihrer Sichtbarkeit . Den großen Bären erblickt
man den ganzen Abend am Osthimmcl ; er gipfelt
erst lange nach Mitternacht . Anfang Feber erreicht
beim Einbruch der Dunkelheit das Sternbild der

Perseus seine »» höchsten Stand . Als schimmernder
Zickzackbänd zahlreicher schwächerer und einiger
hellerer Sterne zieht cs von der Kassiopeia , dem
breite » „ W" hinab zum Horizont «. In diesem
Sternbilde steht der berühmt « Stern Algol , der

Teusclsstern . Wer diesen Stern mehrere Tage um
den 25. d. M. herum beobachtet , wird zu seinem
Erstaunen wahrnchmen , daß er feine Helligkeit
ändert . Meist erscheint er so hell tvie die sechs
größeren Bärensterne , z»iweilcn aber nur so wie der

siebente derselben , der eine Runipfstcrn . Schon der

Italiener Montanari wies 1667 darauf hin . Die

genaue Erklärung wurde aber erst durch die Spek¬
tralanalyse möglich . Algol ist ein sogenannter
Doppelstern , den aber auch das größte Fernrohr
nicht aufzulösen vermöchte . Denn im Gegensätze zu
Doppelsonnen wie die deS Sirius haben wir es

hier mit einer Stcrncnsonne zu tun , die von einem

Riesenplaneten begleitet wird , zweieinhalb Tage
leuchtet Algol in Hellem Lichte . Dann nimmt vier¬

einhalb Stunden erst langsamer , dann immer
schneller sein « Helligkeit ab , um in weiteren vier¬

einhalb Stunden wieder zuzunehmen auf die alte
Stärke . Während dieser Zeit hat der dunkle Be¬

gleiter den Hanptsteru verfinstert . Die Astronomen
Bogel und Schein « ! haben die Durchmesser der bei¬
den Stern « berechnet und fanden für Algol 1,391 . 000
Kilometer , fiir den Begleiter 1,880 . 000 Kilometer ,
ihr « Bahugeschlviudigkeitcn zu 42 und 89 Kilometer
in der Sekunde . Außerdem betvegt sich dieses
Sternensystem mit einer Geschwindigkeit von 4
Kilometer auf ttitS zu.

Die Planeten fehlen ganz im Bilde des Abend -

himmels . Merkur verschwindet in den Strahlen
der Sonne . Benns geht am 7. Feber , nachmittags
4 Uhr , an der Sonne vorbei . Da sie jedoch bei die¬

sem Vorübergange eine von der Sonne ziemlich
verschiedene Deklination besitzt , so geht Venus an

diesem Tage fast 40 Minuten vor der Sonne aus
und eben so lange fast nach ihr unter . Man kann

also in diesen Tagen die interesiante Beobachtung
machen , mit freiem Auge oder mit dem Fernrohr
zu prüfen , ob man Venus als Morgen - und Abend¬

stern zugleich erblicken kann . — Mars geht um
5 Uhr auf und ist dann bis zum Anbruch der

Dämnierung am Ofthimmel zu scheu. Jupiter
kommt allmählich immer früher vor der Sonne
über den Horizont , geht aber Ende Feber erst bei

Beginn der Morgendämmerung auf , ist also nicht
beobachtbar . Saturn steht hoch am östlichen Mor -

gcnhimmcl und geht gegen Ende des Monates eine

halbe Stunde nach Mitternacht auf . — Die Sonne
tritt am 19. Feber aus dem Zeichen des Wasser¬
mannes in das . der Fische über . — Die Stern -

schnuppentätigkelt ist in diesen ! Monate sehr gering .
- - ' • QU . ( B. A. K. )
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kommission eingesetzt tverden . Aber da er¬
gaben sich gleich zwei Schwierigkeiten . Die eine

I ist die ungeklärte Rechtslage : das Verhältnis
zwischen der englischen Regierung in Indien und

Aussperrungen gab cS im Jahre 1926
14, und zwar 5 Einzelaussperrungen in der

Stein - , Lchin - , Erden - und Glasindustrie ( 5 be -
trofseiic Betriebe , 137 Arbeitnehmer , 137 AnSge -
sperrtc , die 1759 Arbeitstage versäumte » und
einen Lohnentgang von 48 . 110 K hatten , bei einer
Aussperrung eine Lohnerhöhung , bei einer die
Wiederaufnahme entlassener Arbeiter forderten ,
tvährend bei 3 die Forderungen noch nicht bekannt
sind , 1 Aussperrung hatte einen vollen Erfolg , 1
einen Teilerfolg und bei 3 ist der Erfolg noch un¬
bekannt ) , ferner 7 Aussperrungen in der Metall¬
industrie ( 3 Einzel - und 4 GrnPPenanSsperrungen
in zusammen 152 Betrieben mit 27 . 996 Arbeit - *

nehmern und 27 . 986 Ausgesperrten, die 359 . 533

Arbeitstage versäumten , einen Lohnentgang von
7,387 . 703 K hatten , in 4 Fällen eine Lohn¬
erhöhung , in 1 Falle Beseitigung eines Meisters ,
in 1 Falle Nichtentlassung von Arbeitern forder¬
ten , während in 1 Falle die Forderung nicht be¬
kannt ist . 4 AuSspernlngen hatten einen Teilerfolg
und bei 3 ist der Erfolg noch unbekannt ) « nd end¬
lich 2 EinzclauSsperrungen in der Textilindustrie
( 2 betroffene Betriebe , 83 Arbeitnehmer , 83 Aus¬
gesperrte , die 2905 Arbeitstage versäumten und
einen Lohnentgang von 71 . 455 K hatten , Ab¬

schluss eines Grupfanarbciisvcrtrages forderten , 1
Aussperrung einen Teilerfolg und 1 einen vollen
Erfolg hatte).

BMnrirMast .
Streiks und Aussperrungen im

Jahre 1925 .

Laut Mitteilung des Statistische » Staats mtes
gab eS im Jahre 1925 280 Streiks , davon 211
Einzel , und 69 GrilppcnstrcikS in zusammen 618
Betrieben . In den betroffenen Betrieben waren
186 . 048 Arbeitnehmer , von denen 135 . 692 streik¬
ten und 2862 wegen Streiks feierten . Die Strei¬
kenden versäumten im Jahre 1925 1,080 . 960
Arbeitstage und hatten einen Lohnentgang von
31,339 . 400 Kronen . Die wegen Streiks Feiernden
versäumten 37 . 700 ArbeitSt gc und hatten einen

Lohnentgang von 1,178 . 394 Kronen . Ins¬
gesamt betrug daher im Jahre 1925
der Verlust an Arbeitszeit 1 . ,118 . 600
Tag « und der Lohnentgang 32,517 . 794
Kronen .

Rach deil Berufsklassen entfällst je ein
Streik auf die Zentralanlagen fiir Kr ftlieferung .
Beheizung und Beleuchtung ( mit 5555 von den

Streikenden versäumten Arbeitstagen ) , ans den
Handel und aus die ,anderen Gewerbe " , in diesem
Falle auf das Theaterwesen , 7 (die Z hl der ver¬

säumten Arbeitstag « fehlt ) , je 3 auf die Papier -
»ldustri « ( 78, siir zwei Streiks fehlt die Zahl der

versäumten Arbeitstages ilnd auf das Verkehrs¬
gewerbe ( 3413 ) , je 4 Streiks auf die Land , und

Forsttvirtsch ft ( 2998 , für einen Streit fehlt die

Zahl ber versäumten Arbeitstage ) und auf dir

Industrie in NahrungS - tind Genußmrlteln
( 4635 ) , 6 Streiks auf die chemische Industrie

(37. 788) mrd gleichzeitig
(754), und ein Gruppenstreik
Gebiet gleichzeitig den B
Metallindustrie ( 36. 505) ,

gen die Anforderungen ständig . Die Regulierung
der Olehälter der Beamten und Arbeiter ergab sich
als Folge der Geldentwertung und der enormen

Preissteigerung aller Bcdarfartikel . Waren in der
Vorkriegszeit die Gemeinden nur Interessen -
vcrtretungen eines verhältnismäßig kleinen Teiles
der Bevölkerung , so wurden sie nach Schafsilng
des allgemeinen Wahlrechtes Interessenvertretun¬
gen der Allgemeinheit . Die in der Vorkriegszeit
vcrnachläsiigten sozialpolitischen Forderungen der
arbeitenden Bevölkerung mußten wenigstens zum
Teil befriedigt werden . Und wenn die Teileisül -
lung d- eser Forderungen eine ettva zweifache Stei¬
gerung der GemeindeanSgaben gegenüber der Vor¬
kriegszeit bedingte , so ist dies wohl weniger als
mäßig.

Gegen diese Ausgaben aber richtet sich der
Vortvurf aller bürgerlichen Stenerthroretikcr .
Vom Referenten der Steuerabtcilung des Finanz -
ministcrinmS bis zum leitenden Beamten irgend¬
eines kleinen StencramtcS , vom bürgerlichen Bür¬
germeister irgendeiner größereii Stadt bis zum
agrarischen Dorfvorsteher , reden sic alle vom Spa -
ren , und zwar vom Sswren bei jenen Ausgaben ,

i . . . » « u• • • • *. . • • •• * * u
ein Mißerfolg , und in 43 Fällen ist das Ergebnis
noch u n b c k a n n t.

( 5666 ) , 16 Streiks auf den Bergbau ( 74. 771, für
einen Streik fehlt die Zahl der versäumten Ar¬

beitstage ) , 18 Streiks auf die Bekleidungsindustrie
( 30. 444 , für vier Streiks fehlt die Zahl der ver¬

säumten Arbeitstage ) , 24 Streiks auf daS Bau¬

gewerbe ( 26. 020 , für sechs Streiks fehlt die Zahl
der versäumten Arbeitstage ) , 37 Streiks auf die

Textilindustrie ( 320 . 382 , fiir vier Streiks fehlt die

Zahl der versäumten Arbeitstage ) , 40 Streiks auf
die Hol ' industrie ( 60. 188, für vier Streiks fehlt
die Z. hl der versäumten Arbeitstage ) , 50 Sireiks
auf die Metallindustrie ( 184 . 530 , für sieben
Streiks fehlt die Zahl der versäumten Arbeits¬
tags ) , 54 Streiks auf die Stein - , Lehm - , Erden ,
und Glasindustrien ( 137 . 211 , für sieben Streiks
fehlt die Zahl der versäumten Arbeitstage ) . Außer¬
dem betrifft ein Gruppenstreik die Papierindustrie

(15. 298) , 7 Streiks auf das Graphische Gewerbe !

( 900, für einen Streik fehlt die Zahl der versäum¬
ten Arbeitstage ) , 9 Streiks auf die Lederindustrie

ding , der demnächst seinen Posten verläßt , fiel
knapp vor seinem Scheiden noch diese undankbare

Aufgabe zu . Nach dem Muster gewisser Vräze «
denzsälle — der letzte tvar der des Rajah von

Aulidh , der 1905 nach einer Untersuchung ab -

aesetzt wurde — sollte ein « Untersuchung ! ) -

Die „verschwenderischen"
Gemeinden .

ES ist ein bekanntes und schon oft widerleg¬
tes Schlagwort: Der Pansihalvorwurf der sinan -
zicllen Mißwirtschaft , des mangelnden SpavsinnS
bei unseren Gemeindeverwaltungen . Und obwohl
bisher eine Begründung außer dem Hinweis auf
die hohen Umlagen nicht gegeben tvurde , so fin¬
den sich doch innner tvieder seicht« Finanzpolitiker ,
die mit diesem Schlagwort operieren . Die Steuer -

abteilung des Finanzministeriums geht mit die¬

sem Schlagwort unter den Steuerträgern hausie¬

ren , damit diese ihren Groll nicht gegen die

StaatSstenern, sondern gegen die Gemeinfamnla -

gen auSlasien . Am BcrbandStag der deutschen
Celbstverwaltungükörper hat der Referent über die

Äcldwirtfchaft der Gemeinden den Nachweis er¬

bracht , daß die StaatSlasten gegenüber den Fric -
denSjahren pro Kopf der Bevölkerung von 61 . 12

auf 731. 79, also um das Zwölffache , bei den

Selbstvcrwaltungslasten von 22 . 72 auf 167 . 78,

also nicht ganz aitf das Achtfache, bei den Gc -

meindclasten allein von 10 . 80 auf 90. 60, also nicht

ganz auf daS Neunfache gestiegen , sind. Die

Stenerabteilung des Finanzministeriums hat also
Ursache, den Gemeinden finanzielle Mißwirtschaft
Vorzuwevfen. Nun hat sich ein neuer Kronzeuge
gegen die Gemeinden gefunden . DaS „ Prager
Tagblatt " vom SamStag , den 30 . Jänner
faingt an leitender Aelle einen Artikel über

Steuerprobleme , in dem über die verschwen¬
derischen Gemeinden geschrieben wird ,
die gemeinsam mit dem Staat mehr als die Hälfte
der Gewinnes der großen Unternehmer im vor¬

hinein wegnehmen .

Die Gemeinden , besonders die deutschen Ge¬
meinden , leiden furchtbar darunter , daß die Ge -

sctzgebnna der grundlegenden Regelung ihrer
Gewwirtschast nicht das nötige Augenmerk zuwen -
det. Das „ Prager Tagblatt " behebt diesen Man¬
gel , infam eS von den verschwenderischen
Gemeinden spricht . Wenn die Steuerabteilung des
Finanzministeriums einen derartigen BorNnrrf er -
hebt, so kann man ihn ans Polit Gründen noch
verstehen , wenn er auch zu Unrecht erfolgt . Wenn
aber eine deutsche Zeitung von den „verschwende¬
rischen " Gemcinfan schreibt , so ist dies eine son¬
derbare Politik , die nur jemand machen kann , der
entweder über die Lage unserer Gemeinden gar -
nicht informiert ist oder der einseitig , über den
Ruin der Gemeinden hinwegschreitend , die Äroß -
iiünstrie vertritt . Betrachtet man die Stcuerpro -
blemc objektiv , so muß man den Vorwurf über die

verschwenderischen Gemeinden unerhört finden .
ES ist doch zur Genüge bekannt , daß die heutigen
Verhältnisse in den Gemeinden bezüglich der Fi¬
nanz - und Steuerfraaen mit der Vorkriegszeit
keinen Vergleich anShalten . In der Vorkriegszeit
waren die Gcmcindcfinanzcn immer über¬
sichtlich und geordnet . Man wußte genau , welche
Einnahmen zu erwarten waren und welche Aus¬
gaben damit geleistet werden konnten . Die Kre -

ditbeschaffung stieß auf keine Schwierigkeiten und
eS waren billige , langfristige Darlehen zur Durch -
führung größerer Arbeiten ohne Schwierigkeit jii
bekommen . Nach dem Zusammenbruch war die
Situation völlig geändert . Man konnte nur an¬
nähernd seststellcn , welche Ausgaben zu erwarten
tvaren , aber kein Mensch konnte sagen , welche Ein¬
nahmen zur Verfügung stehen werden . Dabei stie¬

Mit 21 Kanonenschüssen .
Aber da ist noch eine zweite Schwierigkeit.

Nach dem Gesetz der feildalen Ordnung dürfen
Fürsten , weim überhaupt , so mir von ihresgleichen
abgeurteilt werden ; und es ist nicht leicht, fiir
den fiirstlicheu Mörder ebenbürtige Richter
zu finden . Teil » Holkar von Indore ist auf der
Stufenleiter der indischen Majestäten ein Mann
allerersten Ranges : er hat Anrecht auf einen
Salut von 21 Kanonenschüssen und
kein Zwölfschüßlcr oder Scchzehnschüßler darf
über einen einundztvaiizigschüssiacu Herrscher zu
Gericht sitzen . Die Einundzwanziger sind aber in

Indien nicht so dicht gesät . Einige sind minder -
jährig , andere haben abgelehnt ; einer der wenigen ,
die zur Verfügung standen , ist Hari Sing , der
Maharadscha von Kaschmir , aber gerade der hat
das Pech gehabt , vor zwei Jahren selbst in Lon¬
don in eine große Skandalgeschichte mit Schlaf -
zimmerübcrraschungeu und Erpressungen ver¬
wickelt zu sei » . . .

ES war also tvirklich schwer , die Unter -

suchungskommission zustande zu bringen . Aber
letzt ist sie, wie die neuesten Meldungen berichten ,
konstituiert . Und jetzt bleibt bloß eine Frage , di «
man sich nun in Indien und auch in England
recht lebhaft stellt : tvas geschieht, wenn der Maha¬
radscha von Jndora stch ' S überlegt und gar
nicht h i n g e h t ? Sich im Vollgefühl seiner
Mayaradschawürdc weigert , vor der Kommission
zu erscheinen? Kann die englische Regierung zu«

acn, daß er das von ihr eingesetzte Gericht ein -
) ignoriert ? Wird sie mit Mitteln der Gewalt

dem Spruch der Kommission Anerkennung ver¬
schaffen ? Aus der Geschichte der kleinen davonge -
laufeneu Tänzerin können für die indische Politik

i noch große Verwicklungen entstehen .

zwischen der eiiglischen Regierung in Indien und
Den einzelnen indischen Fürsten , die - die Neber - ,
bleibsel ihrer Souveränität von der Gnade und
unter der Oberhoheit Englands weitergenicßen ,
ist rechtlich so aut wie gar nicht geregelt ; es be - ,
stimmt sich vielmehr rem faktisch nach dem Her -

'

kommen und der größeren oder geringeren tat -

sächlichen Macht , die sich der betreffende „ Sou - !
veräri " zu erhalten gewußt hat , also in Wirklich - ;
feit nach der Lage und Größe seines Landes , der j
Stärke der englischen Garnison , der Höhe der

Apanage , die der Fiirst von England bezieht , der !

Schätze , die er geerbt hat , und der Steuern , die
er seinen Untertanen abpreßt . Formell besteht
nur eine einzige strikte Bindung: die indischen
Fürsten dürfen keine selbständigen Beziehungen

zu auswärtigen Mächten unterhalten . Ansonsten
aber ist der Stand der zuläsiigen Einmischung der

englischen Regierungsbeamten in die innere Ver¬

waltung der „unabhängigen " Fürstentümer eine

offene Frage ; und darum hat der Beschluß , eine

Untersuchungstommisiion gegen einen indischen
Herrscher einzusetzen , bei einem Teil seiner Kol -

legen große Mißstimmung hervorgerufen . Sie

beoienen sich dabei sehr geschickt der allgemeinen
Empfindlichkeit des erwachenden indischen Natio¬
nalismus gegen di « verhaßten Engländer , um
einem indischen Souverän das Fürstenrccht auf
Mord und Menschenraub , das seine Ahnen jahr - ,
tausendelang geübt haben , nicht nehmen zu lassen , i

welche der Allgemeinheit dienen . Sei sind alle am
Werke , um das Rad der Zeit zurückzudrehen und
trotz der Anwesenheit der Vertreter der Arbeiter¬
schaft in, den Gemeinden die alte bürgerliche
Cliauenpolitik zn machen . Und dieser Politik hat
auch das „Prager Tagblatt " in seinem Leitartikel
das Wort geredet, als es von den verschwen¬
de r i s ch e n Gemeinden sprach , ohne auch nur
den geringsten Betveis für diese feindselige Gesin¬
nung gegenüber den SelbstvevwaltungSkorpern zu
«bringen . Die Gemeinden werden sich gut mer¬

ken müssen , wer gerade jetzt , tvo die neuen Steuer¬
gesetze ausgearbeitet werfan sollen , dem Finanz -
mmmerium Winke erteilt , cS möge gegen die Ge -
meinfan vorgehen . Die angestrebte Hochstbegren -
zung der Landes - , Bezirks - und Gemeindezu -
schläge, die man irgend einer Perversität zu¬
schreibt, ist auch der Wunsch deS „größten Prager
deutschen Blattes " und läßt uns erkennen , daß
die Valniöeks , welche außerhalb der Sleuerabtci «
liiiig des Finanzministeriums ihr Unwesen trei¬
ben, weit gefäbrlicher sind als der Balnisek des
Finanzministeriums .

radschas — was im alten Orient durchaus nicht
möglich gewesen iväre — kriegte den Fürsten satt
unb lief ihm davon . Sie lebte nun mit einem

reichen Kailfnrann von Indore , B a w la , und
das ist wichfig, denn wäre es ein armer Teufel
gewesen, so Ware die Geschichte vielleicht ein orien¬

talisches Märchen geblieben , aber sie hätte iiim -

mermehr die Wendung genommen , di « sie dann

erhielt . Der Aiaharadscha sann ans Rache: er

seridete gedungene Häscher aus , die die Tänzerin
mit Gewalt rauben und zurückbrinaen sollten —

ganz orientalisch . Der Ueberfall geschah mit Re¬
volvern auf das Auto , in dem Bawla und Mum -
taz fuhren — also ganz tnodern . Bawla wurde

erschossen, aber englische Offiziere kamen zu Hilfe ,
verhinderten den Raub der Tänzerin und nahmen
einen der Täter fest , die vor das Gericht kamen .

Selbstverständlich tvurde bestritten , daß der Ma¬

haradscha von dem Uebersall gewußt oder ihn
gar befohlen hatte ; die Täter gaben nur zu , auf
Belohnung gehofft zu haben , wenn sie die Tän¬

zerin in den fürstlichen Harem zurückbrächtcn .
Aber in einem anderen Prozeß gestand ein - gc «

wiffer Sriram Sambhudayal unter Eid , daß
er dreitausend Pfund aus der Privatschatulle des

Fürsten bekommen hatte , um Mumtaz Begum zil
verfolgen . Und ähnliche Berdachtsgründe , daß
Holkar die Mörder des Bawla beauftragt und

bezahlt habe , häuften sich.

Das Fürstenrecht auf Mord .

Unter diesen Umständen sah sich die indische
Regierung genötigt , eine Untersuchungeinzuleiten .
Aber ist es heutzutage für einen Maharadscha
nicht mehr ganz leicht, em « Bajadere rauben zu

lassen, so ist es doch anderseits auch noch nicht
leicht , einen Maharadscha für sein « Verbrechen
zur Verantwortung zu ziehen .

Dom Vizekönig von Indien , Lord Nea »

Sas Filcstengericht in Indien .
DaS Erwachen Indiens , der Einbruch kapi¬

talistischer Knltnrformen und RcchtSbegriffc in
das Land der Tempel und der Träume , vollzieht
sich unter den merkwürdigsten Erscheinungen und

Zwischenfällen. Bor allem ist das Indien , das
wir als eine geschichtliche, geographische und gesell -
chaftliche Einheit auffassen , in Wahrheit und für
vs Botvußtsein der Inder selbst eine bunte unv
Hier unübersehbare Vielheit vo>t verschied. ' nen

Wirtschaftsformen , Kulturstufen , Raffen, Reli¬
gionen , Kasten und Staaten . In den fortgeschrit¬
tenen Provinzen Indiens hat Die Maschine ihren
Einzug gehalten und neben den ersten , ganz in
den Händen englischer Kapitalisten befindlichen
Fabriken begiimt bereits ein heimischer Kapitalis¬
mus aufzuwachsen , entsteht eine junge indische In¬
dustrie und mit ihr eine junge indische Bourgeoisie .
Daneben aber gibt es in Indien auch Staaten ,
die aus dem jahrtausendelangen Schlaf der orien¬
talischen Feudalordnung noch kaum herausgetreten
sind, in denen nach wie vor die Elefanten schreiten
und die Maharadschas thronen , über Leben und
Tod, Leib und Gut ihrer Untertanen schrankenlos
gebietend wie vor taufcnb Jahren . Und doch nicht
mehr so ganz schrankenlos! Der Fall des Maha¬
radschas von Indore zeigt es , der seit einem
Jahre viel Staub auftvirvelt und eben jetzt wieder
alle englischen Zeitlmgen beschäfttgt.

Die Tänzerin des Maharadscha .
Der Maharadscha Holkar von Indore

hatte eine Tänzerin , Mumtaz Begum , —
so beginnt die Geschichte wie ein Märcheri aus

«Tausendundeiner Nacht " . Aber das merkwürdige
ist nun , wie in die jahrtauseitdaltc orientalische
Geschichte plötzlich immer wieder das moderne
Leben hinemgreift: also die Tänzerin des Maha¬

Jnternationaler Vergleich der

Rrattöftne .

Niedrige Löhne in der Tschechoslowakei .
DaS internationale Arbeitsamt veröffentlichte

einen neuen Vergleich der Reallöhne in den Groß -
I stützten verschiedener Länder für den Zeitpunkt fas

1. Oktober 1925 . Bekanntlich werden bei
> diesen Berechnungen die LebenSgewohnheiten in

den einzelnen Länder » berücksichtigt . Für die ein -
| zelne » Gruppen ( zum Beispiel Süfauropa , Mittel -

I cnropa nsw. ) werden auf Grund der ähnlichen
I Bedürfnisse sogenannte „LebenSmiltellörbe " ur
Grundlage des Vergleichs genommen , um zu er .

l Mitteln , wieviele Male zum Beispiel ein Arbeiter
in Berlin auS seinem Wochenlohn den seinen
Lebensbedürfnissen anaepaßten Lobensmittelkorb
in anderen Ländern kaufen könnte . Dabei wurden
nur die Kleinhandelspreise der Lebensmittel und
darüber hinaus auch der Anteil der Mieten mitbe -

' rücksichtigt . Die Löhne von nur vier Berufen ( Bau¬
gewerbe , Metallindustrie , Möbelindustrie und
Buchdruckerei ) , die in 18 Gruppen cingeteilt wur¬
den , konnten berücksichtigt tverdcn . Die Index¬
ziffern für die so ge rieten Reallöhn « werden da¬
durch gebildet , daß farenglischeReallohn
zur Grundlage genommen und als 100 be¬
zeichnet wird . Im Verhältnis zmn englischen
Reallöhn im Oktober 1925 ( der gleich 100 gesetzt
wird ) , sind die Indexziffern der Ncafföhice bei
Berücksichtigung der Ausgaben für Mieten in
Amsterdam 86, in Berlin 67 , in Brüssel 58, in
Kopenhagen 121 , in Lissabon 38 , in Lodz 63 ,
in Mailand 50 , in Oslo 98 , in Ottawa 166 , in
Philadelphia 189 , in Prag 55 , in Riga 46 , in
Stockholm 144, in Sydney ( Australien ) 144 , m
Wien 52, in Warschau 52 . Bei diesen Ziffern
muß man berücksichtigen , daß der englische Real¬
lohn , welcher zur Grundlage des Vergleichs dient ,
in der letzten Zeit nicht beständig geblieben , fv«i -
dern gesunken ist, und d ß daraus Veränderungen
in den Indexziffern für ander « Länder entstanden ;
des tveitereii ! daß bei Mailand und Lissabon die
Reallöhne bei besserer Berücksichtigmig des dort
üblichen hohen GemüseverbranchS höher ausge¬
fallen ivärcn . Trotzdem zeigen di « oben angefüyr -
teil Indexziffern klar die allgemeine Richtung der
9te . llöhne , deren Höhe in einzelnen Ländern , so
in Kanada , den Vereinigten Staaten , Australien
und Dänemark , andererseits bereit niedrigen
Stand in Italien , Lettland , Portugal , Oester ,
reich , Polen , aber euch in der Tschechoslowakei ,
Deutschland und Bclgicii . Für Frankreich fehlen
die netleren Angaben .

ein Elektrizitätswerk ,
in » Mährisch . Ostrauer i

Gcbwt gleichzeitig den Bergbau (430. 350) , die t
Metallindustrie ( 36. 505) , die Papierindustrie
( 1910 ) und die chemische Industrie ( 1547 ) .

Di « Forderungen derStreikendenwnen
die folgenden : bei 156 Streiks Lohnerhöhung
( zehn Streiks hatten einen vollen Erfolg , 105

j einen Teilerfolg . 30 einen Mißerfolg und bei elf
i Sireiks ist far Erfolg unbekannt ) , bei 16 Sireiks
, feine Loh n Herabsetzung ( vier Streiks j
, harten einen vollen Erfolg , sechs einen Teilerfolg ,

vier einen Mißerfolg und bei zwei Streiks ist der
Erfolg noch unbekannt ) , bei neun Streiks A u S -
zahlung des zu rückgehaltenen Loh¬
nes ( drei Streiks hatten einen vollen Erfolg , j

| vier einen Teilerfolg und bei zwei Streiks ist der i
, Erfolg unbekannt ) , bei einem Streik Ver¬

bürgung eines Mi n de st «i n k o m ine nS

i ( Teilerfolg ) , bei einem Streik keilt « Rückzah - !
slung überzahlter Löhne ( voller Erfolg ) , !
i bei einem StreikAu S : a h lu ng e i n « S Te u e-
. r u n g S z u s ch l a g c S ( Teilerfolg ) , bei einem
; Streik Auszahlung eines WeihnachtS -

bei trag cs ( Teilerfolg ) , bei einem Streik
Nichtbezahlung d « S verdorbenen !

iMaterialS ( Mißerfolg ) , bei einem Streik !
Nichtentlassung eines Betriebrats -
Mitgliedes ( voller Erfolg ) , bei elf Streiks
N i ch t eir t l a s s u n g von Arbeitern (drei

! Haien einen vollen Erfolg , drei einen Teilerfolg ,
drei einen Mißerfolg nnd bei zwei Streiks ist der
Erfolg unbekannt ) , bei einem Streik Beseiti -
gungeineSBcamten ( Mißerfolg ) , bei sechs
Streiks Entlassung eines Meisters (vier
Streiks hatten einen vollen Erfolg , einer einen
Mißerfolg und bei einem Streik ist der Erfolg
nnbekannti ) , bei 13 Streiks Wiederauf¬
nahme entlassener Arbeiter ( fünf
Streiks hatten einen vollen Erfolg , einer einen
Teilerfolg und bei siebe » Streiks ist der Erfolg
nnbekannt ) , bei 41 Streiks gab es „s o n st i g e "

i Forderungen ( 13 Streiks hatten einen vollen Er¬
folg , 16 einen Teilerfolg , acht einen Mißerfolg und
bei vier Streiks ist far Erfolg unbekannt ) . Bei
21 Streiks sind die Forderungen noch nicht
bekannt (die Ergebnisse gleichfalls noch un .
bekailitt ) .

Das Ergebnis der Streiks für die Arbeit¬
nehmer war in 44 Fällen ein v o l le r Erfolg ,
in 139 Fällen « in Te i lerfolg , in 54 Fällen
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Devisenkurse .
Prager Kurse am 4 . Feber .

Geld Var «

100 bolländisibe Gulden . . 1357 . —. —
100 Reichsmark 804 . —. —
100 belaische Franks . . . . 1' 3. 17 . 50
100 Schweizer Franks . . . 650 . 75 . —
1 Bkund Sterling 164 . 12 . 50
100 Lire 18U. 80 . -
1 Dollar 33 . 70 . —

100 französische Franks . . . 127 . 17 . 50
100 Dinar 59 . 75 . —

10 . 000 magyarische Kronen . 4. 72. 25
100 polnische Zloty 462 . —. —
100 Schilkina 477 —. —

1863 . —. —
808 . —. —
154 . 57 . 50
658 . 75 —
165 . 82 . 50
187. 70. -

84 . - . -
128 . 57 . 50

60 . 25 . —
4. 82 . 25

463 . - . -
480 . —. —

und WM« .
Spielplan des Neuen Deutschen Theaters . Heute

Freitag abends 7 Uhr „ Der O r l o w" .

SamStag abends 7 Uhr „ La Boheme " , Sonn¬

tag Jugendfürsorge -Vorstellung nachm . halb 8 Uhr :

„ D i e P u p p c u f c e", abends 7 Uhr „ M a s c o t t -

ch e n" , Montag „ Gräfin Mariza "

Spirlplan der Kleine » Biihnc . Heute Frei¬

tag Bankbeamtcnvorst . „ C h a r I c Y S Tante " ,

Samstag „ Ai i ch a e l H u n d e r I p f u n d" , Sonn¬

tag 3 Uhr nachm . „ Zwei glü <kliche Tage " ,
abend ! halb 8 Uhr „ Deutsche K l e i n st ä d t c r " ,

Montag „ Michael Hundcrtpfund " .

Ans der Partei .
Krelskonlerenz Karlsbad .

Am vergangenen Samstag und Sonntag fand

in Karlsbad eine von insgesamt 278 proletarischen
Vertrauensleuten besuchte Kreiskonferenz statt , die

einen überaus prächtigen Verlauf nahm . Ans dem

Tätigkeitsbericht des KreissekrrtariateS
Karlsbad , den Genosse Wondrak erstattete , ist i

zu entnehmen , datz der Atitgl rede r st and sich

seit der letzten Berichtspcriode erheblich ver¬

mehrt habe und jetzt 10 . 202 Männer und 5115

Frauen ansmacht . Die Versa m ml nngStätig -
keit weist allerdings eine kleine Bconiinderung
auf , immerhin wurden dennoch gegen 2000 Ver¬

sammlungen in der Berichtsperiode abgchal «
ten . Die Lokal - und Bczirksbildungs «
a u s s ch ü s s e können gleichfalls auf eine erfolg¬
reiche Tätigkeit znvückblickcn, die Kreiskasse weist
eine erfreuliche Steigerung der Beitrags -
e i n n a h m en ans . Der Kreis Karlsbad hat sich
an allen grossen Demonstrationen des Proletariats
im letzten Jahre stets mit machtvollen Versammln «-
gen beteiligt . Aus dem Bericht des Frauen «
kreiskomiteeö ist ersichtlich , daß hier vor allem

die AufklärungS - und SchnlungSarbcit gut « Er -

solge zu verzeichnen hatte . Ein im Jahre 1925 ver¬

anstalteter Frauentag hat der Frauenbewegung
in diesem Kreise neue Kräfte zngeführt . Das KreiS -

organ , der „Volkswille " wird in der Weise auS -

gestattet werden , datz er von nun an zweimal

wöchentlich a ch t s e i t i g erscheint und im Früh¬
jahr höchstwahrscheinlich täglich achtseilig erscheinen
wird . Für die ländlichen Gebiete wird man daran¬

gehen müssen, ein eigenes Wochenblatt
hcranSgegeben . Der Bericht über die Gebarung
der Volksbuchhandlung und der Druckerei „ Graphia "
war ein gleichfalls zufriedenstellender .

Nach einer eingehenden Debatte wurde dann

vom Genossen Stanök der Bericht der KreiSorgani -
sation E g er erstattet , der gleichfalls ein Anwachsen
der Mitgliedcrzahl scststellt . DaS Kreisgebiet Eger -

Asch gliedert sich nun in den Kreis Karlsbad ein .
Die KreiSorganisation Karlsbad umfaßt jetzt
18 Bezirks - und GcbictSorganisationen und zwar :
Asch, Eger , Elbogcn , Falkenau , GraSlitz , JoachimS -
thal , Karlsbad , Kaadcn , KönigSwart , Neudek ,

Podersam , Weipert und Wildstein . Diese Nenglie -
dernng des Kreises wird angenommen , gleichgei »
tig gelangt ein Antrag zur Annahme , der auf die

Erhöhung der Partelbeträge von K 2 auf K 2. 50

hinziekt .
Am zweiten DerhandlungStage sprach Genosse

Hillebrand in einer großangelegten Rede über

„ DaS Ergebnis der Parlamentswah¬
len und unsere nach st en Aufgaben " itnb
kam zu dem Schluß , daß vor allem ein A u S b a u
der Organisationen , eine Erfassung
der Betriebe und rin Eindringen in die

proletarischen Massen auf dem fla¬
chen Lande sowie eine rege Werbetätig¬
keit unter den Prolctarierfrauen die

dringendste Notwendigkeit sei. Nur dann , wenn auch
wir im Karlsbader Kreis alle Kräfte hcranziehen ,
die noch herangczogrn iverden können , wird die

deutsche Sozialdemokratie der Aufgabe , das Z e »-
trum der Arbeiterklassenbewegung
in der Tschechostoivakei zu sein , gerecht werden .

Nach der mit stürmischem Beifall aufgenom -
mencn Rede dcS Geirosien Hillebrand , sprach Ge¬

nossin Blatny über „ Die Frauen und die

letzen Wahlen " , worauf eine eingehende Tebatie

abgcführt wurde . Sodann gelangte eine Reihe von

Anträgen zur Abstimmung , bei der Neuwahl der

KrciSvertrctnng wurde Gcnosic Hillebrand zum
KreiSvertrauenSman , Gen . De Witte

zinn ersten und Genosse D e i st l e r znm zweiten
Stellvertreter gewählt . Nach der Annahnre einer
weiteren Reihe von sonstigen Anträgen und dem
Schlußwort des Genossen De Witte wurde die

KrriSkonferenz mit dem „ Liede der Arbeit " beendet .

Turnen und Spott .
5. Kreis . Sonntag , den 7. Feber findet

der Krcis - KainpfrichterkurS in Zuckmantel statt .
Alle Bezirks - und Gruppen - Kampfrichterleiter
haben zu erscheinen . Beginn 9 Uhr vormittags . —

KreiS - Borturnerstunden : Sonntag , den 21. Feber
Krcisvorturnerstnnde für Männer in Dux ( Bür -
gerschule ) . Beginn 9 Uhr vormittag . Zn delegie¬
ren haben alle Bezirk « und Gruppen . — Sonntag ,
den 28. Feber KreiS - Borturnerlnnenstund « In Brüx .
Beginn 9 Uhr vormittags . Zu delegieren haben
die Bezirke und Gruppen , außer den Fvaucn - Tnrn -
warten je zwei Turnerinnen .

Seit der Fuhballsport im reich - deutschen Ar -
bciter - Turn - und Sportbund zu hoher Blüte ge¬
langt ist , versuchen bürgerliche Vereine , hervorra¬
gend befähigte Arbciterspielcr zu „ziehen " , d. h.
durch Gewährung wirtschaftlicher Vorteile an sich
zu ziehen . Kürzlich hatten große Leipziger Vereine

nicht weniger als vier gute Spieler ans Aribeiter -
vrreinen gekapert , darunter zwei von der Frank¬
furter Olympiade - Mannschaft , die damals wegen
ihrer Spirlstärke erhebliches Aufsehen erregt hatten .
Diese beiden haben aber bald ein Haar in der

bürgerlichen Suppe gefunden und sind zum Arbei¬

tersport zurückgekehrt .
In Argentinien ist eine neue Schwinungrößc

aufgetaiicht . Der erst 19jährige Z o r i l I a schwamm
100 Meter Freischwimmen in der außergewöhnlichen
Zeit van 1: 00,6 . Zorilla hatte Argentinien auf
der Pariser Olympiade vertreten . — Außerge¬
wöhnliche Leistungen im Sckgvinnnen wurden in

Buffalo erzielt . Spcn « brauchte für 100 PardS
Brustschwimmen 1 : 08,4 und Lauser sogar nur
1 : 05 . Gleickxzeitig hat Lauser für 100 Meter Rücken¬
schwimmen 1 : 11,4 gebraucht .

Herausgeber Dr . Ludwig C z e ch.

Verantwortlicher Redakteur Wilhelm Nießner .
Druck : Deutsche ZeitungS - A. - G. , Prag .

Für den Druck verantwortlich : O. Holik .

Bei den norwegischen ElSschnellausmeisterschaf-
ten wurden solgrnde Ergebnisse erzielt : 500 Meter :

1. Olsen 46 Sekunden ; 2. Larsen 46,5 Sek . ; 8.

Ehristenscn 47 Sek . ; 4. Moen 47,2 Sek . ; 5. Ballan -

grnd 48,1 Sek . — 10 . 000 Meter : 1. Ballangvud

18 : 42,5 ; 2. Moen 18 : 52,4 ; 8. Stroen , 19 : 02,1 ;

4. Larsen 19: 16,5 ; 5. Olsen 19 : 50 . — Bei den

finnischen ElSlaußmeisterschaften in Wiborg gewann
die 500 Meter - Strecke WalleniuS mit 47,5 Sek.
gegen Korpels mit 47,9 Sek . , Belewicz mit 48,2 Sek.
und Pietilä mit 48,5 Sok . Beim 5000-Mcter-Lauf
erzielten Pietilä und Cerola die gemeinsame Zeit
von 9 : 84,8 gegen Korpcka mit 9 : 42,6 .

Z. 818/26 .

Slellen -Ausschrelbung .
Im BezirkSversorgnngShanse in Spiegelsberg

gelangt die Stelle eines

2Vnftolt0 - &ertoalter0
zur Besetzung . Für diese Stelle wird eine ent¬

sprechende Vorbildung und Eignung hiezu verlangt .
Die Bezüge werden vereinbart .

Die ordnungsmäßig gestempelten Gesuche sind

bei der BezirkSverwaltungvkommisiion in Aussig bis

15. Feber 1926 cinzurcichen . Dem Gesuche sind bci -

zuschließen : Der Nachweis ' über die tschechoslowaki¬
sche Staatsbürgerschaft lHeimatschein ) , Geburts¬

schein, GcsnndhcitS - und SittenzciigniS , der Nach¬

weis über die Vorbildung , bisherige Verwendung
und Sprachcnkenntnis .

Der Dienstantritt hat mit 1. März 1926 zu

erfolgen . 8897

Bezirksverwaltungskommission Aussig ,
am 30. Jänner 1926 .

Der Vorsitzende : Rudolf Müller m. P.

DRUCK - u . VERLAGSANSTALT
Ges « » 11 » <* n « rn MM m . beschr . Hat 1.

empfiehlt sieh den p. t> Behörden . Vereinen , Os*
ganisatlonon , Gemeinden und Kaufleuten zur
Herstellung von Drucks » rton wie : Tabellen .
Büchern . Broschüren . Zeitschriften . Zirkularen ,
MltglioihsücLorn . Einladungen , Plakaten , Flug¬
schriften « Fakturen . Briefpapieren nsw In solider
und rasoner Ausführung « SotsmnHnhlnanbatrleb
! —: und Rotatlonshetrieh . • —

IN TEPUTZ - SCHÖNAV
Tl . ch I erdo n . e Nr - O

Wran Urania - Kino Tolftfon 42t) I
Einzige « deumche « Kino oraöv vom 5 . - 8 reber .
Die freudlose Gasse .

Vom 9. BH ll . reber .
liebe und TrompetcnDlosen .

LIDO BIO Vom s . —ll . reber 1926 .
' '

Die Sonnenanbeter
( der Werwolf )

. Gro ’ sos Fllmopns In 7 Tollon .

N MIM ttl
Lass kontiueutai . ? Prag - Graben

Eoideuer KremelZA » « « ,E

KMMsIi . . Udvvg düm "
dar GenoMemcbalt „ Oanrmed "

Kontert ß PRAG IU

4P B » q . St » M |
Cafe „ Nizza

Kgl . Weinberge , Fochova 27 .
Unsor Stnininloknl . lJü| I

« ezirrsrrankenra ? | a Karisvab

c>, -,

Offerten mit Zeugnissen und der Angabe von

20 . 3eOer 1926 beim gefertigten

Für die Verwaltungskommission der

Bezirkskrankenkaffa Karlsbad
Der Vorsitzende : Aiiliud 6 < 6 < * ring m. p .

Akt Nr . 114/26

Für unsere zur Eröffnung gelangende zahnärztliche Abteilung
werden ein

Zahnarzt als Letter ,
2 zahnteGntfGe Kräfte

mit sofortigem Eintritte angestellt . Die Bewerber muffen tüchtige , selb¬
ständige Personen sein und ist eine berufliche Betätigung außerhalb der

Anstalt nicht gestattet .
Gehaltsansprüchcn sind
Institute cinzurcichen .

Julius ESlar .
Neueinstudiert im Deutschen Theater .

Cäsar leiht der Tragödie Shakespeares nur den

großen Nanicn . Sie wird , in jeder Inszenierung und
mit welchen Künstlern immer gespielt , die

Tragödie des BrntuS bleiben . Wenn in an¬
deren Dramen der Geigenspieler sich szencnlang vor
den Helden schiebt , wenn Elisabeth die Heldin in

„ Maria Stuart " , Hagen den Held der Siegfried -
Tragödie zu sein scheinen , hier Ist Cäsar nie mehr
als eine Nebenfigur , der mir der klingende Name ,
die historische Bedeutung , höhere Kothurn leihen .
Denn nicht einmal der Widerpart des Brutus und
der Verschwörer ist er . Uebcr den Parteien scheint
er zu stehen , sein Tod geht ihm persönlich am wenig¬
sten nahe . Nicht nur daß CäsarS Ermordung noch
vor dem Höhepunkt , der Fonimrcde , liegt , nicht nur ,
daß sich an dem Tode dcS Titelhelden erst die Hand¬
lung entzündet , macht Cäsar zur Kulisse in dem

Stück . DaS Charakterbild selbst bleibt hölzern steif ,
die Worte CäsarS sind leere Theatrrphrasen , wir

sehen keinen werdenden Charakter , keinen Kampf der

Leidenschaften in ihni ; selbst das Spiel mit dem Kö -

nigSgedankcn bleibt allein für die Motive des BrütnS ,
nicht für CäsarS Entschlüsse wichtig . Cäsar steht auf
der Bühne nicht anders als in nwdcrncn Gesell -
schastsstücken Napoleon oder Bismarck . Er Ist zu sehr
historische Persönlichkeit , um Dramcnheld sein zu
können . Seine Würfel sind längst gefallen , wenn der
Vorhang sich hebt . Auch dem größten dramatischen
Genius der Weltliteratur gelang es nicht , die Gestalt
CäsarS ihrer durch die Geschichte geprägten starren
Form zu entkleiden und mit tragischem Gehalt zu er¬
füllen . Jeder Gymnasiast weiß , daß Julius Cäsar
an den Iden des März ermordet wurde , daß er an
der Statue des PompcjuS niedrrsiel , daß er Brutus
als einzigen der Mörder apostrophierte und was der
Kleinigkeiten mehr sind , die bei anderen Helden eben
erst im Drama zur Geschichte hinzukommcn und
Spannung , Mitleid und Leidenschaften entfesseln .

Shakespeare hat auch gar nicht versucht , einen

> ,HuliuS Cäsar " wirklich zu schreiben ; die Tragödie ist
ihm nicht zum historischen Gemälde mißraten ; er hat
von allem Anfang den Kanipf der Meinungen und
der Meinungsmacher , die Jntrignen der Demagogen ,
dramatisieren wollen , die sich um BrntuS , den wah¬
ren tragsschcn Helden gruppieren . Nach den Gesetzen
deS analytischen , Jbsenschen Dramas käme Cäsar
gar nicht auf die Bühne , man erführe seinen Tod erst
durch die FornmSreden , der Knoten wäre geschürzt ,
ehe das Spiel begonnen hätte . ( So nebenbei : Es ist
erstaunlich , daß noch kein exzentrischer Regisseur auf
den Gedanken kam , das Stück so zu spielen und

CäsarS Tod etwa telephonisch melden zu lassen . )
Shakespeare, ' den Zeitgenossen der werdenden engli¬
schen Demokratie , Zeuge dcS AuffchwnngS Britan¬
niens zur Weltmacht , wie Rom unter Cäsar Welt¬

macht wurde , ahnenden Seher vielleicht der blutigen
Revolution und deS Croniwellschen Regimes , fessel¬
ten die Männer , die Cäsar mordeten , mehr als der
Ermordete .

BrntuS selbst idealisiert , der Verkünder

ewiger Prinzipien , die auch mit deni Dolch verwirk -

licht werden müssen , wenn eS anders nicht geht . Sein

Ehrgeiz wird erst wach , da er eine Mission erfüllen
zu müssen glaubt , da Rom nach ihm ruft , da er das
Blut des sagenhaften Borfahren in den Adern bren¬
nen fühlt . Jhnr ist eS zu glauben , daß der Dolch , den
er Cäsar InS - Herz senkte, auch die eigene Brust fin¬
den würde , wenn das Wohl des Landes eS erheischte ;
ein Wohl allerdings , das er in der alten unabänder¬

lichen Form sieht , das er andern gegen ihren Willen

aufzwingen möchte . „ Dies war der beste Römer unter
allen ! — Dies war ein Mann ! " müssen die Feinde
von ihm gestehen , er ist der Held , der menschlich be¬

zwingt , während CäsarS Tod nur eine historische
Würdigung (sie könnte eine Satire auf die moderne

Nekrolog - Journalistik sein ) auSlöst . Flankiert wird

dieser ehrliche Republikaner von den Demagogen
Mare Anton und CassiuS . Der eine , Marc

Anton , ein glatter , gefallsüchtiger , nach Reichtum ,
Ehre und Glanz strebender Abenteuerer , der mit dem

Schwerte , mit der Rede , wahrscheinlich wenn eS not

täte , auch mit dem Dolche arbeitet , für den aber der

Zwang zu selbständigem Handeln erst eintritt , so bald

Cäsar , der Gönner und Förderer , tot ist. Ihm läßt
Shakespeare die Musterrcdc aller Demagogen in der

einzigartigen , prächtigen Gestaltung sprechen .

CassiuS ist der Typ der Mittelmäßigkeit , die den
Anblick dcS Genies nicht ertragen kann :

„ Was flecht doch In dem Lasar ,
bah man den Namen mehr al « euren spräche !

Nun denn Im Namen der gesamten Kötter ,
Mit was für Speise nährt der Cäsar sich,
das, er so groh ward ? "

So nörgelt , krittelt und hetzt er , alles Gcschniciß der
römischen LldelSwelt , den Casca , den Cimber , die
Nichtstuer und Nichtskönner denen Cäsar die Ge¬
legenheit zum Stehlen und Regieren nahm , wiegelt
er auf. Alle Mittelmäßigen marschieren auf , um im
Namen einer Demokratie , auf die gerade sic pfeifen ,
den einen Großen , Strahlenden , zu morden . Cäsar
charakterisiert den Neider :

„ Und solch « Männer haben niemals Rich' ,
Solang sie jemand größer sehn als sich. "

In der Meute dieser korrupten Gesinnungslumpen
muß Brutus untergehen , am Ende steht nicht so sehr
der Sieg Marc Antons und des von Shakespeare
stiefmütterlich behandelten Octavian , sondern der Z u-
fammenbruch des Republikaners
BrntuS , der mit CäsarS Geist in quälenden Näch¬
ten ringt , der mit dem Worte stirbt : „Cäsar , du bist
gerächt ! " und damit eher den Sieg der Idee
CäsarS als daS „ Zahn nm Zahn " der Blutrache
meint .

Die Inszenierung Max Licbis hat
gute Einfälle und macht vor allem sehr oft aus der
Not ( an Kulissen und Statisten ) die Tugend der

Selbstgenügsamkeit . Daß aber alles unter freiem
Himmel spielt , daß wir bei der Mordszene di « be¬
drückende Enge des Sitzungssaales ebenso wie bie .

aufgeregte Menge der Senatoren , bei der Forum¬
szene daS Volk vermissen , ist und bleibt ein Mangel ,
so lange nicht ganz große Schauspieler den Verzicht
auf die statiereicke Menge leicht machen . Die großen
Darsteller fehlen aber doch . Von Cäsar sagt daS Büh¬

nenheft , das Kommentar und Apologie der Auffüh¬
rung bietet : „Cäsar selbst, hart , selbstbewußt , ohne

Neigung znm Nachgeben , ein Autokrat , dabei etwas

abergläubisch , etwas theatralisch in seinem ganzen
Gehaben , aber nie ohne Größe ! " Also auf Herrn
Reinhardt geht das nicht . Alle Achtung vor dem

erprobten Künstler Reinhardt dessen Vorzüge nicht

umstritten sind , aber ein Cäsar ist er nicht. Dieser
als Cäsar kostümierte joviale Hausvater , der mit

einer künstlich gehöhlten Stimme Verse hcrsagt , hat

sich vom ersten Auftreten an mit seinem Schicksal ab¬

gefunden . Er weiß , daß im Ploeh der 15. März als

sein Todestag geführt wird , es bedarf des Wahr¬
sagers nicht . Er nimmt sein Schicksal hin, wohl wis¬
send , daß ihm eine gymnasiale Unsterblichkeit ge¬
sichert Ist. Diesem Cäsar fehlt nur noch , daß er seine
Reden für den Schulgebrauch Sätze aus den „ Com-
mentari de bello Gallico " einflicht . Der BrntuS

Ehr le S läßt den granitnen Zug des Dogmatikers
vermissen , aber er hat alle Wärme des überzeugten,
menschlichen Helden . DaS Majestätische liegt ihm

allerdings mehr als das Fach des KönigSmörderS.
Fischer - Streitmann ist für den CassiuS
etwas zu großes Format . Man glaubt ihm nicht
recht, daß er den mit dem künstlichen Kahlkopf lo

komisch aussehenden Cäsar so glühend haßt . Ein

Dämon erster Klasse , wo nur ein kleiner Teufel ver¬

langt wird . Hölzltn hatte einen großen Tag. Die

Rede gelang ihm, der seit je ein glänzender Spre¬
cher war , hervorragend schön . Renner (Casea) ,
Olden ( FlaviuS ) hoben ihre kleineren Rollen merk¬

bar über den Durchschnitt der Aufführung , nett war

der LueiuS HanneDorianS , dagegen machte sich
Marianne Reick als Portia durch unleidliches
Singen der Verse wenig angenehm bemerkbar .

Man sah es der Inszenierung und dem

Spiel an , daß sie das heute hier überhaupt er¬

reichbare Niveau mit Fleiß erklommen habe »;
alles , was ein armer Mann wie Hamlet geben kann .

Daß eS aus mannigfachen Gründen , die zum großen
Teil außerhalb des Theaters liegen , nicht . mehr
sein kann , ist bedauerlich ."

- Dr . E. F.
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